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Zusammenfassung 

Seit 2022 ist assistierter Suizid im Rahmen des Sterbeverfügungsgesetzes in Österreich legal. 

Die Fachpersonen im Gesundheitsbereich und die Einrichtungen, in denen sie tätig sind, fin-

den erst nach und nach zu einer kompetenten und reflektierten Position im Umgang mit Men-

schen, die einen assistierten Suizid durchführen möchten. Information, Beratung und Beglei-

tung von Sterbewilligen und ihren An- und Zugehörigen ist bis heute kaum vorhanden, aber 

dringend notwendig. Wenn diese nicht innerhalb von Einrichtungen der Hospiz- und Palliative 

Care geleistet werden kann, sollten dafür regionale Clearingstellen und Prozessbegleitung 

eingerichtet werden. Die Soziale Arbeit sollte dabei jedenfalls involviert sein. Mit ihrem ganz-

heitlichen Blick auf die Lebenswelt ihrer Adressat*innen, ihrer ethisch reflektierten Haltung und 

ihrer Menschenrechtsorientierung, ihrem Koordinations-, Mediations- und Vernetzungswissen 

hat sie in der Beratung und Begleitung von Suizidwilligen großes Potential. Mittels Sozialanam-

nese können Problemlagen, Ressourcen und eventuelle Alternativen er- oder auch ausge-

schlossen werden und eine individuelle Begleitung in Fürsorge UND Autonomie sichergestellt 

werden.  

 

Schlüsselwörter: Assistierter Suizid, Sterbeverfügungsgesetz, Soziale Arbeit, Palliative Care 

 
 

Abstract 

Assisted suicide was legalised in Austria in 2022 by the so called “Sterbeverfügungsgesetz”. 

Healthcare professionals and the institutions in which they work are only gradually develop-

ing a competent and reflective position on dealing with people who wish to undergo assisted 

suicide. Information, counselling and support for those wishing to die and their relatives and 

friends is still largely unavailable, but urgently needed. If this cannot be achieved within hos-

pice and palliative care facilities or primary care, regional clearing and process facilitation 

should be established. Social work, with its holistic view of the lives of its clients, its ethically 

reflective attitude and its human rights orientation, its coordination, mediation and networking 

knowledge, has great potential in the multi-professional counselling and support of people 

who wish to die by suicide. Methods of social diagnosis can be used to identify or rule out 

problems, resources and possible alternatives, and to ensure individual support in terms of 

care AND autonomy. 
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1. Einleitung 

“Dying is what you do. It is not what is done to you.” 

(Die Wise. Stephen Jenkinson, S. 72) 

 

Seit 1. Jänner 2022 ist der assistierte Suizid in Österreich mit dem Sterbeverfügungsgesetz 

legal möglich. In dieser Arbeit erhebe und reflektiere ich Erfahrungen aus vier Jahren Anwen-

dung dieses Gesetzes und beantworte auf Basis dessen meine Forschungsfrage nach der 

Rolle, die Soziale Arbeit im Rahmen des assistierten Suizids einnehmen kann. Die Diskussion 

pro und contra Sterbehilfe lasse ich außen vor, es geht mir darum, einen für alle Beteiligten 

guten und ethisch vertretbaren Umgang mit dieser nun legalen Möglichkeit zu finden.  

 

Nach einem kurzen Blick auf das Sterbeverfügungsgesetz, seine Entstehungsgeschichte so-

wie die unterschiedlichen Perspektiven von Hospiz- und Palliative Care (HPC) bzw. der Ös-

terreichischen Gesellschaft für ein Humanes Lebensende (ÖGHL), stelle ich praktische Erfah-

rungen und Erkenntnisse aus den ersten vier Jahren der Anwendung des Gesetzes dar. Dabei 

fokussiere ich zum einen auf die Sterbewilligen, deren An- und Zugehörige und die professio-

nell damit befassten Fachkräfte, zum anderen auf die Organisationen und Einrichtungen, die 

mit dem Thema Sterben und assistierter Suizid (AS) zu tun haben. Die spezifische Situation 

in Salzburg ist ebenfalls Teil dieser Erhebungen. 

 

Kapitel 5 betrachtet die Rolle der Sozialen Arbeit im Kontext von Sterben, Tod und Suizid. Im 

Anschluss werden auf Basis der zuvor dargestellten praktischen Erfahrungen, der berufsethi-

schen Grundlagen sowie des Qualifikations- und Identifikationsrahmens der Profession, po-

tentielle Aufgaben und Rollen der Sozialarbeit im Kontext des Sterbeverfügungsgesetzes de-

finiert. 

 

1.1. Klärung der Begriffe im Kontext Sterbehilfe  

Bis vor ca. 15 Jahren wurde in der juristischen Lehre und Judikatur zwischen folgenden 

vier Sterbehilfeformen unterschieden (vgl. Halmich & Klein 2023, S. 9ff): 

- Aktive Sterbehilfe: Aktives Beenden des Lebens einer sterbewilligen Person auf de-

ren Wunsch durch eine andere Person. 

- Passive Sterbehilfe: Bewusst den Tod einer Person zulassender Handlungsverzicht 

(Therapieverzicht oder -abbruch, Therapiezieländerung) 

- Direkte Sterbehilfe: Fokussiert auf unmittelbare Beendigung des Lebens 
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- Indirekte Sterbehilfe: Behandlung wird gesetzt, obwohl sie lebensverkürzend wirken 

kann (z.B. hochdosierte Schmerzmittel). Im Fokus steht hier die Behandlung von Lei-

denszuständen, die Lebensverkürzung wird als Kollateralschaden in Kauf genommen. 

 

Halmich und Klein plädieren in Anlehnung an die Empfehlungen des deutschen Ethikrats von 

2006 und der österreichischen Bioethikkommission von 2011 für folgende Begriffe: 

- Sterbebegleitung: Maßnahmen zur Pflege, Betreuung und Behandlung von Sympto-

men. „Dazu gehören die körperliche Pflege, das Stillen von Bedürfnissen, wie Hunger- 

und Durstgefühlen, das Mindern von Übelkeit, Angst und Atemnot, aber auch mensch-

liche Zuwendung und Beistand (Palliative Care).“ (Halmich & Klein 2023, S. 11) 

- Therapie am Lebensende: Medizinische Maßnahmen zur Verbesserung der Lebens-

qualität, Verlängerung des Lebens oder Leidensmilderung. 

- Sterben zulassen: Unterlassen bzw. Beenden von lebensverlängernden Maßnahmen, 

wenn diese nicht mehr sinnvoll erscheinen oder der Patient sie nicht mehr autorisiert. 

- Assistierter Suizid: Mitwirkung an der Selbsttötung. „Unterstützung einer sterbewilli-

gen Person bei der Durchführung lebensbeendender Maßnahmen.“ (Halmich & Klein 

2023, S. 12) 

- Sterbehilfe: In Österreich weiterhin strafbares Verhalten, nämlich die Tötung auf Ver-

langen (§77 StGB), die vorsätzliche/fahrlässige Tötung (§§ 75, 80 StGB) und die Ver-

leitung zur oder Mitwirkung an der Selbsttötung unter bestimmten Voraussetzungen (§ 

78 StGB). (vgl. Halmich & Klein 2023, S. 12) 

 

Nach wie vor werden die Begriffe sehr unterschiedlich verwendet und verstanden. In den meis-

ten Fällen wird Sterbehilfe weiterhin als Überbegriff für alle Formen der Lebensverkürzung 

inklusive assistiertem Suizid, Sterben zulassen und Tötung auf Verlangen verwendet. Ich folge 

in dieser Arbeit weitgehend der Terminologie von Halmich & Klein. 

 

1.2. Quellenlage und empirische Erhebungen 

Da noch kaum wissenschaftliche Studien zur Umsetzung des Sterbeverfügungsgesetzes pu-

bliziert sind, war ich weitgehend auf „graue Literatur“ (Stellungnahmen, Handreichungen, 

Richtlinien…) und Studien aus anderen Ländern angewiesen. Eine Diskussion über die prak-

tischen Erfahrungen mit assistiertem Suizid in Österreich findet – wenn überhaupt – vorerst 

hauptsächlich in den Medien statt, vor allem seit dem in der Presse angekündigten assistierten 

Suizid von Niki Glattauer Anfang September 2025. Das erklärt den relativ hohen Anteil an 

Medienquellen in dieser Arbeit. 
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Zusätzlich habe ich acht Expert*inneninterviews mit Fachkräften geführt, die in ihrer Arbeit mit 

assistiertem Suizid zu tun haben: Zwei Sozialarbeiter*innen (Hospizbewegung und Kranken-

haus), vier Pflegefachkräfte (stationäres Hospiz, mobiles Palliativteam, OPG und ÖGHL), eine 

Palliativärztin (Palliativkonsiliardienst Krankenhaus), eine Psychologin (Städtische Senioren-

heime) und eine Juristin (Patientenvertretung). In halbstrukturierten Interviews habe ich Erfah-

rungen und Erkenntnisse erfragt, im Anschluss kategorisiert und analysiert. Nach den folgen-

den sechs Hauptkategorien bin ich dabei vorgegangen:  

1. Regelungen, Vorgangsweisen, Umgang in der eigenen Organisation 

2. Konkrete Erfahrungen mit (dem Wunsch nach) assistiertem Suizid 

3. Kritik am StVfG bzw. der bisherigen Umsetzung, Verbesserungsvorschläge 

4. Erkannte Bedürfnisse von Sterbewilligen, An- und Zugehörigen, Fachkräften 

5. Aufgaben, Kompetenzen, „USP“ Sozialer Arbeit in HPC bzw. generell 

6. Einsetzbarkeit Sozialer Arbeit für die erkannten Bedürfnisse  

 

Es erschien mir für meinen Zugang und den Aufbau dieser Arbeit nicht sinnvoll, diese Ergeb-

nisse in einem separaten empirischen Teil darzustellen. Sie finden sich stattdessen in den 

thematischen Abschnitten, für die sie jeweils relevant sind und ergänzen so die anderen Quel-

len (siehe Quellenverzeichnis/Expert*inneninterviews, Zitate im Fließtext nach Initialen, z.B. 

AP, Z. 16 - 22). 
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2. Das Sterbeverfügungsgesetz  

Bis 1. Jänner 2022 war in Österreich neben der Tötung auf Verlangen auch die „Beihilfe zum 

Selbstmord“ strafbar: „Wer einen anderen dazu verleitet, sich selbst zu töten, oder ihm dazu 

Hilfe leistet, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.“ hieß 

es bis dahin im § 78 StGB. Ende 2020 hob der Verfassungsgerichtshof (VfGH) die Wortfolge 

„oder ihm dazu Hilfe leistet“ als verfassungswidrig auf (VfGH-Erkenntnis G139/2019 vom 

11.12.2020). Die mit einem Jahr sehr knappe Frist für eine Neuregelung durch den Gesetzge-

ber wurde mit 1.1.2022 definiert. Um eine ungeregelte Erlaubnis jeglicher Form der Suizidbei-

hilfe zu verhindern, wurde Ende 2021 das Sterbeverfügungsgesetz (StVfG) beschlossen und 

trat per 1.1.22 in Kraft. § 78 StGB lautet nun wie folgt: 

 

„Mitwirkung an der Selbsttötung 

§ 78 (1) Wer eine andere Person dazu verleitet, sich selbst zu töten, ist mit Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1. einer minderjährigen Person, 

2. einer Person aus einem verwerflichen Beweggrund oder  

3. einer Person, die nicht an einer Krankheit im Sinne des § 6 Abs. 3 des Sterbeverfü-

gungsgesetzes (StVfG), BGBl. I Nr. 242/2021, leidet oder die nicht gemäß § 7 StVfG 

ärztlich aufgeklärt wurde,  

dazu physisch Hilfe leistet, sich selbst zu töten.“ 

 

Die Tötung auf Verlangen ist ebenso wie die Verleitung zur Selbsttötung nach wie vor verbo-

ten, die Mitwirkung („physische Hilfeleistung“) unter den in Abs. 2, Ziffer 1 – 3 formulierten 

Voraussetzungen erlaubt.1 

 

2.1. Entstehungsgeschichte 

Die Diskussion über „Sterbehilfe“ oder „Freitodbegleitung“ ist natürlich deutlich älter, wurde 

aber in Österreich lange Zeit nur anlassbezogen zum Thema gemacht. Im Jahr 2014 gab es 

eine parlamentarische Enquete unter dem Titel „Sterben in Würde“, bei der erstmals struktu-

riert und öffentlich über assistierten Suizid debattiert wurde. Seit 2015 gibt es eine 

 
1 Das erinnert an das nach wie vor bestehende Verbot des Schwangerschaftsabbruchs mit Straffreiheit unter ge-

wissen Umständen (§§ 96 und97 StGB). Auch in der ethischen Bewertung und der strikten Ablehnung durch die 

Kirchen sind sich Schwangerschaftsabbruch und Sterbehilfe bzw. assistierter Suizid ähnlich. 
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Stellungnahme der Bioethikkommission am Bundeskanzleramt, welche eine Entkriminalisie-

rung ärztlicher Hilfeleistung beim Suizid in bestimmten Fällen empfiehlt. (vgl. Österreichisches 

Parlament, 2021): 

 

Nach dem VfGH-Erkenntnis Ende 2020 wurde im Mai 2021 im Justizministerium ein viertägi-

ges „Dialogforum Sterbehilfe“ abgehalten, um einen Überblick über das Meinungsbild zu er-

halten. Im Schlussbericht werden die Standpunkte der teilnehmenden Organisationen darge-

legt. Einig waren sich alle Beteiligten, dass ein Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung 

einer Liberalisierung der Sterbehilfe vorausgehen müsse, weil HPC den Wunsch nach einer 

frühzeitigen Beendigung des Lebens reduzieren könne. (vgl. Bundesministerium für Justiz 

202, S. 8) Dem wurde später vom Gesetzgeber mit dem „Hospiz- und Palliativfondsgesetz 

2022“, das gleichzeitig mit dem Sterbeverfügungsgesetz in Kraft trat, Rechnung getragen. 

 

Weitere Fragen, die im Dialogforum behandelt wurden, waren: 

• „Wie und von wem kann der freie selbstbestimmte Wille sichergestellt werden? 

• Soll Sterbehilfe auf bestimmte Personengruppen beschränkt werden? Wenn Ja, wie 
kann der Zugang eingeschränkt werden, ohne den freien Willen des/der Einzelnen da-
mit zu beschränken? Einzelne TeilnehmerInnen [sic!] hielten eine Beschränkung 
grundsätzlich nicht mit der Entscheidung des VfGH vereinbar. Die meisten Stimmen 
plädierten für Entscheidungsfähigkeit sowie Volljährigkeit als Mindestvoraussetzung. 

• Wie kann der Prozess der Sterbehilfe strukturiert werden? 

• Wer soll Sterbehilfe leisten dürfen? 

• In welcher Form soll/muss es Beratungsangebote geben?“  
(Österreichisches Parlament 2021) 

 

Die Zusammensetzung des Dialogforums war deutlich von kirchlichen Einrichtungen domi-

niert. Feichtner et al (2022; S. VI) formulieren vorsichtig: „Die bekannten Befürworter des as-

sistierten Suizids waren nicht die Einzigen, die feststellten, dass die Zusammensetzung des 

Dialogforums eine größere Zahl von Vertreter*innen klerikaler Einrichtungen enthielt.“ Dies gilt 

wohl gleichermaßen für die gesamte Diskussion und im Übrigen auch für die Trägerschaft der 

Hospiz- und Palliativeinrichtungen, die zum Großteil katholische/christliche Gründungen sind, 

wie auch zahlreiche Krankenhäuser und Pflegeheime. Die katholische Kirche verbietet den 

Suizid in jeder Form. Diese Tatsache sollte sich in weiterer Folge auch für die Umsetzung des 

Sterbeverfügungsgesetzes als relevant erweisen. (Siehe Kapitel 3 und 4) 

 

Im Jahr 2021 entstand auch der Sammelband „Assistierter Suizid. Hintergründe, Spannungs-

felder und Entwicklungen“, der auf 380 Seiten einen Überblick über die vielen Aspekte und 

Perspektiven rund um die Sterbehilfe (in Österreich) bietet. Gezielt wurden Befürworter*innen 

und Gegner*innen des assistierten Suizids um Beiträge gebeten. Allerdings lag beim Ab-

schluss der Manuskripterstellung im September 2021 der Gesetzesentwurf zum 
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Sterbeverfügungsgesetz noch nicht vor, während es bei Erscheinen des Bandes 2022 bereits 

in Kraft getreten war. (vgl. Feichtner et al 2022, S. VI) 

 

Der offene und breite Diskurs, den man sich bei diesem ethisch und gesellschaftlich hochre-

levanten Thema wünschen würde, hat vor allem pandemiebedingt nur sehr eingeschränkt 

stattgefunden: Seit März 2020 dominierte Covid sämtliche Lebensbereiche und Medien. Bis 

zum Beschluss des Gesetzes und darüber hinaus im ersten Jahr der Umsetzung blieb das 

weitgehend unverändert der Fall, zumal im Gesundheitssystem.  

 

Am 23.10.2021 wurde der Gesetzesentwurf zum Sterbehilfegesetz mit einer sehr knappen 

Begutachtungsfrist bis 13.11.2021 veröffentlicht. In den oben erwähnten Sammelband „Assis-

tierter Suizid“ konnte noch ein juristischer Kommentar zum Entwurf aufgenommen werden, der 

diesen als „Minimallösung “ und „politischen Minimalkompromiss“ bezeichnet, „der unter star-

kem Zeitdruck von Regierung und Parlament durchgezogen wird. Eine gründliche Diskussion 

nach einer längeren Begutachtungszeit hätte dem Entwurf gutgetan.“ (Weber 2022, S. 18)  

 

2.2. Das Sterbeverfügungsgesetz 2022 (StVfG) 

Assistierten Suizid kann in Österreich im Rahmen des Sterbeverfügungsgesetzes in Anspruch 

nehmen, wer österreichische*r Staatsbürger*in ist oder den gewöhnlichen Aufenthalt in Öster-

reich hat, volljährig und entscheidungsfähig ist und einen dauerhaften, freien und selbstbe-

stimmten Entschluss zur Selbsttötung nachweisen kann. (vgl. § 1 StVfG) 

 

„Eine Sterbeverfügung kann nur eine Person errichten, die 
1. an einer unheilbaren, zum Tod führenden Krankheit oder 
2. an einer schweren, dauerhaften Krankheit mit anhaltenden Symptomen leidet, de-

ren Folgen die betroffene Person in ihrer gesamten Lebensführung dauerhaft be-
einträchtigen; 

wobei die Krankheit einen für die betroffene Person nicht anders abwendbaren Leidenszu-
stand mit sich bringt“ (§ 6 Abs 3 StVfG) 
 

Um eine Sterbeverfügung bei einer/einem Notar*in oder der Patientenvertretung/Patientenan-

waltschaft2 errichten zu lassen (das heißt, ins Sterbeverfügungsregister eintragen) müssen 

 
2 Hier gibt es leider eine Begriffsverwirrung in Österreich: Das StVfG spricht von Patientenvertretungen nach § 

11e des Krankenanstaltengesetzes. Das sind Landeseinrichtungen, die in jedem Bundesland anders heißen (Pati-

entenanwaltschaft, Patientenvertretung, Ombudsschaft). Der bundesweite Überbegriff dafür lautet „Patienten- 

und Pflegeanwaltschaften“. (vgl. https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/hilfe_und_finanzielle_unterstuet-

zung_erhalten/ombudsstellen_und_anwaltschaften/Seite.3240007, abgerufen am 8.1.2026) „Patientenanwalt-

schaften“ heißen allerdings auch nach dem Unterbringungsgesetz bei Erwachsenenschutzvereinen angesiedelte 

Stellen mit ganz anderen Aufgaben. In dieser Arbeit ist mit „Patientenanwaltschaft“ immer die jeweilige „Patien-

ten- und Pflegeanwaltschaft“ gemeint, die in Salzburg „Patientenvertretung“ heißt. 

https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/hilfe_und_finanzielle_unterstuetzung_erhalten/ombudsstellen_und_anwaltschaften/Seite.3240007
https://www.oesterreich.gv.at/de/themen/hilfe_und_finanzielle_unterstuetzung_erhalten/ombudsstellen_und_anwaltschaften/Seite.3240007
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zuvor zwei voneinander unabhängige Mediziner*innen konsultiert werden, wovon eine*r eine 

palliativmedizinische Qualifikation haben muss. Die Inhalte dieser Gespräche (neben der Fest-

stellung der Entscheidungsfähigkeit und des Vorliegens der anderen Voraussetzungen) sind 

unter dem Titel „Aufklärung“ in § 6 Abs 2 des StVfG geregelt:  

 

„Die Aufklärung hat zumindest folgende Inhalte zu umfassen: 
1. die im konkreten Fall möglichen Behandlungs- oder Handlungsalternativen, insbesondere 
Hospizversorgung und palliativmedizinische Maßnahmen, sowie einen Hinweis auf die Mög-
lichkeit der Errichtung einer Patientenverfügung oder auf andere Vorsorgeinstrumente, insbe-
sondere Vorsorgevollmacht und Vorsorgedialog (§ 239 Abs. 2 ABGB, JGS Nr. 946/1811, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 59/2017), 
2. die Dosierung des Präparats (§ 3 Z 9) und die für die Verträglichkeit des Präparats notwen-
dige Begleitmedikation, 
3. Art der Einnahme des Präparats (§ 3 Z 9), Auswirkungen und mögliche Komplikationen bei 
der Einnahme des Präparats und dass mit einer Patientenverfügung lebensrettende Behand-
lungen abgelehnt werden können, 
4. einen Hinweis auf konkrete Angebote für ein psychotherapeutisches Gespräch sowie für 
suizidpräventive Beratung, und 
5. einen Hinweis auf allfällige weitere im konkreten Fall zielführende Beratungsangebote.“ 
 

Frühestens 12 Wochen nach dem ersten ärztlichen Gespräch kann die Sterbeverfügung er-

richtet werden. Wenn eine ärztliche Person das Vorliegen einer „terminalen Phase“ bestätigt 

(das heißt, mit dem Tod ist innerhalb der nächsten 6 Monate zu rechnen) ist dies schon nach 

2 Wochen möglich. In der Sterbeverfügung können eine oder mehrere „hilfeleistende Perso-

nen“ angegeben werden, die „das Präparat“ mit der Sterbeverfügung aus einer Apotheke ab-

holen dürfen und dieses bis zur Einnahme sicher verwahren müssen.  

 

Das Präparat ist eine tödliche Dosis Natrium-Pentobarbital mit der nötigen Begleitmedikation, 

das oral, über PEG-Sonde oder intravenös verabreicht werden kann. Präparat, Dosierung, 

Applikation und Begleitmedikation sind in einer eigenen „Sterbeverfügungs-Präparate-Verord-

nung (StVf-Präp-V)“ geregelt.  

 

Der tatsächliche Suizidvorgang ist im StVfG nicht direkt geregelt. Die sterbewillige Person 

muss jedenfalls den letzten Akt (also z.B. Trinken der Lösung oder Öffnen der Infusion) selbst 

setzen, die hilfeleistende Person darf nur bei der Vorbereitung helfen (z.B. Abholung des Me-

dikamentes, Legen des Venenzugangs, Anrühren und Anreichen der Trinklösung). Würde die 

letzte zum Tode führende Maßnahme durch eine andere Person durchgeführt, wäre es eine 

in Österreich strafbare Tötung auf Verlangen. 
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Das StVfG hält auch fest, dass niemand zur Hilfeleistung oder zu irgendeiner Form der Mitwir-

kung an einer Sterbeverfügung gezwungen werden darf und niemandem Nachteile aus einer 

Weigerung oder Mitwirkung erwachsen dürfen. (vgl. § 2 StVfG) 

 

§ 12 regelt Werbeverbot und Verbot wirtschaftlicher Vorteile  

(1) „Es ist verboten, mit der Hilfeleistung zu werben. Das Werbeverbot umfasst Werbung, 
die eigene oder fremde Hilfeleistung oder Mittel, Gegenstände oder Verfahren, die zur 
Selbsttötung geeignet sind, unter Hinweis auf diese Eignung anbietet, ankündigt oder 
anpreist.“ (Fassung bis 31.12.2024, aktuelle Fassung siehe Kapitel 2.2.1) 
 

Explizit erlaubt ist die Information über die Möglichkeit einer Sterbeverfügung für alle und für 

die Akteure (ärztliche und dokumentierende Personen, Ärzte-, Apotheker- und Notariatskam-

mern, Patientenvertretungen) auch die Information, dass sie das anbieten. (vgl. Abs. 2) §12 

Absatz 3 verbietet die Annahme wirtschaftlicher Vorteile „die über den Ersatz des nachgewie-

senen Aufwands hinausgehen.“ 

 

Mit der Umsetzung des StVfG wurde das Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz (BMASGPK) betraut, welches auch einen „Leitfaden für die 

Praxis“ herausgegeben hat, der „als Orientierungshilfe für alle im Prozess beteiligten Personen 

dienen“ soll. (Bundesministerium für Arbeit 2025, S. 3). Das Forum Autonomie am Lebensende 

am Institut für Ethik und Recht in der Medizin in Wien gibt „FAQs zum Sterbehilfegesetz“ her-

aus (zumindest einmal veröffentlicht auf der Seite des Justizministeriums, vgl. Forum Autono-

mie am Lebensende 2024). Es wurden außerdem mindestens zwei Gesetzeskommentare pu-

bliziert, einer davon von Michael Halmich, der auch das „Forum Gesundheitsrecht“ online3 

betreibt und bei vielen Veranstaltungen und Schulungen zum Thema legale Suizidassistenz 

als Rechtsexperte präsent ist. 

 

2.2.1. Änderungen des StVfG 2025 und 2026 

Das am 1.1.2022 in Kraft getretene Sterbeverfügungsgesetz (StVfG) führte zu einer weiteren 

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof durch die Österreichische Gesellschaft für ein hu-

manes Lebensende (ÖGHL) und andere (siehe auch Kapitel 3.2.). Der VfGH entschied im 

Dezember 2024 auf kleinere Abänderungen bei der Gültigkeitsdauer und beim Werbeverbot. 

(vgl. VfGH-Erkenntnis vom 12.12.2024). Eine öffentliche Diskussion abseits der federführen-

den Organisationen4 fand auch diesmal nicht statt.  

 
3 https://www.gesundheitsrecht.at/ Zugegriffen am 1.7.2025 

4 In erster Linie sind das neben den kirchlichen Akteuren die Österreichische Palliativgesellschaft (OPG) und der Dachverband 
Hospiz auf der einen Seite, die Österreichische Gesellschaft für ein humanes Lebensende (ÖGHL) auf der anderen. Näheres 
dazu in Kapitel 3 

https://www.gesundheitsrecht.at/
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Bis Ende 2024 lautete der Text am Ende von § 12, Abs 1 StVfG: „[…] unter Hinweis auf diese 

Eignung anbietet, ankündigt oder anpreist.“ (Hervorhebung ES) Der VfGH hat dieses sehr 

strikte Werbeverbot, das als generelles Informations- und Beratungsverbot verstanden wurde, 

als verfassungswidrig aufgehoben und die hier fettgedruckte Wortfolge gestrichen. Damit ist 

nur mehr das „Anpreisen“ verboten, nicht aber das „Anbieten“ und „Ankündigen“, was zuvor 

als Informationsverbot interpretiert wurde. Seit 1.1.2025 ist diese Änderung in Kraft.  

 

Im selben Erkenntnis vom 12.12.2024 wurde auch die Befristung der Sterbeverfügung auf ein 

Jahr aufgehoben (§ 10 Abs 2). Bis Juni 2026 müssen bestehende Sterbeverfügungen nach 

Ablauf eines Jahres erneuert werden, indem das gesamte Prozedere mit 2 ärztlichen Gesprä-

chen und Eintragung durch Notar*in oder Patientenanwaltschaft wiederholt wird. Hier hat der 

VfGH dem Gesetzgeber eine Frist für diese Änderung bis Juni 2026 eingeräumt. Bis dahin 

muss es eine Gesetzesänderung geben, die diese Frist aufhebt und/oder neu regelt.  

 

2.3. Das Hospiz- und Palliativfonds Gesetz 2022 (HosPalFG) 

Gleichzeitig mit dem Sterbeverfügungsgesetz trat am 1.1.2022 auch das Hospiz- und Pallia-

tivfondsgesetz (HosPalFG) in Kraft. Ein starkes Argument gegen jede Form der Sterbehilfe 

war und ist die mangelhafte Pflege und Betreuung von schwer oder chronisch Kranken, Alten 

oder Menschen mit Behinderung. Wären die Betroffenen auf allen Ebenen bis zuletzt bestens 

und würdevoll versorgt, so käme nach Meinung Vieler der Wunsch nach einem rascheren Le-

bensende gar nicht erst auf.  

 

Die Hospiz- und Palliativversorgung in Österreich wurde seit den 90er Jahren langsam aufge-

baut, ist aber kaum öffentlich finanziert worden. Erst mit dem Finanzausgleich 2017-2021 gab 

es erstmals eine überregionale Finanzierung: 18 Mio. Euro wurden für den Ausbau der Hospiz- 

und Palliativversorgung zweckgewidmet und über den Pflegefonds abgewickelt. (vgl. Hospiz 

Österreich o.J.)  

 

Nun wurde ein "Hospiz- und Palliativfonds" beim Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz eingerichtet, aus dem der Bund die Länder bei der Umsetzung 

eines österreichweiten, bedarfsgerechten und nach einheitlichen Kriterien organisierten Ver-

sorgungsangebotes unterstützt. (§ 2 HosPalFG) 

 

In § 3 des Gesetzes wird die Bereitstellung der Bundesmittel näher geregelt: So hat der Bund 

für das Jahr 2022 einen Betrag in Höhe von 21 Millionen Euro, für das Jahr 2023 in Höhe von 
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36 Millionen Euro, für das Jahr 2024 in Höhe von 51 Millionen Euro und ab dem Jahr 2025 

den Betrag von 51 Millionen Euro wertgesichert zur Verfügung zu stellen. Ob und wohin genau 

diese Mittel geflossen sind, ist nicht transparent. OPG und Hospiz Österreich sprechen Ende 

Oktober 2025 von einer „nach wie vor ausständigen bedarfsdeckenden Umsetzung des Hos-

piz- und Palliativfondsgesetzes.“ (OPG 2025d, S. 1) Diakonie-Österreich Direktorin Anna Ka-

tharina Moser: 

„Es gab viele Investitionen, aber aufgrund des Föderalismus haben wir keinen Über-
blick. Aus unserer Sicht ist viel Geld in die spezialisierte Versorgung geflossen, also 
Palliativstationen, Tageshospize, Palliativbetten in Krankenhäusern, zum Teil mobile 
palliative Versorgung. Was wir aber oft übersehen, ist die Grundversorgung, die über 
80 Prozent der Menschen betrifft, also jene, die ohne fatale Diagnosen alt werden und 
einen Pflegebedarf entwickeln. Es wäre so wichtig, dass im Bereich der mobilen Haus-
krankenpflege und der stationären Pflege von Menschen im Alter auch die Hospiz- und 
Palliativlogik eingeführt wird. Das braucht aber Finanzierung, Zeit und Personal mit Ex-
pertise.“ (Furche 10.9.2025) 

 

Weiters werden im Gesetz nähere Regelungen über das Qualitätsmanagement (§ 6) den 

quantitativen Auf- und Ausbau (§ 7) und das Planungswesen der Länder (§ 9) getroffen und 

die Länder zu "Berichtswesen, Monitoring und Evaluierung" verpflichtet (§ 11). Verwaltet wird 

all das von der Bundesgesundheitsagentur „Gesundheit Österreich GmbH“. Diese hat die im 

§ 6 erwähnten zu definierenden Qualitätskriterien mit einiger Verspätung 2024 veröffentlicht. 

(vgl. GÖG 2024) In diesen Qualitätskriterien wird die Soziale Arbeit als verpflichtende Profes-

sion im Team genannt. (siehe Kapitel 5.1) 

 

3. Hospiz und Palliative Care versus „humanes Lebensende”? 

Der enge Zusammenhang zwischen Hospiz und Palliative Care (HPC) und assistiertem Suizid 

zeigt sich nicht nur in der Gleichzeitigkeit der beiden Gesetzesbeschlüsse. Seit Jahrzehnten 

betreuen und begleiten die Akteur*innen dieses Sektors Sterbende und ihre Angehörigen und 

sind seit jeher auch mit Sterbewünschen ihrer Patient*innen konfrontiert. Das ist zwar auch in 

allgemeinen Krankenhäusern, Pflegeheimen oder in der mobilen Pflege der Fall, die größte 

Erfahrung und Fachexpertise, wie auch die engagierteste Öffentlichkeitsarbeit findet sich je-

denfalls in der Österreichischen Palliativgesellschaft und bei Hospiz Österreich (Dachverband 

von Hospiz- und Palliativeinrichtungen). Erstere wurde 1999 als palliativmedizinische Fachge-

sellschaft gegründet, während Letztere aus der Hospiztradition nach Cicely Saunders entstand 

und sich bei Gründung 1993 als „Dachverband von Initiativen für Sterbebegleitung und Le-

bensbeistand“ bezeichnete. (vgl. Hospiz Österreich o.J.). 

 

Ein Grundproblem im Verhältnis von HPC und assistiertem Suizid stellt die Definition von Pal-

liative Care der WHO dar: „Palliative Care […] intends neither to hasten nor postpone death“ 
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(WHO o.J.). Die International Association for Hospice and Palliative Care (IAHPC) erweitert 

das noch um die Natürlichkeit des Prozesses: „Palliative Care […] intends neither to hasten 

nor postpone death, affirms life, and recognizes dying as a natural process.“ (IAHPC o.J.) 

 

Assistierter Suizid beschleunigt jedenfalls den Tod und greift auch in den natürlichen Prozess 

des Sterbens ein, widerspricht also den HPC-eigenen Grundregeln5. Allerdings findet sich ein 

gewisser Widerspruch schon in der Definition selbst, denn die IAHPC definiert auch wie folgt: 

„Palliative Care […] is delivered recognizing and respecting the cultural values and beliefs of 

the patient and the family.“ (IAHPC o.J.) Daraus kann man schließen, dass auch eine Ent-

scheidung für einen legalen Suizid zu respektieren ist.  

 

Unabhängig davon sind beide Organisationen in Österreich immer gegen assistierten Suizid 

eingetreten. Propagiert wurde hingegen eine Liberalisierung der entsprechenden Gesetze zu-

letzt federführend von der ÖGHL, der „Österreichischen Gesellschaft für ein humanes Lebens-

ende.“ Sie wurde 2019 im Zusammenhang mit den Verfassungsbeschwerden gegen § 77 (Tö-

tung auf Verlangen) und § 78 StGB (damals „Beihilfe zum Selbstmord“) gegründet und setzt 

sich nach dem Vorbild ähnlicher Organisationen in der Schweiz (Exit, Dignitas) und in Deutsch-

land (Deutsche Gesellschaft für ein humanes Sterben – DGHS) für das Recht auf selbstbe-

stimmtes Sterben sowie Beratung und Begleitung von Sterbewilligen und ihren Angehörigen 

ein. 

 

Im Folgenden werden die Positionen dieser Organisationen zum Sterbeverfügungsgesetz 

bzw. assistierten Suizid anhand von Stellungnahmen und Presseaussendung gegenüberge-

stellt, mit besonderer Berücksichtigung eventueller Erwähnungen von Sozialer Arbeit. 

 

3.1. Österreichische Palliativgesellschaft und Hospiz Österreich 

„Wir sind in Österreich nie ernsthaft Gefahr gelaufen, assistierten Suizid oder aktive Sterbehilfe 

zu legalisieren […],“ so der damalige OPG-Präsident Rudolf Likar in der Broschüre zu 20 Jah-

ren Österreichische Palliativgesellschaft. (OPG 2019, S. 12) Das sollte sich schon im Jahr 

darauf mit dem Erkenntnis des VfGH vom 11.12.2020, der das ausnahmslose Verbot von Hilfe 

beim Suizid für verfassungswidrig erklärt, grundlegend ändern. Die Palliativgesellschaft rea-

gierte schon im September vor dem Erkenntnis mit einer Stellungnahme an den Verfassungs-

gerichtshof, in der sie sich gegen eine Veränderung der Gesetze zur Sterbehilfe und für einen 

 
5 Ob bei all den medizinischen Maßnahmen, mit denen wir die Lebenserwartung immer weiter hinaufschrauben, 

überhaupt noch von einem „natürlichen“ Sterben die Rede sein kann, sei dahingestellt. 
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Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung aussprach, da Menschen mit solcher Betreuung 

am Lebensende kaum einen Suizidwunsch entwickeln würden. (vgl. OPG 2020a)  

 

Unmittelbar nach dem VfGH-Erkenntnis drückte die OPG ihre Besorgnis um schutzbedürftige 

Menschen aus: „Das betrifft insbesondere die Gefahr, dass bei der existenziellen Entschei-

dung über das Lebensende sozialer Druck und Rechtfertigungsnotwendigkeiten den freien 

Willen beeinträchtigen.“ (OPG 2020b, S. 1) Weiters fordert die Stellungnahme unter anderem 

ein Verbot kommerzieller Anbieter, klare Ein- und Ausschlusskriterien für den Zugang, die 

Möglichkeit eines Palliativgesprächs, die klare Rollendefinition von Ärztinnen und Ärzten und 

einen besseren Zugang zu Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht zur Sicherung der 

Selbstbestimmung am Lebensende. (vgl. OPG 2020b, S. 3f)) 

 

Im April 2021 gibt es eine gemeinsame Stellungnahme „zur aktuellen Diskussion über eine 

gesetzliche Regelung des assistierten Suizids“ von OPG und Hospiz Österreich. In diesem 

Schreiben weisen die beiden Organisationen assistierten Suizid als Aufgabe der Hospiz- und 

Palliativversorgung von sich und fordern neben vielen anderen Punkten unabhängige Koordi-

nationsstellen in allen Bundesländern, die dafür sorgen sollen „[…] dass von suizidwilligen 

Personen Beratungsangebote im Bereich Palliative Care, Psychiatrie sowie Sozialarbeit in 

Anspruch genommen werden können.“ (OPG 2021a, S. 3, Hervorhebung ES) 

 

Eine weitere explizite Erwähnung der Sozialarbeit ist in der Stellungnahme zum Gesetzesent-

wurf Ende 2021 zu finden, in welcher für die Hilfeleistenden beim Suizid aus dem persönlichen 

Nahbereich „[…] eine Begleitung durch kompetentes Personal (Psychologie, Psychiatrie, So-

zialarbeit) als dringend notwendig empfohlen wird. (OPG 2021b, S. 2, Hervorhebung ES) 

Schon im Gesetzesentwurf hat die OPG also erkannt, dass die An- und Zugehörigen ebenfalls 

Unterstützung und Beratung brauchen (und zwar explizit auch von Sozialarbeiter*innen), was 

sich in den Erfahrungen der ersten Jahre mit dem StVfG bestätigt. Siehe dazu Kapitel 4.2  

 

Ein Jahr nach in Kraft treten des Sterbeverfügungsgesetzes forderte die OPG in einer Presse-

aussendung die Änderung des Gesetzes, weil Mitarbeiter*innen von Palliativteams aufgrund 

fehlender Ressourcen zu wenig Zeit für ihre eigentliche Tätigkeit finden und gleichzeitig „von 

einem Anliegen erdrückt werden, für das sie sich in ihrem Selbstverständnis gar nicht zustän-

dig fühlen.“ (OPG 2022a) Die OPG fordert den weiteren Ausbau der Hospiz- und Palliativver-

sorgung, die Adaptierung des StVfG und das „Einsetzen einer staatlichen unabhängigen Ex-

pert:innenstelle zur Aufklärung im Sinne des StVfG 2022.“ In einer solchen Stelle könnten 

Palliativmediziner*innen freiberuflich mitarbeiten. Einrichtungen der HPC „sollen sich aber 

nicht an assistiertem Suizid und Sterbeverfügungen beteiligen“ (OPG 2022a). 
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Dass die OPG eine Beteiligung an assistiertem Suizid und Sterbeverfügung ausschließt, steht 

im Einklang mit den WHO- und IAPC-Definitionen, die sich auch in den Statuten der OPG § 2 

wiederfinden: „Die Palliative Care sehen wir als lebensbejahend, das Sterben als einen natür-

lichen Prozess. Das Leben soll dabei nicht künstlich verlängert und der Sterbeprozess nicht 

beschleunigt werden.“ (OPG 2025c, S 1) 

 

Auch der Dachverband Hospiz Österreich lehnt nach wie vor assistierten Suizid ab. Auf der 

Website finden sich unter der Überschrift „Entscheidungen für das Lebensende“ umfangreiche 

Hinweise und Verlinkungen zu Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht, Testament, Wider-

spruchsregister (Organtransplantation), Erwachsenenvertretung, Vorsorgedialog usw. Unter 

dem Titel „Die Grenzen der Selbstbestimmung“ werden kurz die §§ 77 und 78 StGB erläutert 

und auf das Sterbeverfügungsgesetz verwiesen. Im Anschluss heißt es:  

 

„Der Dachverband Hospiz Österreich lehnt nicht nur die Tötung auf Verlangen, sondern 
auch weiterhin die Beihilfe zum Suizid ab und setzt sich dafür ein, dass alle Menschen, die 
sie brauchen, Hospiz- und Palliativbetreuung erhalten. Der Dachverband Hospiz Öster-
reich unterstützt alle Bestrebungen, das Selbstbestimmungsrecht von Menschen, sei es 
durch Ablehnung einer Behandlung, durch Patientenverfügung und VSD Vorsorgedialog 
u.ä. zu wahren und das Sterben zuzulassen.“ (Hospiz Österreich o.J.b)  

 

Noch im August 2022, acht Monate nach dem Inkrafttreten des Sterbeverfügungsgesetzes, 

gab es auf den Websites der stationären Hospize und Palliativstationen kaum einen Hinweis 

auf den assistierten Suizid oder das StVfG. In den wenigen Fällen einer Erwähnung waren 

diese großteils von christlichen Einrichtungen und „none of the publicly accessible online state-

ments supported AS or showed an open attitude about it.” (Kitta et al 2023, S. 387) 

 

Trotzdem sind HPC-Einrichtungen mit Suizidwünschen ihrer Patient*innen konfrontiert und 

müssen sich dazu verhalten. Ein Betreuungsabbruch oder eine Gesprächsverweigerung zum 

Thema kann ebenso wenig ihrer Haltung und Ethik entsprechen, wie die Suizidhilfe selbst, 

denn: „Im palliativen Handeln stellen wir stets die vier ethischen Prinzipien – Respekt vor der 

Autonomie, Nichtschaden, Fürsorge und Gerechtigkeit – in den Mittelpunkt. (OPG 2025c, S 1) 

 

In der ersten Handreichung der OPG nach dem StVfG zum Umgang mit Sterbewünschen und 

dem Wunsch nach Beihilfe zum Suizid schrieb Angelika Feichtner demgemäß: 

 

„Eine Integration der Suizidassistenz in die Palliative Care ist in Österreich aus heutiger 
Sicht nicht vorstellbar. Überschneidungen ergeben sich naturgemäß aber schon dadurch, 
dass es in der Palliative Care und beim Wunsch nach Suizid-Beihilfe oft um dieselben 
Patient*innen geht. Im Interesse der Patient*innen ist daher eine gewisse Kooperation, 
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zumindest aber eine enge Abstimmung mit den Anbietenden von Suizidassistenz erforder-
lich.“ (OPG 2022, S. 20) 

 

3.2. Österreichische Gesellschaft für ein humanes Lebensende (ÖGHL) 

Die ÖGHL wurde 2019 nach dem Vorbild ähnlicher Vereine in der Schweiz („EXIT Deutsche 

Schweiz“, „DIGNITAS – Menschenwürdig Leben – Menschenwürdig Sterben“) und in Deutsch-

land („Deutsche Gesellschaft für ein humanes Sterben – DGHS“) gegründet. Der Verein, bzw. 

einzelne Funktionär*innen und Mitglieder des Vereins, standen hinter der 2020 erfolgreichen 

Beschwerde beim VfGH, der daraufhin das generelle Verbot einer Suizidbeihilfe für verfas-

sungswidrig erklärte und in deren Folge das Sterbeverfügungsgesetz entstand.  

 

Im August 2020 lauteten die Ziele der ÖGHL laut Website wie folgt:  

„Die ÖGHL setzt sich ein 
1. für eine Kultur des humanen Sterbens in Österreich, 
2. für die gesellschaftliche, politische und legale Durchsetzung des Rechts auf Selbstbe-

stimmung am Lebensende, und 
3. für die Entkriminalisierung der Sterbehilfe. 
4. Eine Möglichkeit wäre das bewährte niederländische oder Schweizer Modell der Ster-

behilfe auch in Österreich.“ (web.archive.org, oghl.at am 13.8.2020) 
 

Die Ziele und Leitsätze haben sich im Lauf der Jahre verändert und auch den jeweils neuen 

rechtlichen Entwicklungen angepasst. Beachtlich ist, dass schon ab 2021 in Leitsatz 4 „der 

ethische und zeitliche Vorrang von Palliativmedizin sowie psychischer und emotionaler Be-

treuung vor jeder Entscheidung zum Freitod“ betont wird, der sich zuvor nicht fand. Das könnte 

auf die Auseinandersetzung und Vernetzung im Rahmen des Dialogforums im Justizministe-

rium zurückzuführen sein. Weiter hieß es im Leitsatz 4 „Sollte die ÖGHL in Zukunft individuelle 

Informationsgespräche anbieten, dann werden diese ergebnisoffen sein.“ (web.archive.org, 

oghl.at am 28.11.2021)  

 

Im Jahr 2022, also nach in Kraft treten des StVfG, wurden die Punkte 3 und 4 der Ziele (siehe 

oben) wie folgt ersetzt: 

3. die Information der Mitglieder und der Öffentlichkeit über Sterbehilfe und die Möglich-
keit der Errichtung einer Sterbeverfügung; 
4. jede Form der nicht-physischen Hilfeleistung für Vereinsmitglieder im Sinne des 
StVfG, wie insbesondere die ergebnisoffene Beratung, organisatorische Hilfe und jede 
sonstige Unterstützung von Betroffenen und/oder ihren Angehörigen. (ÖGHL 2022) 
 

Vor allem aufgrund des rigiden Werbeverbots im StVfG 2022 konnte die ÖGHL aber nur sehr 

eingeschränkt in ihren obigen Zielen tätig sein und auch keine Freitodbegleitung bzw. Sui-

zidassistenz anbieten. Abgesehen davon fand sie das neue StVfG „unzureichend, lückenhaft 

und teils sogar widersprüchlich“ außerdem „in mehrfacher Hinsicht verfassungswidrig.“ (ÖGHL 
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2023). Folglich brachte die ÖGHL im Juni 2023, nach eineinhalb Jahren Erfahrung mit dem 

StVfG, gemeinsam mit anderen einen neuerlichen Individualantrag beim VfGH ein, mit dem 

die „Hürden beim Zugang zu Sterbehilfe“ abgebaut werden sollten. Darin fordert die ÖGHL, 

neben diversen Vereinfachungen im Prozedere des StVfG, auch wieder die Legalisierung der 

aktiven direkten Sterbehilfe (Tötung auf Verlangen, § 77 StGB) wegen Diskriminierung von 

Menschen mit körperlichen Einschränkungen, welche den letzten Akt (trinken, öffnen der Infu-

sion) nicht selbst setzen können. (vgl. ÖGHL 2023) 

 

Nach der Entscheidung des VfGH Ende 2024 (siehe Kapitel 2.2.1) titelte die ÖGHL ihre Pres-

seaussendung mit „Erfolg für die ÖGHL: Sterbehilfe wird weiter liberalisiert“ (ÖGHL 2024), 

während der VfGH in seiner Presseinformation schreibt „VfGH weist Anträge zu Suizidhilfe 

und Sterbeverfügung im Wesentlichen ab“ (VfGH 2024). Die Lockerung des Werbeverbotes 

kommt den Aufgaben und Zielen der ÖGHL jedenfalls entgegen: Sie dürfen ihre Unterstüt-

zung, Beratung und Veranstaltungen zum assistierten Suizid nun auch „ankündigen und an-

bieten“, nach wie vor aber nicht „anpreisen“. Allerdings darf es nie so weit gehen, dass eine 

„Verleitung“ zum Suizid angenommen werden könnte, denn diese ist nach wie vor ohne Ein-

schränkung strafbar. (StGB § 78 Abs 1)  

 

Die ÖGHL formuliert also 2025 ihre Aufgaben schon etwas offensiver:  

• „die Erstellung, Sammlung und öffentliche Bereitstellung von Publikationen und Infor-
mationsmaterialien durch geeignete Medien (Print, Internet, Social Media); 

• die Organisation und Durchführung von Konferenzen, Workshops, Podiumsdiskussio-
nen und Vorträgen; 

• die Förderung von Dialog mit allen gesellschaftlichen Strömungen, Organisationen 
und Institutionen; 

• die Einrichtung, Organisation und Betreuung von Netzwerken relevanter Institutionen 
und Individuen und die Teilnahme an solchen Netzwerken; 

• der Aufbau und Betrieb von Datenbanken; 

• juristische, organisatorische, emotionale, psychische, medizinische und menschliche 
Information, Beratung und/oder Unterstützung und die nicht-physische Hilfeleistung 
auf Grundlage des StVfG für Vereinsmitglieder, deren Angehörige und andere Hilfe-
suchende; 

• die Förderung und das Angebot von und die Beteiligung an Aus- und Fortbildungsver-
anstaltungen im Zusammenhang mit einer Kultur des humanen Sterbens.“ (ÖGHL o. 
J.) 

 

Eine Legalisierung der Tötung auf Verlangen ist dezidiert nicht mehr Ziel der ÖGHL, sie „wird 

weder jetzt noch zu einem späteren Zeitpunkt angestrebt“ (ÖGHL o.J.). Der gemeinnützige 

Verein bemüht sich um eine umfassende Beratung und Begleitung von Sterbewilligen und ih-

ren Angehörigen. Präsidentin der ÖGHL ist seit Frühjahr 2025 Christina Kaneider. Sie ist Pal-

liativärztin und will den bisher ehrenamtlichen Verein zu einer „professionellen Institution“ mit 

„kompetenten“ Mitarbeiter*innen entwickeln. „Nach zehn Jahren Palliativmedizin weiß ich: um 
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wahre Selbstbestimmung zu ermöglichen, braucht es Fürsorge und eine vertrauensvolle Be-

ziehung.“ (ÖGHL o. J. Startseite)  

 

Im Interview erklärt die Stellvertretende Präsidentin der ÖGHL „Wir geben allgemeine Info und 

Auskunft. Für Mitglieder der ÖGHL machen wir auch Beratungen.“ (DS, Z 23f) „Unser Motto in 

der ÖGHL ist ‚Mitglieder für Mitglieder‘“ (DS, Z. 39f) Die Beratung und Begleitung ist kostenlos 

und wird derzeit ehrenamtlich erbracht. Für die sogenannte „Suizidassistenz“ gibt es eine in-

terne Ausbildung in der ÖGHL, die Ende 2025 noch im Auf- und Ausbau ist. „Sie entwickelt 

interne Qualifikationspläne für das Beratungsteam, organisiert zielgruppenspezifische Fortbil-

dungen und arbeitet am schrittweisen Aufbau eines strukturierten Ausbildungsangebots.“ 

(ÖGHL o. J) Siehe dazu auch Kapitel 5.5.2. 

 

4. Vier Jahre Sterbeverfügungsgesetz – Erfahrungen und Erkennt-

nisse 

„Die Errichtung der Sterbeverfügung zog sich über ein Jahr, 
das war mühsamer und belastender als das tatsächliche Sterben.“ 

 
„Beihilfe leistende Personen dürfen nicht 

so unendlich allein gelassen werden.“ 
(Zitate aus ASCIRS, OPG o.J.a) 

 

Weit über das erste Jahr des StVfG hinaus herrschte bei allen, die in irgendeiner Form mit 

dem assistierten Suizid zu tun hatten, große Unsicherheit. Durch die sehr schnelle Gesetzwer-

dung waren auch Notar*innen, Ärzt*innen, Pflegepersonen, Patientenanwaltschaften, Träger 

von Kliniken, Pflegeheimen, Hospizen und mobilen Pflege-/Palliativteams usw. unvorbereitet 

und schlecht informiert – von den Sterbewilligen und ihren Angehörigen ganz zu schweigen. 

Die polarisierte ethische Diskussion über die Zulässigkeit und die jahrhundertealte religiöse 

und gesellschaftliche Ächtung des Suizids taten ihr Übriges.  

 

„Ich vergleiche das gern mit der Metapher eines leeren Raumes: Es ist eine neue Tür 
dazugekommen, aber diese Tür des assistierten Suizids öffnet sich zu einem leeren 
Raum. Die Menschen können sich zwar die Informationen teilweise holen, aber so, 
dass sie da durchgeführt werden, wenn Fragen sind, wenn Komplikationen auftreten, 
da ist nichts. Und das sehe ich schon als großes Thema. Es gibt viele andere möblierte 
Räume, was das Sterben und Lebensende betrifft. Der assistierte Suizid ist für mich 
noch ein sehr leerer Raum.“ (BM, Z. 78 – 83) 

 

Erst langsam wird der leere Raum eingerichtet, Erhebungen, Handreichungen, Handlungsan-

weisungen oder -empfehlungen, Stellungnahmen, Kommentare, Erklärungen und erste Stu-

dien zu Teilbereichen klären nach und nach den Umgang mit dem Gesetz. Auch die 
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Abmilderung des strikten Werbeverbotes durch den VfGH macht Information und Beratung 

seit 2025 leichter. In Folge des in einem großen Interview mit der Wiener Wochenzeitung „Fal-

ter“ angekündigten assistierten Suizids von Niki Glattauer Anfang September 2025 kam es 

auch zu einer breiteren öffentlichen Diskussion des Themas in Österreich. 

 

Evaluation und Begleitforschung zum Sterbeverfügungsgesetz und den Erfahrungen aller Be-

teiligten damit, sind derzeit erst in Arbeit, Publikationen stehen weitgehend noch aus. Die OPG 

hat schon 2022 mit ASCIRS eine Online-Plattform eingerichtet, auf der Erfahrungsberichte 

zum AS in Österreich gesammelt werden (ascirs.at): ASCIRS steht für “Assisted Suicide Criti-

cal Incident Reporting System” und ist offenbar nach Vorbild des „CIRS“ entstanden, einer 

Internetplattform „die für Mitarbeiter:innen im Gesundheitswesen das Lernen aus unerwünsch-

ten Ereignissen ermöglicht“ (vgl. BMASGPK 2025a). Jede*r kann hier online ohne Zugangs-

beschränkung über Beobachtungen und Erfahrungen mit der Suizidbeihilfe in Österreich be-

richten. Es gibt drei verschiedene Berichtsformulare: Assistierter Suizid angefragt, 

abgebrochen oder vollendet. Abgefragt wird, wer berichtet, welche Erkrankung vorlag, was zur 

Entscheidung geführt hat (körperliche Symptome, psychische Symptome, Leiderleben bzw. 

anderes), wie es erlebt wurde, was man sich gewünscht hätte. (vgl.OPG, o.J.a) Die multipro-

fessionelle Arbeitsgruppe hinter ASCIRS besteht aus zwei Palliativärzt*innen, einer DGKP, 

einer Sozialarbeiterin, einer Psychologin und einem Juristen. ASCIRS bezeichnet sich selbst 

als „Berichts- und Lernsystem“ (OPG o.J.a). Ergebnisse bzw. Erkenntnisse aus den Daten 

sind bisher nur über Vorträge zugänglich. Eine Studie der Medizinischen Universität Wien dazu 

ist in Arbeit, aber im November 2025 noch nicht veröffentlicht. 

 

Am Institut für Ethik und Recht in der Medizin in Wien läuft ein Forschungsprojekt unter dem 

Titel „Multiperspektivische Evaluierung des Sterbeverfügungsgesetzes“. „Das Ziel dieser Stu-

die ist es, die bisher aufgetretenen Fragestellungen, die durch das In-Kraft-Treten des StVfG 

entstanden sind, aufzuzeigen und Lösungsperspektiven auf Basis einer erweiterten juristi-

schen, ethischen und sozialwissenschaftlichen Analyse und Reflexion zu entwickeln.“ (Institut 

für Ethik und Recht in der Medizin o. j.) Mit Publikationen ist im Lauf des Jahres 2026 zu 

rechnen. Zusammenhängend damit arbeitet das „Projekt Forum Autonomie am Lebensende“ 

am selben Institut mit „zahlreiche[n] Expert*innen aus den unterschiedlichsten Disziplinen […], 

um Qualitätskriterien und Standards zu erarbeiten“. Die im Forum erarbeiteten Problemstel-

lungen sollen in obiger Evaluierung genauer behandelt werden. (vgl. Institut für Ethik und 

Recht in der Medizin o. J.) 

 

Zahlreiche Schwierigkeiten für alle Involvierten in der praktischen Umsetzung des StVfG in 

Österreich lassen sich aber auch schon vor Publikation dieser Studien erkennen.  
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4.1. Statistik: Sterbeverfügungsregister und Suizidbericht 

Das Sterbeverfügungsregister ist eine elektronische Datenbank beim Gesundheitsministe-

rium, zu der alle in den Prozess einer Sterbeverfügungserstellung involvierten Fachpersonen 

Zugang haben (Ärzt*innen, Notar*innen, Apotheken, Patientenanwaltschaft, Totenbeschau-

ärzt*innen). Jede Person, die eine Sterbeverfügung erstellt, bekommt ein „bereichsspezifi-

sches Personenkennzeichen“ (vgl. BMASGPK 2025, S. 9) 

 

Laut Gesetz hat das Gesundheitsministerium eine Statistik zum Sterbeverfügungsregister zu 

führen, allerdings ist diese nicht öffentlich zugänglich. Rund um die zweite Entscheidung des 

VfGH Ende 2024 wurden in den Salzburger Nachrichten folgende Zahlen genannt: „Laut Ge-

sundheitsministerium wurden bisher 481 Sterbeverfügungen registriert und 398 tödliche Prä-

parate an 367 Personen ausgegeben (läuft das Mittel ab, kann es neu ausgegeben werden). 

52 Mal wurde das Präparat wieder zurückgegeben. In 181 Fällen ist der assistierte Suizid 

nachweislich ausgeführt worden. Da diese Todesfälle aber nicht einheitlich erfasst sind, könnte 

die Zahl auch höher liegen.“ (Salzburger Nachrichten, 19.9.2024)6 

 

Aus diesen Zahlen ergeben sich einige interessante Erkenntnisse:114 Personen haben erfolg-

reich eine Sterbeverfügung mit all ihren Hürden erstellt, aber das Präparat nie abgeholt. Dafür 

kann es drei Gründe geben:  

1. Sie sind zuvor eines natürlichen Todes gestorben. Entweder, weil dieser dem Suizid 

zuvorgekommen ist, oder weil sie von vorneherein den AS als „letzten Ausweg“ geplant 

hatten, falls das Weiterleben unerträglich werden sollte – und das ist dann nicht einge-

treten. 

2. Sie haben ihre Entscheidung revidiert und wollten ihren eigenen Tod nicht mehr be-

schleunigen.  

3. Die Sterbeverfügung ist nach einem Jahr abgelaufen, ohne dass das Präparat bezogen 

wurde. 

 

An 367 Personen wurde das Präparat ausgegeben, 52 Präparate wurden zurückgegeben, 

aber nur 181 durchgeführte Suizide dokumentiert. 134 Präparate liegen demnach noch bei 

 
6 „Nach Auskunft des Bundesministeriums für Gesundheit wurden mit Stand 1. Mai 2025 österreichweit bisher 

670 Sterbeverfügungen errichtet“ (öGERN 2025. S. 3). In rund acht Monaten sind demnach fast 200 neue Ster-

beverfügungen erstellt worden. In den sechs Monaten bis 1. November 2025 kamen weitere 277 dazu, es waren 

in Summe 847 (Salzburger Nachrichten, 24.11.2025) 
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Sterbewilligen, im Idealfall wie im Gesetz vorgeschrieben „sicher verwahrt“. Es gibt aber kei-

nerlei Kontrolle, was mit nicht eingenommenen Präparaten passiert. Offensichtlich werden 

nicht alle retourniert.  

„Was ja auch das Problem dann ist: Als Vertrauensperson kriegst du das tödliche Me-
dikament in der Apotheke und gehst zu deinem Patienten. Und dort ist niemand mehr, 
da schaut keiner drauf. Ich könnte das Medikament selbst nehmen, ich könnte es ver-
kaufen, da schaut kein Mensch mehr drauf, was passiert.“ (Suppan 2025, Min. 10:53 – 
11:19) 

 

Hier wird vielfach eine Änderung des Gesetzes dahingehend gefordert, dass die Verwahrung 

des Präparates strenger geregelt wird. (vgl. MS, Z.301 – 308) Die ÖGHL fordert eine generelle 

Professionalisierung der Suizidhilfe, bei der das Präparat wie in der Schweiz an die Sterbehil-

feorganisation ausgehändigt wird. (vgl. Newsflix 5.9.2025) 

 

An sich muss ein Tod durch AS an das Sterbeverfügungsregister gemeldet werden. Allerdings 

ist die ärztliche Totenbeschau in Österreich nicht einheitlich geregelt, sondern Ländersache 

und teilweise wird ein natürlicher Tod festgestellt, ohne die Sterbeverfügung zu beachten oder 

zu kennen. Das stellt die offiziellen AS-Zahlen in Frage, wie auch Christina Kaneider in einem 

Interview festhält: „Allerdings muss man dazu sagen, dass der amtliche Totenschein nicht ent-

sprechend adaptiert worden ist und viele assistierte Suizide als Kreislaufstillstand verzeichnet 

und deshalb gar nicht als solche in der Statistik aufgelistet werden.“ (Newsflix 5.9.2025) An-

gehörige halten sich aus Scham oft mit entsprechenden Hinweisen zurück, in Heimen und 

Krankenhäusern können auch heimlich durchgeführte AS vorkommen, die nicht als solche re-

gistriert werden. (vgl Friesenecker et al 2023, S. 144) In manchen Bundesländern ist bei Vor-

liegen eines „unnatürlichen Todes“ außerdem die Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft zu 

informieren, was einen polizeilichen Besuch zur Folge hat. (vgl Friesenecker et al 2023, S. 

198f) Das verringert möglicherweise zusätzlich die Bereitschaft der Angehörigen und Ärzt*in-

nen, einen Tod als assistierten Suizid zu deklarieren:  

„FA: Das muss man ja alles nicht. Die Polizei muss in Salzburg kommen, wenn man 
deklariert, dass die Durchführung eines assistierten Suizids passiert ist. 
ES: Und wenn man es verheimlicht, dann nicht? 
FA: Genau, aber es steht ja auch nirgendwo, dass man es sagen muss.“ (FA, Z. 175 – 

178) 

 

Das macht wiederum die Zahlen im Sterbeverfügungsregister fragwürdig. Diese Skepsis wird 

durch die von der OPG Ende Oktober 2025 veröffentlichten Zahlen zum AS nicht geringer: 

„Seit Einführung des Gesetzes steigt die Anzahl jener Personen, die den assistierten 
Suizid in Anspruch nehmen: 
• 2022: 54 Personen, davon 33 Frauen und 21 Männer 
• 2023: 98 Personen, davon 54 Frauen und 44 Männer 
• 2024: 112 Personen, davon 58 Frauen und 54 Männer 
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[…] Laut Sterbeverfügungs-Register wurden im Zeitraum 1.1.2022 bis 1.10.2025 
• 807 Sterbeverfügungen errichtet, 
• 661 Präparate (Natrium-Pentobarbital) ausgegeben, 
• 100 Präparate retourniert und 
• 215 Meldungen zum aS durch Totenbeschauärzt:innen vorgenommen.“ (OPG 2025d, 
S. 1f) 

 

Hier ergibt sich insofern eine Differenz, als die Summe der AS bis inklusive 2024 mit 264 in 

Summe höher ist als die Gesamtzahl bis 1.10.2025 mit 215. Bei den Gesamtzahlen bezieht 

sich die OPG auf das Sterbeverfügungsregister, im ersten Teil mit den Zahlen der einzelnen 

Jahre ist keine Quelle explizit angegeben, sie dürften aus dem österreichischen Suizidbericht 

stammen. Das könnte heißen, dass der AS zwar in den Totenschein eingetragen wurde, aber 

nicht ins Sterbeverfügungsregister. 

 

Der österreichische Suizidbericht beinhaltet seit 2022 ebenfalls Zahlen zum assistierten Sui-

zid. Dieser basiert auf der Todesursachenstatistik der Statistik Austria, welcher dieselbe Prob-

lematik der Totenbeschau zugrunde liegt wie oben dargestellt. Laut Suizidbericht fanden im 

Jahr 2024 112 assistierte Suizide statt (2023: 98), davon 58 Frauen und 54 Männer (2023: 54 

Frauen/44 Männer). Die Altersspanne reichte von 20 bis über 90 Jahre, 86 % waren älter als 

54. (vgl. BMSGPK 2025, S. 17f). Besonders interessant ist hier die gemeinsame Darstellung 

der Gesamtzahl von Suiziden im Vergleich zu assistierten Suiziden wie in Abbildung 1: 

 

 

Abbildung 1: Standardisierte Raten für Suizide und assistierte Suizide (pro 100.000 EW). Quelle: Suizid-

bericht 2025, S. 18) 
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Auf Basis von nur drei Jahren lässt sich hier noch keine valide Aussage machen, aber die 

Tendenz, dass der leichte Anstieg der Gesamtzahl von 2022 auf 2024 mit einem Rückgang 

der „nichtassistierten“ Suizide korreliert, fällt auf. Ein Blick in die Schweiz, wo eine aussage-

kräftige Todesursachenstatistik leicht zugänglich publiziert wird, bestätigt diese Tendenz. 

(siehe Abbildung 2)  

 

 

Abbildung 2 Suizid- und Suizidhilferate Schweiz (Quelle: obsan 2025) 

 

Interessant ist in dieser Vergleichsdarstellung, dass bis ca. 2010 Suizid- und AS-Rate negativ 

korrelieren und danach die Suizidrate nur mehr sehr langsam sinkt bis stagniert, während die 

Suizidhilferate relativ stark steigt. 2018 waren 1,8 % der Todesfälle in der Schweiz assistierte 

Suizide, 2023 waren es 2,4 %. (vgl. Bundesamt für Statistik Schweiz 2024) Dabei ist zu be-

rücksichtigen, dass AS in der Schweiz seit den 1940er Jahren legal ist und mit Exit bereits seit 

1982 eine Sterbehilfeorganisation existiert, 1998 kam mit Dignitas die zweite große Organisa-

tion dazu. (vgl. Bütikofer & Haas 2022, S. 30f) Das tödliche Präparat, in der Schweiz ebenso 

von Ärzt*innen zu verschreibendes Natrium-Pentobarbital, wird dort direkt an die Sterbehilfe-

organisationen ausgehändigt und nicht an Sterbewillige oder Angehörige. Die gesamte Beihilfe 

zum Suizid wird von ausgebildeten „Freitodbegleiter*innen“ der Vereine durchgeführt und nicht 
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von An- und Zugehörigen. Erstere wissen auch mit Totenbeschauer*innen und der, bei AS 

auch in der Schweiz erforderlichen Polizei, umzugehen und bereiten sowohl Unterlagen als 

auch Angehörige entsprechend darauf vor. Das macht einerseits die Statistik zuverlässiger 

und entlastet andererseits die Betroffenen. 

 

4.2. Sterbewillige und ihre An- und Zugehörigen 

Viele Menschen, die von persönlichen Erfahrungen mit AS erzählen, berichten auch über man-

gelnde Information und Beratung und die daraus entstehende Belastung.  

„Wenn ich mir die ASCIRS-Berichte der letzten Zeit vor Augen hole: Menschen, die von 
Apotheke zu Apotheke gehen, weil sie einfach keine Informationen haben. Wenn sie 
bei den zuständigen Stellen anrufen, kriegen sie ganz oft gesagt, ja, da sind wir nicht 
zuständig. Und das sind Menschen in einer hochbelasteten Situation. Meistens die An-
gehörigen, die eh schon fast zerbrechen an dieser Last der Betreuung. Und die sollen 
dann noch diese organisatorische Maximalleistung bringen. Es geht fast nicht. Und das 
überschattet dann auch so viel, weil diese verbleibende Zeit, die sie noch haben, sollte 
eigentlich für sich gestaltet werden. Und von Patienten habe ich gehört, dass sie das 
letzte Restl an Lebenskraft und Energie, das sie noch hatten, dafür aufgewendet ha-
ben.“ (AF, Z. 10 – 18) 

 

Auch Studien mit Pflegekräften (siehe Kapitel 4.3), die Expert*inneninterviews und Medienbe-

richte bestätigen diese Erfahrungen. Beispielhaft sei hier Gisela Suppan zitiert, die in einer 

ORF-Diskussionssendung im September 2025 über ihre Assistenz beim Suizid ihres Onkels 

berichtet:  

„Was hat dir gefehlt an Begleitung? 
Die Unterstützung überhaupt, weil du bist vollkommen allein gelassen. Du hast eine 
Homepage von der Landesregierung, du kontaktierst Ärzte, die drauf sind, die diese 
Beratungen machen, das ist nicht korrekt, die machen das gar nicht. Du bist vollkom-
men allein, du kannst dich da durchackern durch das Ganze, aber du hast keine Be-
gleitung. Und schon gar nicht im Sterbeprozess dann. Ich habe durch Zufall erfahren 
von einem Palliativmediziner, mit dem ich gesprochen habe, wie der Sterbeprozess 
ablaufen kann. Weil das weißt du ja auch nicht, dass er krampfen kann, sich übergeben 
kann. […] Es ist dann Gottseidank nichts von dem eingetreten, was sein hätte können. 
Aber du bist vollkommen alleine, bei dem ganzen Prozess.“ (Suppan 2025, Min. 23:50 
- 24:53) 

 

Eine tatsächlich große Hürde für Suizidwillige in Österreich war, bzw. ist bis Mitte 2025 immer 

noch, die schwierige Suche nach Ärzt*innen für die Aufklärungsgespräche, Notar*innen für die 

Eintragung, Apotheken für das Präparat oder auch Beratungsstellen für die Entscheidung noch 

davor. Das ist zum Teil auf das strikte Werbeverbot im StVfG zurückzuführen, das bis Ende 

2024 auch „anbieten“ unter Strafe stellte, hat aber auch andere Gründe: In Tirol gibt es bei-

spielsweise eine offizielle Liste von Ärzt*innen, die Beratung zum StVfG anbieten. Es gibt aber 

auch eine zusätzliche nicht-öffentliche Liste von solchen, die zwar Aufklärungsgespräche 

durchführen, aber nicht auf einer offiziellen Liste stehen wollen (vgl. Humanistischer Verband 
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2024). Hier herrscht offenbar Angst vor Stigmatisierung oder Belastung des Verhältnisses zu 

eigenen Patient*innen. Die meisten Landesärztekammern geben die Liste nur auf schriftliche 

Anfrage von Sterbewilligen heraus, teilweise überhaupt nur an ärztliche Mitglieder der Kammer 

selbst (z.B. Oberösterreich). Der „Humanistische Verband Österreich“, der historisch aus dem 

Freidenkerbund entstanden ist und mit der ÖGHL zusammenarbeitet, hat sich im September 

2024 die Mühe gemacht, alle Landesärztekammern und Patientenanwaltschaften zu kontak-

tieren und die Kontaktdaten wie auch die Anfragebeantwortungen (bzw. deren Ausbleiben) zu 

veröffentlichen (Humanistischer Verband 2024). Die Schwierigkeit der Informationsfindung hat 

sich demnach in drei Jahren Sterbeverfügungsgesetz nur geringfügig verbessert. 

 

Wer sich diesbezüglich auf den Websites von Hospiz- und Palliativstationen umsah, wurde 

ebenfalls nicht fündig, weil keine einzige dieser 57 Einrichtungen eine offene oder gar positive 

Einstellung zum assistierten Suizid verlautbarte (vgl. Kitta et al 2022, S. 387). Eine stichpro-

benartige Überprüfung im Sommer 2025 zeigte keine Veränderung dieses Status quo.  

 

Wer sich online über die Möglichkeiten und Modalitäten eines assistierten Suizids informieren 

will, muss bis heute sehr hohe Recherchekompetenzen haben, um überhaupt etwas zu finden. 

Am ehesten sind es dann ablehnende Aussagen wie diese:  

„Die Salzburger Landeskliniken bieten weder Suizidbeihilfe als medizinische Leistung 
an, noch händigen wir das Präparat dazu aus. Zu diesen Themen können wir auch 
keine inhaltlichen Auskünfte geben. Mit Fragen wenden Sie sich bitte an Ihren Hausarzt 
[…].“ (SALK o. J., S. 22)  

 

Dass es Bedarf an Beratung und Begleitung gibt, hat auch die Österreichische Bundesregie-

rung schon früh erkannt und im Oktober 2022 einen „Förderaufruf“ des Bundeskanzleramts an 

die rund 400 bestehenden vom BKA geförderten Familienberatungsstellen in Österreich ver-

schickt. Ein neuer Beratungsschwerpunkt „Beratung und Begleitung in existentiellen Krisen 

insbesondere rund um die Thematik Lebensende“ wurde mit 600.000 Euro dotiert und die Trä-

ger zur Projekteinreichung aufgefordert. Pro Bundesland sollte es, je nach Bevölkerungszahl, 

mindestens eine Beratungsstelle geben. (vgl. Bundeskanzleramt o.J.)7 Nach welchen Kriterien 

im BKA die Vergabe erfolgte, ist nicht transparent. Eine Internetrecherche fördert sehr unter-

schiedliche Träger der „Beratung am Lebensende“ zutage: von der feministischen Frauenbe-

ratung im Mostviertel bis zur Erzdiözese Salzburg. Während im ersten Beispiel sehr offensiv 

mit dem Thema umgegangen wird und eine eigene Website und Vortragsreihen zur Sterbe-

verfügung in der Region angeboten werden (bewusst-entscheiden.at), ist im zweiten Beispiel 

 
7 Die BKA-Seite erwähnt die Beratung am Lebensende nicht. Der erwähnte Projektaufruf wurde von einer ein-

reichenden Organisation zur Verfügung gestellt. 
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auf der Website unter Beratung gar kein Hinweis auf die Beratung am Lebensende zu finden, 

unter Aktuelles ein Hinweis auf die „neue“ (nach über 3 Jahren) Beratung am Lebensende mit 

Aufzählung einiger Themen, aber ohne Erwähnung des AS oder der Sterbeverfügung (vgl. 

Erzdiözese Salzburg, o.J.). Berichte und Evaluationen zu den Aktivitäten der seit Ende 2022 

aktiven Beratungsstellen für das Lebensende sind nicht zugänglich. 

 

Warum eine Beratung am Lebensende bei Familienberatungsstellen angesiedelt wird, die in 

der Regel mit der Thematik Sterbewunsch und Sterbebegleitung keinerlei Erfahrung oder Ex-

pertise haben, erschließt sich nicht. Man könnte vermuten, dass es mit der Entstehungsge-

schichte der BKA-finanzierten Stellen zu tun hat: Sie wurden 1974 als Begleitmaßnahme zur 

„Fristenlösung“ eingerichtet, um Beratung bei Schwangerschaftsabbruch zu leisten – ein ähn-

lich moralisch umstrittenes Thema. 

 

Das Sterbeverfügungsgesetz selbst sieht eine Beratung für sterbewillige Personen nicht bzw. 

nur im Rahmen der beiden vorgeschriebenen ärztlichen Aufklärungsgespräche vor. § 7 Abs. 

2 des StVfG definiert die Mindestinhalte der beiden Arztgespräche in fünf Punkten. Ziffer 1 

betrifft Behandlungs- und Handlungsalternativen (Hospiz- und Palliativversorgung, Patienten-

verfügung, Vorsorgevollmacht und -dialog). Ziffer 2 und 3 betreffen Dosierung und Einnahme-

form des Präparates. Ziffer 4 und 5 schließlich fordern zu Hinweisen auf „externe“ Beratungs-

möglichkeiten hin. Der „Leitfaden für die Praxis“ zur Sterbeverfügung des 

Gesundheitsministeriums führt die Aufklärungsinhalte etwas weiter aus. Zur Ziffer 4 sind Links 

zur Suizidprävention und zu Listen der Psychotherapeut*innen, Klinischen Psycholog*innen 

und Fachärzt*innen für Psychiatrie zu finden. Diesen drei Berufsgruppen wird zugeschrieben, 

„eine professionelle, wertneutrale, nicht direktive Unterstützung im Sinne einer „Reflexions-

hilfe“ für eine selbstbestimmte Entscheidung der sterbewilligen Person bieten“ zu können. (vgl. 

BMASGPK 2025, S. 13) Hier fehlt leider die Soziale Arbeit, welche diese Aufgabe zumindest 

ebenso gut erfüllen könnte, wie in den Kapiteln 5.3. bis 6 dargestellt wird. 

 

Zur Ziffer 5 werden im Leitfaden Beispiele für Beratungsangebote angeführt, nämlich  

„z.B. pflegerische Unterstützungsmaßnahmen, Schuldnerberatung, Konsultation ei-
nes:einer Sozialarbeiter:in, klinisch-psychologische Behandlung und Beratung.“ Wei-
ters wird darauf hingewiesen, dass der Aufklärungspflicht gemäß Ziffer 4 und 5 auch 
nachgekommen werden kann, indem „Hinweismaterial, wie etwa eine Broschüre mit 
den notwendigen Anlaufstellen“ ausgefolgt werden. (vgl. BMASGPK 2025, S. 14, Her-
vorhebung von mir). 

 

Viele Informationen rund um den AS sind schwer bis gar nicht zugänglich und es hängt vom 

Engagement und Informationsgrad der aufklärenden Ärzt*innen und Notar*innen oder vom 

Zufall ab, ob sie die Sterbewilligen erreichen. Beispielsweise braucht es bei AS unbedingt auch 
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eine Patientenverfügung, um bei möglichen Komplikationen oder Verzögerungen nach Ein-

nahme des Präparats nicht „gerettet“ (reanimiert oder intensivversorgt) zu werden. (§ 6, Abs. 

3 StVfG und vgl. öGERN 2025, S. 6) Der Umgang von Versicherungsgesellschaften mit be-

stehenden Lebensversicherungen muss eventuell geklärt werden. Zumindest in Salzburg soll-

ten schon im Vorfeld der Durchführung eines AS Polizei und Gesundheitsamt informiert wer-

den.8 In manchen Familien besteht kein Verständnis für den Suizidwunsch und eine 

Vermittlung zwischen der sterbewilligen Person und ihren An- und Zugehörigen wäre wün-

schenswert, wenn unterschiedliche Auffassungen bestehen. Eine mögliche Begleitung in den 

12 Wochen Wartefrist zwischen Aufklärungsgespräch und Erstellung der Sterbeverfügung und 

dann bis zur tatsächlichen Einnahme wäre in vielen Fällen ebenso hilfreich wie die Unterstüt-

zung der hilfeleistenden Angehörigen vor, während und nach dem AS. In den allermeisten 

Fällen sind die hilfeleistenden Personen Angehörige, die mit der Aufgabe oft überfordert sind. 

Zudem sind sie in vielen Fällen auch die Erben, was unter Umständen (z.B. bei Erbstreitigkei-

ten) zu einer Anklage wegen verbotener „wirtschaftlicher Vorteile“ (vgl. StVfG § 12, Abs. 3) 

oder „einem verwerflichen Beweggrund“ (StGB § 78, Abs. 2, Z 2) führen kann. Im Juli 2025 

wurde eine hilfeleistende Person gemäß StVfG wegen Mordverdacht in Untersuchungshaft 

genommen. Der Mann war von der Verstorbenen als Alleinerbe eingesetzt worden, die Staats-

anwaltschaft sah dringenden Tatverdacht einer vorsätzlichen Tötung, die im Erbe nicht be-

dachte Tochter der Verstorbenen schloss sich als Privatbeteiligte dem Verfahren an. Im Zuge 

des Gerichtsverfahrens forderte der Verteidiger eine Beseitigung der gesetzlichen Unsicher-

heit, da jede hilfeleistende Person Gefahr laufe, „als Mörder dazustehen, wenn jemand glaubt, 

übergangen worden zu sein“. (vgl. ORF 2025) Seiner Meinung nach könne nur ein Palliativ-

mediziner Suizidbeihilfe leisten, der in keinem Naheverhältnis zum Sterbewilligen stehe. Die 

steirische Patientenanwaltschaft fordert im Zusammenhang mit diesem Verfahren, dass auch 

die assistierende Person bei der Errichtung der Sterbeverfügung anwesend sein sollte und 

eine rechtliche Aufklärung erhält und diese persönlich unterschreibt. Zudem wünscht sie sich 

auch in Österreich nach Vorbild der Schweiz die Möglichkeit spezieller Räume mit Fachperso-

nal für den AS, damit dieser nicht ausschließlich im privaten Umfeld stattfinden kann. (vgl. 

ORF 2025a) Auch die Patientenvertreterin im Expertinneninterview hält solche Räume für gut, 

„auf der anderen Seite sind es halt auch Räume, die sich die Personen selber aussuchen 

wollen, das kann jetzt eben bewusst zu Hause sein, wenn die Angehörigen das mittragen […], 

oder es gibt auch Personen, die wollen es irgendwo draußen machen, im Freien“. (IR, Z. 144 

– 148) 

 

 
8 So der Amtsleiter des Gesundheitsamtes der Stadt Salzburg Rainer Pusch bei der Veranstaltung „Assistierter 

Suizid: Freiheit auf Rezept?“ am 29.9.2025 in der JBZ Jungk Bibliothek für Zukunftsfragen in Salzburg. 
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All diese Ausführungen belegen die Notwendigkeit einer professionellen Begleitung vor, wäh-

rend und nach einem AS, wie sie auch der Menschenrechtsbeirat der Volksanwaltschaft (vgl. 

Volksanwaltschaft 2024a, S. 7), die Österreichische Gesellschaft für Ethik und Recht in der 

Notfall- und Katastrophenmedizin (vgl. öGern 2025, S. 6f) und die Österreichische Palliativge-

sellschaft (vgl. unter anderem OPG 2021b) fordern. 

 

Eine solche Begleitung in Österreich zu finden, ist schwierig, da aufgrund des strikten Werbe-

verbotes bis Ende 2024 ein Ankündigen und Anbieten von Hilfeleistungen nicht erlaubt war. 

Die derzeit einzige Organisation, die „nicht-physische Hilfeleistung“ beim AS anbietet, ist die 

ÖGHL. (vgl. ÖGHL o.J.) 

 

Größere Öffentlichkeit erreichte die Debatte um den AS Anfang September 2025, als der be-

kannte Wiener Journalist, Autor und Lehrer Niki Glattauer seinen eigenen assistierten Suizid 

mit Begleitung durch die ÖGHL in einem langen Interview mit der Wochenzeitung Falter und 

dem Onlineportal Newsflix ankündigte. Rund um das Interview und die Todesmeldung wurde 

der assistierte Suizid erstmals breit diskutiert. In Newsflix erschien auch ein ausführliches In-

terview mit ÖGHL-Präsidentin Christina Kaneider, die als Palliativärztin in einer AS-ablehnen-

den Einrichtung gekündigt hatte um als Wahlärztin assistierte Suizide zu begleiten. Auch sie 

sieht ein großes Manko in der fehlenden Begleitung: 

„Newsflix: Ist vom Gesetzgeber irgendeine Form der Begleitung des Patienten auf sei-
nem letzten Weg festgelegt? 
Christina Kaneider: Nein, sobald der Patient das letale Präparat bei sich zu Hause hat, 
liegt es allein bei ihm, wie er alles Weitere gestaltet. Was das in der Konsequenz für 
den Patienten und für seine Angehörigen bedeutet, nämlich in einer höchst verletzli-
chen Situation vollkommen allein gelassen zu werden, hat zunächst niemanden inte-
ressiert, weil man dieses unangenehme Thema gerne in den privaten Rahmen ab-
schiebt. Das ist einer der wichtigsten Gründe für mich, weshalb ich in diesem Bereich 
tätig bin.“ (Newsflix 2025) 

 

Auch die für diese Arbeit interviewten Expert*innen sind der Meinung, dass die fehlende Be-

ratung und Begleitung für Sterbewillige und ihre An- und Zugehörigen ein großes Manko in der 

Umsetzung des StVfG ist. Einzig die Juristin in der Patientenvertretung sah keine Defizite, 

deren Aufgabe ist allerdings mit der Errichtung der Sterbeverfügung abgeschlossen, mit dem 

weiteren Geschehen hat die Patientenvertretung nichts zu tun:  

„Ich kann nur von den Fällen sprechen, die wir gehabt haben und da sehe ich eigentlich 
nichts, was irgendwie negativ war oder schlecht gelaufen ist. Das hat wirklich sehr gut 
funktioniert, vielleicht auch deswegen, weil es oft terminale Phase war und die Leute 
so ganz klar waren. Auch bei den Angehörigen, die waren immer auch mit dabei, kann 
ich nicht sagen, dass es da Defizite gegeben hätte oder noch irgendwie einer Aufklä-
rung oder einer Betreuung bedurft hätte, das konnte ich nicht feststellen. Natürlich kann 
ich nicht bewerten, was das mit den Angehörigen macht, auf psychischer Ebene, was 
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es vorher mit ihnen macht, was es nachher mit ihnen macht, ich kann Ihnen nur das 
sagen, was uns gesagt wurde, was wir für einen Eindruck haben.“ (IR, Z. 118 – 126) 

 

4.3. Involvierte Fachkräfte und Professionen 

„Die meisten Medical Professionals sind derzeit nicht geschult und wissen nicht, wie sie sich 

bei einem AS korrekt verhalten sollen,“ stellen Friesenecker & Stadlinger 2022 fest (S. 217). 

Die Einstellung zum AS variiert innerhalb der Pflegeteams stark, was den gemeinsamen Um-

gang schwierig macht:  

„Wir machen auf meinen Wunsch regelmäßig Teamsitzungen zum assistierten Suizid. 
Das finden ein paar furchtbar, ein paar kommen tatsächlich dann nicht zu diesen Team-
sitzungen, weil sie ja wissen, was auf der Agenda steht. […] die meiden dann auch 
wirklich die Patienten, weil sie sagen, ich will mit dem nicht reden, weil das einfach zu 
mir nicht passt. (MS, Z. 160 – 170)  
Und es gibt genug im Pflegeteam, die das begleiten würden, weil sie einfach verstehen, 
es ist eine furchtbare Situation und auch mit Schmerzfreiheit, mit sämtlichen Angebo-
ten, die es gibt, ist für diese Person das Leben so nicht mehr lebenswert. Die verstehen 
das und die würden das auch unterstützen.“ (MS, Z. 253 – 256) 

 

Die Belastung bei einem Tod durch AS ist für die Fachkräfte oft höher als bei einem natürlichen 

Tod, „weil es etwas mit einem macht im palliativen Setting, von wegen: Hätten wir noch was 

tun können, damit er das jetzt nicht macht und einen natürlichen Tod stirbt?“ (FA, Z. 95 – 97)  

 

In einer Erhebung unter 280 Pflegefachkräften in Hospiz- und Palliativeinrichtungen in Öster-

reich Ende 2022 (Zeilinger et al 2025) gaben über 80 % einen Bedarf an Schulung zum Thema 

AS an. Insbesondere rechtliche und organisatorische Fragen zum Sterbeverfügungsgesetz, 

Fallstudien und interdisziplinäre Kommunikation standen auf der Bildungswunschliste der Pfle-

gekräfte. (vgl Zeilinger et al 2025, S. 1) Im qualitativen Teil dieser Studie wurden zahlreiche 

Verbesserungsvorschläge der Pflegekräfte für den Umgang mit AS und dem Sterbeverfü-

gungsgesetz erhoben (siehe Abbildung 3).  
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Abbildung 3: Themes and sub-themes of the topic “improving the current approach to assisted suicide” 

(Quelle: Zeilinger et al 2025, S. 5) 

 

Neben Aus- und Weiterbildung und Vorrang von Palliative Care war der Zugang zu Information 

und Unterstützung ein wichtiges Thema – sowohl für Mitarbeiter*innen, als auch für Patient*in-

nen und ihre Familien. Gefordert wurden klar definierte, leicht zugängliche Beratungsstellen 

und es wurden auch die hohen Kosten für die Erstellung der Sterbeverfügung thematisiert, 

was den Zugang weiter einschränke. (vgl. Zeilinger et al 2025, S. 6) 

 

Rechtliche (zu unklare Gesetzgebung, Spielraum für Interpretationen) und ethische Überle-

gungen stellten ebenfalls ein wichtiges Thema dar. Die Pflegekräfte betonten die Notwendig-

keit von Fallbesprechungen und Entscheidungsfindung auf Teambasis, um Patient*innenau-

tonomie und ethische Standards sicherzustellen. (vgl. Zeilinger et al 2025, S. 7) 

 

Das multiprofessionelle Team wird in allen verfügbaren Studien befürwortet, ebenso zieht sich 

die Forderung nach mehr Schulung für Teams und Beratung für Betroffene durch, so auch bei 

Unseld et al: „The present findings highlight the importance of integrating psychosocial support 

into palliative care and emphasize the need for clear guidelines and training to better support 

nurses in managing AS-related challenges.” (2024, S. 1) 
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Die Rolle der Ärzt*innen als alleinige Entscheidende über den Zugang zum AS wird problema-

tisiert: 

„Eine große Mehrheit (86,6%) der Befragten gab an, dass die endgültige Entscheidung 
betreffend assistierten Suizid entweder von einem Team aus verschiedenen Berufs-
gruppen getroffen werden (68.1%) oder Ärzt:innen sich vor einer endgültigen Entschei-
dung mit anderen Berufsgruppen beraten sollten (18,5%)“. (Zeilinger et al 2023, S. 14) 

 

Unter den Gründen für eine Entscheidung zum AS sind der Verlust von Würde und Autonomie, 

also das existenzielle Leid, meist wichtiger als physisches Leiden (vgl. Unseld et al 2025, S. 9 

sowie die dort zitierten weiteren Studien). Ärzt*innen sind im Umgang mit diesen Themen er-

fahrungsgemäß oft überfordert. „In the face of medical advances and an increasingly ageing 

society, it will be important in the future to train medical professionals in ‘unplugged’ skills, such 

as conversation and listening.” (Masel 2022, S. 3601) 

 

Anna Katharina Masel leitet die Palliativstation am Wiener AKH und ist Professorin für Pallia-

tivmedizin an der Medizinischen Universität Wien, außerdem Autorin und Podcasterin.9 Sie 

beschreibt, dass assistiertes Sterben viele verschiedene Sprachen spreche: eine rechtliche, 

eine medizinische, eine soziale, eine persönliche und eine philosophische. Um am Ende 

festzustellen: „we have to address numerous challenges and need to master different lan-

guages.” (ebd.) Mit dem “wir” scheint sie die Ärzt*innenschaft zu meinen. Es wäre aber zu 

hoffen, dass sich diese auf die Vielsprachigkeit und die vielen Vorteile der Zusammenarbeit 

auf Augenhöhe in interprofessionellen Teams besinnt und ihre althergebrachte Alleinherr-

schaft abgibt – gerade und vor allem im Zusammenhang mit AS. 

 

Denn die Herausforderungen für Patient*innen und ihre Angehörigen sind nicht in erster Linie 

medizinische: “Patients and relatives might experience multidimensional support needs 

throughout their MAID trajectories. Our findings suggest that they experience these trajectories 

more as social/existential pathways than as medical ones.” (Vissers et al 2024, S. 1) 

 

Die Aufgaben und die Verantwortung der Ärzt*innen im Rahmen der Aufklärungsgespräche 

sind umfangreich: Sie müssen unter anderem bestätigen, dass die sterbewillige Person „einen 

im Sinne des § 6 Abs. 2 freien und selbstbestimmten Entschluss geäußert hat“ (StVfG § 7 Abs. 

1). § 6 Abs. 2 lautet: „Der Entschluss der sterbewilligen Person, ihr Leben zu beenden, muss 

frei und selbstbestimmt, insbesondere frei von Irrtum, List, Täuschung, physischem oder psy-

chischem Zwang und Beeinflussung durch Dritte gefasst werden.“ Das zweifelsfrei 

 
9 Eva Masel: Gut gelaufen. Schöne Abschiede vom Leben. (2023) edition a. Wien. 

Podcast „hochpalliativ“ https://hochpalliativ.podigee.io/  

https://hochpalliativ.podigee.io/
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festzustellen ist schwierig, wenn man die Person beim Aufklärungsgespräch zum ersten Mal 

sieht. Ganz gewiss ist es keine medizinische Diagnose. Der Lebenskontext der Sterbewilligen 

ist dabei jedenfalls zu berücksichtigen, das soziale Umfeld in die Entscheidung einzubeziehen, 

soweit sie das selbst zulassen. Darin, wie auch für eine eventuelle Vermittlung von divergie-

renden Interessen mit Angehörigen, sind Sozialarbeiter*innen ausgebildet und erfahren. (vgl. 

Pußwald et al 2022, S. 131) Die direkte Beiziehung anderer Berufsgruppen ist aber im Gesetz 

nicht vorgesehen. Einzig bei Hinweisen auf eine krankheitswertige psychische Störung muss 

eine Abklärung durch eine*n Fachärzt*in für Psychiatrie oder eine*n Klinische*n Psycholog*in 

veranlasst werden. (vgl. StVfG § 7, Abs. 4) 

 

Die Entscheidung, ob eine Person eine Sterbeverfügung erstellen darf, liegt allein in der Hand 

von zwei bis drei Mediziner*innen und ihre Entscheidung ist nicht beeinspruchbar. Ob diese 

untereinander oder mit anderen Berufsgruppen in Austausch über diese Entscheidung gehen 

oder nicht, ist ihnen überlassen. Ob sie auf einem Hausbesuch bestehen, um die Lebensver-

hältnisse kennenzulernen, ob sie (natürlich mit Einverständnis der sterbewilligen Person) den 

Kontakt mit An- und Zugehörigen, Pflegenden, Betreuenden suchen oder nicht, ist ihnen über-

lassen. Wenn sie eine Person nicht zum AS zulassen, muss das nicht im Register dokumen-

tiert werden. Palliativmedizinerin Christina Kaneider, die etwa 150 Beratungen und 25 Suizid-

begleitungen durchgeführt hat: „Das ist auch ein noch zu verbessernder Punkt. Denn wenn 

jemand abgelehnt wird, aus welchen Gründen auch immer, dann geht er zu anderen Ärzten 

und hofft, dass ihn irgendeiner schon durchlassen wird. Es gibt keine Kontrolle, wer es wie oft 

probiert. Das ist sicher kein Idealzustand.“ (Newsflix 5.9.2025) Ihr Berufskollege Dietmar 

Weixler ergänzt: „Es braucht Qualitätsstandards und staatliche Verantwortung, diese auch zu 

überprüfen.“ (Falter 9.9.2025) Kaneider sieht auch in der Alleinverantwortung ohne Inter- oder 

Supervision bei Suizidbegleitungen ein Problem: „Wir brauchen endlich eine Kultur des Aus-

tauschs unter Kollegen. Nur so kann man qualitätsgesichert arbeiten und rechtzeitig erkennen: 

‚Hier bist du zu nah dran – gib den Fall ab.‘ Alleine zu arbeiten, birgt die Gefahr einer unheil-

vollen Verstrickung.“ (Falter 9.9.2025) 

 

Für die Jurist*innen, welche die Sterbeverfügung errichten, gilt ähnliches, weshalb in der Pa-

tientenvertretung Salzburg dabei immer zu zweit gearbeitet wird:  

„Sowohl bei den Erstkontakten als auch bei der Durchführung von der Sterbeverfügung 
sind immer zwei Juristen dabei bei uns. […] Weil das einfach für uns auch besser ist 
so, wir haben keine Supervision, sondern wir besprechen das, und es ist auch ganz 
wichtig, dass wir so etwas besprechen. Ich denke auch in Richtung Supervision, dass 
wir das auch haben in Zukunft.“ (IR, Z. 78 – 86) 
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Wenn es sich nicht nur um zwei Jurist*innen handeln und Kaneider mit dem „Austausch unter 

Kollegen“ nicht nur Mediziner*innen meinen würde, sondern auch andere Professionen zuge-

zogen würden, ergäbe das im Idealfall wieder das multiprofessionelle Team, das in HPC Stan-

dard ist. Diesen Standard im Sinne der Qualitätssicherung auch auf die Aufklärungsgespräche 

im Rahmen des Sterbeverfügungsgesetzes auszuweiten erscheint sinnvoll, insbesondere die 

Soziale Arbeit kann hier viel beitragen: "Durch ihren generalistischen Ansatz ergänzen Sozial-

arbeiterinnen die medizinische und juristische Expertise um die Biografie der Suizidwilligen 

und machen seelische und psychische Entscheidungsprozesse der Betroffenen sicht- und 

nachvollziehbar.“ (Pußwald et al 2022, S. 135) 

 

Im „Leitfaden für die Praxis“ zum Sterbeverfügungsgesetz wird die Verweisung an andere Be-

rufsgruppen beim ärztlichen Aufklärungsgespräch auch angeführt (vgl. BMASGPK 2025, S. 

13f und Kapitel 3.2), inwieweit das auch passiert, bleibt dem Engagement der aufklärenden 

Ärzt*innen überlassen. 

 

Es gibt aber auch gute Argumente dagegen:  

„Ich habe das Aufklärungsgespräch jetzt ein paar Mal mitgemacht [….] und ich muss 
sagen, ich kann überhaupt nichts Negatives sagen. […] Das ist ein objektives Gutach-
ten anhand von Befunden, die herangezogen werden und ich finde das in Ordnung, so 
wie es ist. Man muss immer bedenken, das sind Kosten für die Patienten, und ich denke 
mir, da müssten sie jeden Arztbesuch hinterfragen, ob der in Ordnung war.“ (DS, Z. 
231 – 240) 

 

Abgesehen davon ist die Involvierung eines multiprofessionellen Team wohl nicht in allen Fäl-

len nötig, denn es gibt auch ganz klare Fälle, in denen Sterbewillige und eventuelle Angehörige 

ihren gemeinsamen und übereinstimmenden Willen zweifelsfrei vermitteln.  

„Die Fälle, die wir bis jetzt gehabt haben, waren ganz eindeutig. Wir haben überwie-
gend terminale Phase gehabt, und es waren wirklich Personen, die schwer krank waren 
und wo das Ende absehbar war. Und vor allem, der Wille war so klar von den Personen, 
dass es für uns, unter Anführungszeichen, leicht war, das zu errichten, weil wir keine 
Zweifel gehabt haben.“ (IR, Z. 104 – 108) 

 

Mit einer Ausweitung der Aufklärungsgespräche auf mehrere Professionen würde auch eine 

weitere Hürde eingezogen und die Selbstbestimmung der sterbewilligen Person zum Schutz 

vor Missbrauch, also im Sinne der Fürsorge, eingeschränkt. Wenn eine Person entscheidungs-

fähig ist und legalen assistierten Suizid in Anspruch nehmen möchte, stellt sich die Frage, 

warum dann von jemand anderem – seien es nun zwei Ärzt*innen oder eine Kommission – 

entschieden werden muss, ob sie das auch darf? Wolfgang Herrndorf, ein deutscher Schrift-

steller, der nach einer Gehirntumor-Diagnose 2010 dreieinhalb Jahre lang eine Art Internetta-

gebuch verfasste, wehrte sich gegen solcherlei Bevormundung und fand, dass jedem 



Fachhochschule Salzburg, Soziale Arbeit  Vier Jahre Sterbeverfügungsgesetz – Erfahrungen und 
Erkenntnisse 

34 

 

sterbewilligen Volljährigen tödliche Medikamente zur Verfügung gestellt werden sollten: „ohne 

ärztliche Untersuchung, ohne bürokratische Hürden und vor allem ohne Psychologengespräch 

– als sei ein Erwachsener, der sterben will, ein quasi Verrückter, dessen Geist und Wille der 

Begutachtung bedürfen.“ (Herrndorf 2013, S. 369) Zum Zeitpunkt seiner Erkrankung war as-

sistierter Suizid in Deutschland nicht legal möglich und die Suche nach einer „Exitstrategie“ für 

ihn sehr schwierig. Er suizidierte sich schließlich 2013 durch einen Kopfschuss mit einem ille-

gal erworbenen Revolver.  

 

Im ethischen Grundsatzdilemma zwischen Selbstbestimmung und Fürsorge (vgl. Trost 2012, 

S 35ff) muss auch bei der Gestaltung der Beratung und Aufklärung sorgfältig abgewogen wer-

den. Siehe dazu auch Kapitel 5.4. 

 

4.4. Umgang mit AS in Krankenhäusern, Hospizen und Pflegeheimen 

Da laut StVfG jede natürliche und juristische Person den AS ablehnen oder auch leisten darf, 

ohne dass dadurch der Einrichtung oder Person Nachteile entstehen, ist die Situation in Orga-

nisationen und Teams wegen unterschiedlicher Einstellungen oft schwierig. Lange waren 

konkrete Regelungen und Handreichungen kaum vorhanden, in der Folge haben Träger ten-

denziell abgelehnt: “More than half of the respondents (85; 58.6%) stated that their employer 

did not allow AS in their institutions, while 22 (15.2 %) said that it was permitted and 31 (21.4%) 

that it was either not clearly regulated, had not been communicated, or that they did not know.” 

(Unseld et al 2024, S. 4) 

 

Relativ einfach erscheint die Konstellation „Einrichtung pro, Mitarbeiter*in kontra“, denn dann 

kann ein auftretender Fall einfach an eine andere Mitarbeiter*in abgegeben werden. Wesent-

lich komplexer ist der umgekehrte Fall, denn es dürfen auch AS-positiv eingestellte Mitarbei-

ter*innen, die bei einem Suizid assistieren wollen, nicht benachteiligt werden. Es wurde aller-

dings in einigen Organisationen Mitarbeiter*innen explizit verboten, mit Bewohner*innen oder 

Patient*innen auch nur über die Möglichkeit einer Sterbeverfügung zu sprechen, erst recht, sie 

zu beraten oder in einem solchen Vorhaben zu begleiten. (vgl. Volksanwaltschaft 2024a, S. 1) 

Die OPG formuliert dazu in der Handreichung zum Umgang mit Sterbewünschen: 

„Fragen Patient:innen konkret nach Kontaktinformationen oder Internetadressen von 
Organisationen, die Sterbewillige unterstützen, ist zu bedenken, dass eine derartige 
Information möglicherweise im Widerspruch zur Haltung ihrer Institution steht. Laut § 
12, Abs. 2 StVfG ist es jedoch zulässig, eine sterbewillige Person über die Möglichkeit 
der Errichtung einer Sterbeverfügung zu informieren.“ (OPG 2025b, S. 11) 
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Die juristische Gratwanderung zwischen Benachteiligungsverbot lt. StVfG, Recht auf Freie 

Meinungsäußerung, Loyalitäts- und Treuepflichten gegenüber dem Arbeitgeber, Recht auf 

menschwürdiges Sterben usw. ist sehr heikel und selbst für Jurist*innen schwer zu entschei-

den (vgl. Aigner 2024). Das Österreichische Rote Kreuz hat folgende Regelung eingeführt:  

„RK-Mitarbeiter:innen können sterbewillige Personen auf dem Weg zur Errichtung ei-
ner Verfügung im Rahmen der jeweiligen beruflichen Kompetenzen […] beraten und 
begleiten, jedoch ist es nicht gestattet, dass im Rahmen der Tätigkeit im RK beim 
Suizid assistiert wird (Beschluss der Präsidentenkonferenz am 5.4.2022).“ (ÖRK 
2023, S. 7, Hervorhebung im Original) 

 

Diese Lösung, Beratung und Begleitung im Dienst zu erlauben, die Suizidassistenz selbst aber 

nur im privaten Bereich mit „keinerlei Bezug zur beruflichen oder freiwilligen Tätigkeit im Ös-

terreichischen Roten Kreuz“ (ÖRK 2023, S. 8) zu ermöglichen, dürfte auch rechtlich halten. 

Sie scheint sich auch bei den meisten anderen Organisationen mittlerweile so etabliert zu ha-

ben (siehe Kapitel 4.5). 

 

Krankenhäuser dürfen als juristische Personen gemäß StVfG den AS grundsätzlich in ihren 

Häusern verbieten, auch wenn er ohne Mitwirkung ihrer Angestellten erfolgt. Auch in Ta-

geshospizen oder Reha-Einrichtungen ist das möglich. Anders ist die Situation in stationären 

Hospizen, Seniorenheimen und Pflegeeinrichtungen, also überall dort, wo Menschen ihren 

Hauptwohnsitz und damit ihren privaten Lebensbereich haben. In einigen solchen Einrichtun-

gen wurde Mitarbeiter*innen verboten, über die Möglichkeit eines AS mit den Bewohner*innen 

zu sprechen. Letzteren wurde per Heimvertrag oder Hausordnung untersagt, in ihren (privaten) 

Räumlichkeiten einen AS im Rahmen des StVfG durchzuführen. An- und Zugehörigen, die in 

einer Sterbeverfügung als hilfeleistende Personen eingetragen waren, wurde der Zutritt zu den 

Häusern verweigert. Das alles unter Berufung auf § 2 StVfG, nach welchem keine natürliche 

oder juristische Person zur Hilfeleistung oder Mitwirkung verpflichtet, und eine Benachteiligung 

aufgrund von Mitwirkung oder Weigerung verboten ist. (vgl. Volksanwaltschaft 2024a, S. 1f)  

 

Das rief 2023 die Volksanwaltschaft auf den Plan, die ihren Menschenrechtsbeirat mit der Klä-

rung der Zulässigkeit dieser Verbote beauftragte. In seiner Stellungnahme erklärte der Beirat 

die Verbote aus menschenrechtlicher Sicht als unzulässig, weil sie dazu führen, „dass sterbe-

willige Personen von ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf selbstbestimm-

tes Sterben nicht Gebrauch machen könnten, was menschenrechtlich vor allem auch im Hin-

blick auf ein allgemeines Diskriminierungsverbot nicht zulässig ist.“ (Volksanwaltschaft 2024a, 

S. 9) Pflegeheime müssen demnach die Durchführung eines AS im Rahmen des StVfG dulden 

und dürfen Bewohner*innen auch nicht die diesbezüglichen Informationen vorenthalten. Der 

Menschenrechtsbeirat definiert auch „Erforderliche Begleitmaßnahmen zum Themenbereich 
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‚Lebensende und Sterben‘“ in denen er neben einem flächendeckenden Ausbau der HPC auch 

einen gesellschaftlichen Diskurs zum Thema und eine „Koppelung verschiedener Vorsorge-

tools“ (wie Vorsorgevollmacht, Patient*innenverfügung) mit assistiertem Suizid und Palliativ-

versorgung sowie deren Aufnahme in den „Vorsorgedialog“ empfiehlt. (vgl. Volksanwaltschaft 

2024a, S. 6f) Der Menschrechtsbeirat betont außerdem die Notwendigkeit einer professionel-

len Begleitung für alle drei „Anspruchsgruppen“ (sterbewillige Person, Angehörige/Vertrauens-

personen und institutionell tätige Personen) vor, während und nach dem AS. (vgl. Volksan-

waltschaft 2024a, S. 7) 

 

In einer Presseaussendung im März 2025 teilt die Volkanwaltschaft mit, dass nach wie vor 

mehrheitlich keine Möglichkeit zum AS in Pflegeheimen besteht. Sie fordert, dass die zustän-

digen Länder in ihren Förderverträgen für Heimträger diese verfassungs- und menschen-

rechtswidrigen Verbote ausschließen. (vgl. Volksanwaltschaft 2025) 

 

In der Schweiz gibt es in den Kantonen unterschiedliche Regelungen bezüglich der Durchfüh-

rung in Spitälern, Alters- und Pflegeheimen. (Bütikofer&Haas 2022, S. 31) Ein Verbot in einer 

Einrichtung führt in der Schweiz allerdings nicht dazu, dass Menschen von ihrem Recht auf 

AS nicht Gebrauch machen könnten, denn die Sterbehilfeorganisationen bieten im Rahmen 

ihrer Begleitung eigene Räume inklusive Krankentransport für diejenigen an, die nicht in ihrem 

privaten Wohnumfeld sterben wollen oder können. (vgl. Exit o.J.) 

 

Eine Ausgabe der ORF-Sendung „Bürgeranwalt“, die in Kooperation mit der Volksanwaltschaft 

produziert wird, stand im Mai 2025 unter dem Titel „Sterbeverfügung: erlaubt, aber unmög-

lich?“ Auch hier ging es um die schwer zugängliche Information, die ablehnenden Einrichtun-

gen, die Abschiebung in den privaten Bereich, die große psychische Belastung für Angehörige 

und weitere Hürden im Zugang zum verfassungsgemäßen Recht auf AS. Christina Kaneider, 

Palliativärztin und zu diesem Zeitpunkt gerade neu gewählte Präsidentin der ÖGHL, hält in der 

Sendung fest: „Es braucht eine professionelle, ausgebildete Suizidassistenz. Den Venflon [Ve-

nenzugang für Infusion, ES] legen ist das eine, aber den Prozess halten, tragen, begleiten, 

das ist eigentlich das Herausfordernde. […] Genau darum geht es für den Patienten und seine 

Angehörigen – und da findet gute Suizidhilfe statt.“ (Kaneider 2025, 49:05-49:25) 

 

4.5. Zur Situation in Salzburg 

Die Behindertenaktivistin Andrea Mielke war die erste Person, die im April 2022 in Salzburg 

den legalen assistierten Suizid durchgeführt hat, unter sehr schwierigen Bedingungen für sie 

selbst und ihren sie begleitenden Lebensgefährten. (vgl. Radiofabrik 13.10.2022) 
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Im Land Salzburg wurden bis 1. November 2025 59 Sterbeverfügungen erstellt, in 14 Fällen 

wurde der assistierte Suizid durchgeführt und als solcher registriert. (vgl. Salzburger Nachrich-

ten 24.11.2025) Die Salzburger Ärztekammer publiziert als eine der wenigen Landeskammern 

schon seit 2022 auf ihrer Website eine Liste der Ärzte, die zu Aufklärungsgesprächen bereit 

sind. 23 Mediziner*innen stehen Ende November 2025 auf dieser Liste. 

 

Das zum Krankenhaus der Barmherzigen Brüdern gehörende einzige stationäre Hospiz in 

Salzburg, das Raphael Hospiz gibt auf seiner Website keinerlei Hinweis zum Umgang mit AS. 

Die Pflegedienstleiterin erklärt im Interview etwas widersprüchlich: „Das gibt es nicht, weil wir 

gehören zu den Barmherzigen Brüdern dazu. Wie man sich vielleicht denken kann, katholische 

Kirche und assistierter Suizid ist jetzt nicht zwingend kompatibel. Aber weil das Raphael Hos-

piz ja einen Pflegeheimstatus hat, ist es ein privater Bereich und die Menschen können das 

bei uns durchführen.“ (MS, Z.22 – 24) Wie im konkreten Fall mit einem Wunsch nach AS um-

gegangen wird, wird jeweils im interdisziplinären Team besprochen und entschieden. Für 

schwierigere ethische Fragestellungen wendet sich das Team an den Leiter des Bereichs Ethik 

der Barmherzigen Brüder Österreich. (MS, Z. 38 – 40) 

 

Allerdings wurde in der Vergangenheit ein*e Patient*in für die Durchführung eines AS nach 

Hause geschickt (vgl. MS, Z.72 – 76) 

„Wir haben auch auch schon überlegt, dass wir mit dem Seniorenheim Nonntal koope-
rieren, die haben das ja schon gehabt, die haben zwei durchgeführte assistierte Suizide 
bei ihnen im Haus gemacht. Das war sogar ein Thema damals, mit dem Herrn, der bei 
uns die Sterbeverfügung schon hatte und dann einen natürlichen Tod gestorben ist: 
Den hätten sie übernommen, zum Durchführen des assistierten Suizids. Aber das ist 
jetzt auch wieder ein persönliches, privates Thema von mir, das möchte ich nicht! Jetzt 
begleiten wir den Herrn, bis er das Präparat kriegt, wir kennen ihn schon, er fühlt sich 
wohl, wir hätten auch die Gattin auffangen können. Und dann schickt man ihn genau 
für diese zwei, drei, vier Stunden in ein fremdes Haus mit fremden Menschen?“ (MS, 
Z. 186 – 194)  

 

Dass es jetzt zumindest theoretisch möglich ist, einen AS im Raphael Hospiz durchzuführen, 

dürfte mit den Erkenntnissen der Volksanwaltschaft zu tun haben. Allerdings hat es bis Okto-

ber 2025 noch keinen AS im Raphael Hospiz gegeben. Eine Handreichung für Mitarbeiter*in-

nen ist in Ausarbeitung. 

 

Die zwei Tageshospize im Land Salzburg (Stadt Salzburg und Leogang/Pinzgau) sind, wie 

auch die gesamte ehrenamtliche mobile Hospizbegleitung und -ausbildung, bei der Hospizbe-

wegung Salzburg angesiedelt. Auch hier ist auf der Website kein konkreter Hinweis auf den 

Umgang mit Sterbeverfügungen und AS zu finden. Im Leitbild heißt es dort aber: „Wir sind eine 
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Bewegung für das Leben. […] Der Tod wird weder beschleunigt noch hinausgezögert.“ (Hos-

pizbewegung Salzburg o.J.) Im Interview erklärt die dort tätige Sozialarbeiterin, dass die Mit-

arbeiter*innen und Ehrenamtlichen (wenn sie das selbst wollen) im Vor- und Nachgang eines 

AS beraten und begleiten, aber bei der Durchführung nicht dabei sind. (SE, Z. 16f) Die offziel-

len ärztlichen Aufklärungsgespräche werden von den Hospizärzt*innen nicht durchgeführt. 

(SE, Z. 20f) 

 

Die Mobilen Palliativteams sind in Salzburg bei der Caritas angesiedelt. Im offiziellen Infofolder 

steht kleingedruckt: „Maßnahmen der aktiven Sterbehilfe lehnen wir ab.“ Das entspricht dem 

sehr ausführlichen Orientierungsrahmen der Caritas Österreich, der seit Jänner 2023 gültig 

ist. Dort wird festgehalten, dass dem Wunsch nach AS mit verstärktem Gesprächsangebot und 

Information über Alternativen begegnet wird, über die Gesetzeslage informiert und für alles 

weitere an die Patientenanwaltschaft verwiesen wird: 

„Wir lehnen die Mitwirkung an der konkreten Vorbereitung und Durchführung eines as-
sistierten Suizids ab: 

• Wir bieten keine Beratungsleistungen zur konkreten Umsetzung des assistierten 
Suizids. 

• Wir unterbinden die Bewerbung von Angeboten zum assistierten Suizid. 

• Wir verweigern die Kontaktherstellung zu etwaigen organisierten Anbieter*innen 

• Wir verweigern die Durchführung der Assistenzleistung selbst, und können bei der 
Durchführung auch nicht durchgehend im Raum sein. 

• Wir unterlassen jedwede Beteiligung – direkt oder indirekt – an Unternehmen, Ver-
einen oder anderen Angeboten des organisierten assistierten Suizides.“ (Caritas 
2023, S. 11f) 
 

Mit „wir“ sind in diesem Dokument die Träger und die Mitarbeiter*innen gemeint. (vgl. S. 1) Der 

letzte Punkt könnte unter Umständen Mitarbeiter*innen eine private Mitgliedschaft beispiels-

weise in der ÖGHL verbieten, was rechtlich wohl nicht haltbar wäre. (vgl. Aigner 2024, S. 5 

und Kapitel 4.4) Abgesehen davon wird durch diesen Orientierungsrahmen ein professioneller 

und den Standards der HPC entsprechender Umgang mit Sterbewünschen vertreten, bis hin 

zur akzeptierten Begleitung bei Beratungs- und Aufklärungsgesprächen im Rahmen des 

StVfG. (vgl. S 7ff) 

 

Angelehnt an diesen Orientierungsrahmen wurde im Bundesland Salzburg für die Mitarbei-

ter*innen der Mobilen Palliativteams ein Leitfaden entwickelt,  

„wie wir mit Patienten, die den Wunsch äußern und aber auch mit Menschen umgehen, 
die schon eine aufrechte Sterbeverfügung haben und in unserer Betreuung sind oder 
in unserer Betreuung wollen, wie wir die begleiten und auch die Angehörigen begleiten 
können.“ (AF, Z. 7 – 10) „Wir begleiten bis zum Zeitpunkt X, aber nicht währenddessen. 
Wir betreuen auch im Nachgang, aber nicht zum Zeitpunkt X. Und das hat was zu tun 
mit dem Mitarbeiterschutz, weil ich kann nicht sagen wir machen das und müssen das 
dann verpflichtend machen. Und wir machen auch die Nachbetreuung mit 
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Abschlussgespräch, wenn es erwünscht ist, weil es ja doch eine laufende Betreuung 
war.“ (AF, Z. 37 – 42) 

 

Die Salzburger Landeskliniken (SALK, unter anderem Träger von Palliativstationen und da-

mit Teil der spezialisierten HPC) lehnen assistierten Suizid explizit ab. In der Patienteninfor-

mation heißt es: „Die Salzburger Landeskliniken bieten weder Suizidbeihilfe als medizinische 

Leistung an, noch händigen wir das Präparat dazu aus. Zu diesen Themen können wir auch 

keine inhaltlichen Auskünfte geben.“ (SALK o.J. S. 22) Ein Sozialarbeiter der SALK verweist 

im Interview auf eine interne Handlungsanweisung, die seit Juli 2024 gültig ist und laut der 

“es Patienten nicht verboten ist, einen assistierten Suizid bei uns im Haus durchzuführen.“ 

(AP, Z. 47f) Für Mitarbeiter*innen gibt es klare Regeln im Umgang mit (dem Wunsch nach) 

AS: „Wir sollen verweisen auf Patientenanwaltschaft, auf extern, also keine Beratung zu dem 

Thema. Wir dürfen nicht unterstützen oder assistieren. Freigestellt ist es, ob wir, wenn je-

mand das durchführen möchte oder durchführt, ob wir zumindest anwesend sind.“ (AP, Z. 43 

– 45) Die ärztliche Leiterin des Palliativkonsiliardienstes an der Christian-Doppler-Klinik (ei-

nem Teil der SALK) konkretisiert:  

„Also unsere Hauptaufgabe ist ja nicht zu werten, sondern zu hinterfragen und zu 

schauen, was sind akute Bedürfnisse, warum kommt dieser Wunsch zustande und 
gibt es irgendwas an Bedürfnissen, die wir in unserer Tätigkeit und in unserem Rah-
men erstens erfassen können und vielleicht danach auch umsetzen können. Wenn 
das ein sehr konkreter Wunsch ist, dann sehe ich es als meine Aufgabe Informatio-
nen darüber zu geben, wie kommt man zu einer Sterbeverfügung, wo gibt es da eine 
Liste, wie läuft es rein theoretisch ab und so.“ (BM, Z. 28 – 31 ) 

Ihres Wissens nach ist bis November 2025 kein AS in den Landeskliniken durchgeführt wor-

den. 

 

Alle HPC-Einrichtungen in Salzburg haben zumindest ein Naheverhältnis zur katholischen Kir-

che: Das Raphael Hospiz gehört zum Krankenhaus der Barmherzigen Brüder, das Mobile Pal-

liativteam zur Caritas, die Hospizbewegung ist zwar laut Eigenbezeichnung überkonfessionell, 

im Leitbild findet sich neben dem „Respekt vor jeder Überzeugung“ aber auch die „Christliche 

Basis“ (Hospizbewegung Salzburg o.J. Leitbildgrafik), in den Vereinsstatuten steht „Im Sinne 

interprofessioneller Zusammenarbeit sollen einem Beirat Vertreter:innen caritativer, medizini-

scher, kirchlicher und wissenschaftlicher Institution zugehören.“ (Hospizbewegung Salzburg 

2025, § 14-1) Auch die Geschichte der Salzburger Landeskliniken beginnt mit dem St.-Jo-

hanns-Spital, das 1704 von Erzbischof Johann Ernst von Thun und Hohenstein eingeweiht 

wurde. (vgl. https://salk.at/geschichte-und-kunst) 

 

Zusätzlich ist auch die vom Bundeskanzleramt bzw. dessen Abteilung für Familienberatung 

und -förderung 2023 als Projektförderung ausgeschriebene „Beratung am Lebensende“ (siehe 
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auch Kapitel 4.2) in Salzburg in katholischer Hand: Aktion Leben und die Partner- und Famili-

enberatung der Erzdiözese haben den Zuschlag des BKA erhalten. Auf den Websites beider 

Organisationen ist das Angebot schwer auffindbar, die Aktion Leben listet aber mittlerweile die 

„Beratung am Lebensende“ in ihrem Beratungsangebot und erwähnt in der Beschreibung auch 

den AS. (vgl. Aktion Leben o.J.) Die Erzdiözese weist (zumindest bis September 2025) in der 

Auflistung ihres Beratungsangebot nicht auf eine Beratung am Lebensende hin, einzig unter 

„Aktuelles“ findet sich ein Hinweis darauf. (vgl. Erzdiözese o.J.) Für Beratungssuchende sind 

diese beiden Angebote jedenfalls kaum auffindbar, zumal bisher auch keine Öffentlichkeits- 

oder Vernetzungsarbeit erkennbar ist. Nur eine der interviewten Expert*innen kannte das An-

gebot der Aktion Leben zum Interviewzeitpunkt „seit kurzem“.10 

 

Grundsätzlich ist gegen die Ansiedlung von HPC-Einrichtungen bei kirchlichen oder kirchen-

nahen Organisationen nichts einzuwenden, im Zusammenhang mit Sterbewunsch und AS er-

scheint das allerdings problematisch, erst recht, wenn das einzige staatlich finanzierte Bera-

tungsangebot katholisch ist. Die katholische Kirche lehnt „Selbstmord“ in jeder Form 

dogmatisch ab. Der Katechismus bezeichnet als „sittlich unannehmbar“, dass man  

„aus welchen Gründen und mit welchen Mitteln auch immer dem Leben behinderter, 
kranker oder sterbender Menschen ein Ende setzt. [...] Eine Handlung oder eine Un-
terlassung, die von sich aus oder der Absicht nach den Tod herbeiführt, um dem 
Schmerz ein Ende zu machen, ist ein Mord, ein schweres Vergehen gegen die Men-
schenwürde und gegen die Achtung, die man dem lebendigen Gott, dem Schöpfer, 
schuldet.“ (Katechismus der katholischen Kirche, Nr. 2277) 

 

Bestätigt und verschärft wurde diese Verurteilung durch ein Schreiben der vatikanischen Glau-

benskongregation 2020 unter dem Titel „Samaritanus bonus“: 

„Eine Person, die sich völlig frei dazu entscheidet, sich das Leben zu nehmen, bricht 
ihre Beziehung mit Gott und mit den anderen und verleugnet sich selbst als moralisches 
Subjekt. […] Dem Suizidenten Beihilfe zu leisten ist eine unrechtmäßige Mitwirkung bei 
einer unerlaubten Handlung, die der Beziehung zu Gott und der moralischen Bezie-
hung widerspricht […]“ (Kongregation für die Glaubenslehre 2022, S. 33) 

 

Zweifellos gibt es auch innerhalb der Kirche moderatere Auslegungen, aber der Katholizismus 

prägt die gesamte österreichische Gesellschaft seit Jahrhunderten. Der AS wurde nur gegen 

starken Widerstand katholischer und konservativer Kräfte durchgesetzt. Dass diese damit nur 

schwer einen Umgang finden, ist verständlich und die Ablehnung durchaus legitim. Für 

 
10 Für den 26.11.2025 lud die Aktion Leben zu einem Informationsabend „Red‘ ma über’s Lebensende“ für „Be-

troffene, Angehörige & Interessierte“. Suizid und Sterbeverfügung werden in der Flugblatt-Einladung nicht er-

wähnt, aber immerhin der „Umgang mit Sterbewunsch“. Das Interview mit der Person, die davon gehört hatte, 

fand im Jänner 2026 statt und sie bezog sich auf diese Einladung. 
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Menschen mit einem Sterbewunsch, die zumindest in Salzburg von solchen Einrichtungen und 

ihren Leistungen abhängig sind, macht es die Situation und den Zugang zum AS schwierig.  

 

Die evangelische Diakonie betreibt in Salzburg ein Seniorenheim und mobile Pflegedienste. 

Österreich-Direktorin Anna Katharina Moser spricht in einem Interview mit der Zeitschrift Fur-

che über die Gefahr, dass Menschen bei offiziell ablehnender Haltung einer Einrichtung nicht 

mehr wagen, einen Sterbewunsch auszusprechen und ihre existenziellen Nöte nicht erkannt 

werden können. „Wir tun alles dafür, dass sich Menschen für das Leben entscheiden können. 

Aber es kann sein, dass Personen in Einzelfällen nicht die Palliativversorgung wählen, sondern 

den assistierten Suizid in Anspruch nehmen wollen. Dann werden wir sie nicht allein lassen. 

Natürlich ist keiner unserer Mitarbeitenden gezwungen, zu informieren, zu begleiten oder zu 

beraten. Aber es ist auch niemandem untersagt.“ (Furche 10.9.2025) 

 

In den vom Magistrat der Stadt Salzburg verwalteten Seniorenwohnheimen besteht ein offener 

Umgang mit Sterbeverfügungen und assistiertem Suizid. Es gibt keine Einschränkung für die 

Durchführung in den Häusern und Mitarbeiter*innen dürfen nach eigenem Ermessen nicht nur 

beraten, sondern auch hilfeleistende Person sein. Es gibt zumindest in einem Haus eine aus-

führliche interne Handreichung zum Umgang mit dem Wunsch nach einer Sterbeverfügung, 

mit der Durchführung des AS und der danach nötigen Meldung an die Polizei und dem Umgang 

mit dieser so genannten „Kommissionierung“. Die Psychologin berichtet, dass dieser offene 

Umgang von Anfang an selbstverständlich war: „Bevor das überhaupt spruchreif geworden ist, 

also das Gesetz in Kraft getreten ist, war ja schon die erste Klientin an mich herangetreten. 

Und da haben wir uns im Dezember 21 schon zusammengesetzt und überlegt, wie wir da 

unterstützen können.“ (KH, Z. 23 – 26) 

 

Beim Land Salzburg ist die Patientenvertretung angesiedelt. Sie ist als Patientenanwaltschaft 

laut StVfG für die kostenlose Errichtung von Sterbeverfügungen zuständig. Diese Regelung 

wurde offenbar parallel zur Patientenverfügung getroffen, die ebenfalls kostenlos bei den 

Patientenvertretungen erstellt werden kann, statt kostenpflichtig bei Notar*innen. Allerdings 

ist auf der Website der Patientenvertretung Salzburg bis Jänner 2026 keinerlei Information zu 

Beratung oder Errichtung von Sterbeverfügungen zu finden – nach vier Jahren StVfG und 12 

Monate nach Fall des strikten Werbeverbots, das Information nie untersagt hatte. Die dort 

veröffentlichten Tätigkeitsberichte 2022 und 2023 weisen dennoch immerhin 20 bzw. 16 bzw. 

19 Beratungen zum Sterbeverfügungsgesetz aus. (vgl. Land Salzburg 2023, S. 11 bzw. 2024, 

S. 18, bzw. 2025, S. 11) Das könnte mit dem Verweis an die Patientenvertretung durch die 

Salzburger Landeskliniken und die Caritas (siehe oben) zu tun haben, bzw. mit Anfragen um 

eine konkrete Errichtung, für die die Patientenvertretung laut StVfG zuständig ist. Allerdings 
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werden solche Errichtungen erst seit 2024 durchgeführt, weil es zuvor keine Einigung zwi-

schen Bund und Ländern über die Finanzierung gab. (vgl. Land Salzburg 2024, S. 11) 

Im Jahr 2024 wurden drei Sterbeverfügung von der Patientenvertretung erstellt, 2025 waren 

es sechs. Anfragen bzw. Beratungen gab es im Jahr 2025 insgesamt 41. (vgl. IR, Z. 73 – 74, 

der Jahresbericht ist noch nicht erschienen).  

„Beim Erstkontakt hat es Personen gegeben, die die ärztlichen Aufklärungsgespräche 
schon gehabt haben. Es gibt aber auch Personen, die sich ganz neu an uns wenden 
und fragen: Wie tun wir denn da, wie gehen wir denn da weiter vor? Und dann ma-
chen wir eben auch die Beratung, informieren über die Ärztekammerliste, wir können 
Erfahrungswerte anbieten von unserer Seite her, sind behilflich, dass man die richti-
gen Ärzte findet. Wir haben auch immer mit den Angehörigen oder mit den hilfeleis-
tenden Personen gesprochen, manchmal gibt es auch mehrere Gespräche, wenn es 
das erfordert.“ (IR, Z. 14 – 21) 

 

Da in der Salzburger Patientenvertretung ausschließlich Jurist*innen tätig sind, handelt es sich 

dabei aber im Grunde um Rechtsberatung. Eine Information auf der Website über das Angebot 

zur Sterbeverfügung ist geplant. Bis jetzt haben die Personen mit Sterbewunsch über Ärzte, 

Krankenhaus, Mundpropaganda und Zeitungsartikel zur Patientenvertretung gefunden. (vgl. 

IR, Z. 50 – 54) 

 

Zur Situation in Salzburg ergibt sich insgesamt der Eindruck, dass bis Ende 2025 von einzel-

nen Einrichtungen und (Fach-)Personen einiges an Erfahrungen und Wissen im Umgang mit 

der Sterbeverfügung, der Begleitung und Beratung Betroffener und der Durchführung des AS 

gesammelt wurden. Allerdings erscheint dieses Wissen einerseits recht verstreut und jeweils 

auf einzelne Aspekte bezogen, andererseits gibt es auch immer wieder Fehlinformationen, die 

im Rahmen von Workshops und Veranstaltungen auftauchen und da oft nicht letztgültig geklärt 

werden können. Eine Zusammenführung und Vernetzung dieses Wissens (in einer Art „ARGE 

AS Salzburg“) könnte hier zu einer Verbesserung für alle Betroffenen führen. 

 

5. Soziale Arbeit im Kontext von Sterben, Tod und Trauer 

„Gestützt auf Theorien […], bindet die Soziale Arbeit Menschen und Strukturen in Verände-

rungsprozesse ein, um den Herausforderungen des Lebens aktiv zu begegnen und das Wohl-

befinden zu fördern“, heißt es in der globalen Definition Sozialer Arbeit (obds o. J.). Sterben 

ist zweifellos eine Herausforderung des Lebens, für die Betroffenen wie auch für ihr soziales 

Umfeld. Es betrifft jeden Einzelnen von uns und die Gesellschaft als Ganzes in ihrem Umgang 

damit. Das Wohlbefinden Sterbender und ihrer An- und Zugehörigen zu fördern, sie in der 

aktiven Begegnung dieser Herausforderung zu unterstützen und die Strukturen in diesem 

Sinne zu verändern, ist also per definitionem eine Aufgabe der Sozialen Arbeit. 
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Die Konkretisierung der globalen Definition für Österreich führt außerdem aus: „Die Bedingun-

gen, unter denen Menschen geboren werden, aufwachsen, arbeiten, leben und altern bestim-

men wesentlich die Möglichkeiten für soziale Teilhabe und Inklusion und stehen daher im Fo-

kus Sozialer Arbeit.“ (obds 2023a, S. 2) Dass in dieser Definition zwar die Geburt und das 

Leben, nicht aber das Sterben erwähnt werden, kann im Kontext dieser Arbeit nur als Manko 

verstanden werden. Das Sterben ist ein Teil des Lebens und die Bedingungen, unter denen 

das Sterben stattfindet, sind für Individuum und Gesellschaft von großer Bedeutung. Auch 

Sterbende haben ein Recht auf soziale Teilhabe und Inklusion.  

 

Gerade im Kontext des Sterbeverfügungsgesetzes stellen sich die Fragen nach Teilhabe, In-

klusion, Autonomie, Alltagsbewältigung und Wohlbefinden noch einmal neu: Wer bemüht sich 

darum, dass auch Menschen, die mit wenigen (finanziellen, sozialen, intellektuellen…) Res-

sourcen ausgestattet sind, Zugang zu qualitätsgesicherter Beratung, Begleitung und zum AS 

grundsätzlich haben? Wer sorgt dafür, dass alle Menschen flächendeckend Zugang zu hoch-

wertiger Hospiz- und Palliativversorgung haben, oder überhaupt erfahren, dass es sie gibt, 

bevor sie AS anstreben? Noch einen Schritt weiter gedacht: Erhalten alle Menschen generell 

die von ihnen gewünschte Pflege und Betreuung, noch vor bzw. ganz abgesehen von einem 

eventuellen Sterbewunsch? Schafft es die Gesellschaft, die wachsende Zahl Alter und Kranker 

entsprechend würdevoll zu pflegen und zu betreuen, für ihr möglichst hohes Wohlbefinden zu 

sorgen? Zweifellos gelingt dies nur mangelhaft. Kann angesichts solcher Mängel der AS die 

Lösung des Problems sein und wird es zum Standard, sich rechtzeitig zu suizidieren, um der 

Gesellschaft nicht zur Last zu fallen? Wäre das verwerflich und warum? Eine soziale Problem-

lage liegt hier zweifellos vor. 

 

„Professionelle Soziale Arbeit […] umfasst berufsmäßige, umfassende, geplante, individuell 

abgestimmte und wissenschaftlich fundierte Unterstützungs- und Hilfsprozesse für komplexe 

soziale Themen und Problemlagen. Diese Prozesse adressieren Einzelpersonen, Gruppen 

und das Gemeinwesen […]“ heißt es im aktuellen Berufsbild aus dem Qualifikationsrahmen 

der Sozialen Arbeit in Österreich. (AG Sozialpädagogik et al 2025, S. 8) 

 

Wenn „die lebensweltliche Unterstützung von Menschen in besonderen Lebenslagen“ Aufgabe 

der Sozialen Arbeit ist (vgl. obds 2023, S. 7), muss sie sich zwangsläufig mit dem Thema 

Sterben und assistierter Suizid beschäftigen. Mit ihrem Triplemandat von Individuum, Gesell-

schaft und Menschenrechte (vgl. obds 2023, S. 5) ist die Profession dafür geradezu prädesti-

niert.  
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5.1. Soziale Arbeit in Hospiz und Palliative Care 

Soziale Arbeit und Interdisziplinarität sind von Beginn an integrale Bestandteile der Hospiz- 

und Palliativversorgung: Schon Cicely Saunders, die Begründerin der Hospizbewegung, ver-

einte die drei „Kernberufe“ in einer Person: Sie war Ärztin, Krankenpflegerin UND Sozialarbei-

terin. Die Betreuung und Begleitung Sterbender, An- und Zugehöriger und Trauernder wird in 

Hospiz und Palliative Care grundsätzlich ganzheitlich betrachtet: Es geht um körperliche, psy-

chische, soziale und spirituelle Bedürfnisse. Die Abdeckung all dieser Bereiche erfordert ein 

multiprofessionelles Team, Sozialarbeiter*innen sind dabei in mehrerer Hinsicht die ideale Er-

gänzung zu den medizinischen Berufen: Die Verbindung von person- und umfeldorientierter 

Arbeitsweise, die berufliche Haltung und Empathie, die Fähigkeit zuzuhören, nachzufragen 

und auszuhalten ohne in Aktivismus zu verfallen, zu ermutigen und zu befähigen, Hilfe zur 

Selbsthilfe zu leisten, die Begleitung bei Lebenskrisen und die Ermöglichung eines gelingen-

deren Alltags für die Adressat*innen, die Zusammenarbeit mit Ehrenamtlichen – all diese 

Grundkompetenzen der Sozialen Arbeit sind in diesem Handlungsfeld gefragt. (vgl. Student 

et.al. 2016, S 152ff) 

 

In Österreich existiert schon seit 2002 ein „Berufsprofil für die Sozialarbeit im Rahmen von 

Hospiz und Palliative Care“, herausgegeben von Hospiz Österreich, dem Dachverband der 

Palliativ- und Hospizeinrichtungen. Die Arbeitsgruppe Palliativsozialarbeit der OPG veröffent-

lichte 2018 eine Neubearbeitung des Berufsprofils unter dem Titel „Soziale Arbeit in Hospiz 

und Palliative Care. Standards, Kompetenz- und Tätigkeitsprofil“. (OPG 2018) 

 

Die so genannte „Abgestufte Hospiz- und Palliativversorgung“ (siehe Abbildung 3) ist seit 2010 

im „Österreichischen Strukturplan Gesundheit“ verankert. (vgl. GÖG 2014, S. 4) 

 

Abbildung 4: Abgestufte Hospiz- und Palliativversorgung 
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In den Qualitätskriterien zur Abgestuften Hospiz- und Palliativversorgung wird Sozialarbeit 

nach Medizin und Pflege in fast allen Bereichen der spezialisierten Versorgung (siehe Abbil-

dung 3) zum Stammpersonal gezählt. Einzig in Tageshospizen werden sie nur als „verfügbar“ 

verlangt. (vgl. GÖG 2014, S. 12 – 28) In der Grundversorgung ist sie in Krankenhäusern als 

Sozialdienst verankert, im Langzeitbereich kaum, weil auch die Soziale Altenarbeit ein noch 

sehr junges Handlungsfeld der Sozialen Arbeit ist. 

 

Im „Prozesshandbuch Hospiz- und Palliativversorgung“ (GÖG 2012) werden die einzelnen 

Prozesse, beispielsweise Erstkontakt oder Aufnahme, detailliert in Flussdiagrammen und Ar-

beitsschritten beschrieben und einer oder mehreren Berufsgruppe(n) zugeordnet.  

 

Das zugleich mit dem Sterbeverfügungsgesetz beschlossene Hospiz und Palliativfondsgesetz 

2022 (HosPalFG) regelt die Vergabe von Bundesmitteln an die Länder zum Ausbau der Ver-

sorgung. Die dort im § 6 erwähnten zu definierenden Qualitätskriterien sind mit einiger Ver-

spätung 2024 von der GÖG veröffentlicht worden. Sie sind weitgehend identisch mit den schon 

10 Jahre früher definierten, auch bezüglich der Notwendigkeit von Sozialarbeiter*innen als Teil 

der multiprofessionellen Teams. (siehe oben und vgl. GÖG 2024, S. 12 – 28) 

 

Die konkreten Aufgaben der Sozialen Arbeit werden hier nicht näher bestimmt. Dafür ist nach 

wie vor die – unter anderem auch auf dem Prozesshandbuch basierende – Definition der Ös-

terreichischen Palliativgesellschaft (OPG) von 2018 das letztgültige Dokument. Demnach um-

fassen die fachlichen Aufgabenbereiche der Sozialen Arbeit in Hospiz und Palliative Care vor 

allem: 

• Information und Fachberatung  

• Psychosoziale Beratung und Begleitung  

• Case- und Caremanagement 

• Existenzsicherung  

• lebensweltorientierte Alltagsbewältigung  

• Verlust- und Krisenbewältigung  

• Konfliktmanagement 

• Trauerbegleitung  

• Netzwerkarbeit und Koordination der ehrenamtlichen Tätigkeit 

Ziel der Sozialen Arbeit in HPC ist es, die Lebensqualität von Betroffenen und An- und Zuge-

hörigen zu erhalten und zu verbessern. „Sozialarbeiter*innen im Bereich Hospiz und Palliative 

Care erkennen die individuellen und sozialen Bedürfnisse von Betroffenen, unterstützen deren 
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Selbstbestimmung, akzeptieren Diversität und stärken die vorhandenen Ressourcen.“ (OPG 

2022 S. 3) 

 

Die meisten Arbeiten zur Rolle der Sozialen Arbeit in HPC beklagen jedoch deren mangelnde 

Sichtbarkeit, Berücksichtigung und Anerkennung: „Allerdings tritt die Soziale Arbeit in diesem 

von Medizin, Pflege und Seelsorge dominierten Handlungsfeld bisher (zu) wenig als zentrale 

Akteurin in Erscheinung und auch ihr spezifisches Profil wird hier bisher kaum angemessen 

sichtbar.“ (Klomann & Schütte-Bäumner 2022, S. 356. Siehe auch Student et.al. 2016, S. 20, 

Kiepke-Ziemes & Wasner 2022, S. 259 und 268) 11 

 

Warum ist das so, wenn die Multiprofessionalität des Teams ebenso wie die Kompetenzen, 

Standards und Profile der Sozialen Arbeit in diesem Bereich inzwischen gut ausdefiniert sind? 

Die Gründe scheinen vielfältig zu sein. Kiepke-Ziemes & Wasner stellen fest, dass die psycho-

sozialen Aufgaben oft von Ehrenamtlichen, Mediziner*innen und Pflegekräften übernommen 

werden. (vgl. 2022, S. 259) Der Palliativbereich ist von jeher an Medizin und Pflege ausgerich-

tet, der Hospizbereich zudem oft aus Freiwilligeninitiativen entstanden. Aus beiden Richtungen 

ist ein Expert*innentum in diesem Bereich entstanden, dem sich die Soziale Arbeit erst nähert. 

(vgl. Student et. al. 2016, S. 155) Eine DGKP formuliert im Interview die Herausforderungen 

bei der Adaptierung an solche neuen Gegebenheiten: 

„Im mobilen Palliativ-Team habe ich sehr geschätzt, dass ich da alles machen kann. 
Ich kann beraten, ich kann einen Pflegegeld-Antrag stellen, ich kann mich vernetzen, 
ich kann aber auch Körperpflege durchführen und alles machen, was eine DGKP ma-
chen muss. Und dann hat es geheißen, jetzt kriegt ihr Sozialarbeiter im Team und dann 
war im Team der Aufschrei groß: Wozu brauchen wir Sozialarbeiter, das können wir 
auch. Das war am Anfang viel Arbeit, zu schauen, was braucht es wirklich, was ist die 
Expertise, was ist der Mehrwert. Jetzt ist es nicht mehr wegzudenken. (FA, Z. 256 – 
262) 

 

Sterbende und ihr Umfeld sind, wie auch alte Menschen, keine klassische Zielgruppe der So-

zialen Arbeit, diese Handlungsfelder sind noch jung und im Aufbau begriffen. In der breiten 

Öffentlichkeit wird Soziale Arbeit immer noch als Tätigkeit für so genannte Randgruppen (Ob-

dachlose, Kinder und Jugendliche aus prekären Verhältnissen, Sozialhilfebezieher*innen 

usw.) im Sinne der traditionellen „Fürsorge“ verstanden. Sozialarbeit in Anspruch zu nehmen 

wird infolgedessen auch heute noch von vielen als stigmatisierend empfunden, so formuliert 

 
11 Auch in Salzburg zeigt sich eine spärliche Präsenz der Profession im Feld der HPC: Einzig das stationäre 

Raphael Hospiz hat seit seiner Gründung 2002 bis heute eine*n Sozialarbeiter*in Vollzeit im Team. Seit 2018 

und verstärkt seit der Finanzierung aus dem Hospiz- und Palliativfondsgesetz 2022 aufgrund der dort definierten 

Qualitätskriterien gibt es auch Sozialarbeiter*innen in den Mobilen Palliativteams der Caritas. Eine Sozialarbei-

terin leitet seit 2022 auch die Kontaktstelle Trauer der Hospizbewegung Salzburg. 
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etwa ein*e Sozialarbeiter*in im Interview: „Was haben die [Betroffenen] für eine Vorstellung 

von sozialer Arbeit? Würden die auf die Idee kommen, dass ich mit so einem Thema zu einem 

Sozialarbeiter gehen kann?“ (AP, Z. 324f) Die tatsächlichen Kompetenzen und Zuständigkei-

ten der Sozialen Arbeiten sind noch nicht ausreichend angekommen. Auch innerhalb von Pro-

fession und Disziplin werden sie immer noch diskutiert, erst nach und nach Standards definiert, 

zudem gibt es bis heute kein Berufsgesetz für die Soziale Arbeit in Österreich.  

 

Häufig wird die Zuständigkeit und Kompetenz der Sozialarbeit in HPC auf den administrativ-

rechtlichen Bereich reduziert: Vorsorgevollmachten und Patientenverfügungen, Pflegegeld- 

und Hospizkarenzanträge stellen, Hilfsmittel und Betreuungswechsel organisieren und derglei-

chen mehr. Das stellt auch Stadelmann in ihrer empirischen Untersuchung zum Selbstver-

ständnis von Palliativsozialarbeiter*innen in der Schweiz fest: „Dass ihnen dabei zuerst eine 

Zuweisung auf Basis sozialrechtlicher Fragestellung seitens der jeweiligen Institution oder da-

rin tätigen Professionen oktroyiert wird, hält die Fachpersonen zudem nicht davon ab, sich 

weitere Aufgaben selbst zu suchen und diese auch zu bearbeiten.“ (2024, S. 206) 

Student et.al. fordern mehr Selbstbewusstsein und Initiative der Sozialen Arbeit in diesem Be-

reich durch Schärfung des Kompetenzprofils, bewiesene Professionalität und bessere Selbst-

darstellung, sie solle sich unersetzlich machen durch Leistung. (vgl. 2016, S. 157)  

 

Dass die Rolle der und die Erwartungen an die Soziale Arbeit in HPC vage und unbestimmt 

sind, kann mit Stadelmann aber auch als Vorteil verstanden werden. Dadurch „kann sie [die 

Soziale Arbeit] mit grösserer [sic!] Freiheit Suchprozesse initiieren, verschiedene und auch 

unkonventionelle Ansätze ausprobieren und ihre Vorgehensweisen in der Unterstützung der 

Menschen am Lebensende ständig weiterentwickeln“ und sich selbst als zuständig für das 

„Freilegen von Bedürfnissen“ und das Case- und Caremanagement definieren. (vgl. Stadel-

mann 2024, S. 227) 

 

Das Freilegen von Bedürfnissen inkludiert auch das Erkennen und Adressieren neuer Heraus-

forderungen für das Handlungsfeld. Durch gesellschaftliche Veränderungen (Hohe Lebenser-

wartung, Individualisierung, volatile Familienverhältnisse, hohe Mobilität…), durch Verände-

rungen der Gesetzeslage und in der End-of-Life-Care selbst entstehen neue Chancen und 

Aufgaben für die Palliativsozialarbeit. „Phänomene sozialer Ausschließung im Kontext End-of-

life-Care“ (Klomann & Schütte-Bäumner 2022, S. 358) sind auf mehreren Ebenen zu beobach-

ten und werden mit dem Ausbau der Strukturen auch langsam thematisiert – nicht zuletzt von 

der Sozialen Arbeit, die mit diesem Thema am besten vertraut ist. 
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Tamara Mandl weist auf die große Bedeutung von lebensweltorientierter, differenzsensibler 

Palliative Care für Gastarbeiter*innen in Österreich hin. Sie betont die Rolle der Palliativsozi-

alarbeit und die Relevanz der Biografie bzw. biografischer Brüche für den Verlauf des Sterbens 

und der palliativen Begleitung. (2023, S. 157) 

 

Kiepke-Ziemes & Wasner erwähnen „kultursensible Begleitung am Lebensende“ als Desiderat 

und meinen damit soziokulturelle Diversität, also nicht nur „Zuwander*innen aus anderen Kul-

turkreisen“, sondern auch Subkulturen, Menschen aus anderen sozialen Schichten oder „mit 

besonderen sozialen Bedürfnissen wie z.B. wohnungslose Menschen“. Sie betonen die be-

sondere Eignung von Sozialarbeiter*innen für diese Zielgruppen durch die lebensweltorien-

tierte Arbeitsweise. (vgl. 2022, S 267) 

 

In Deutschland gibt es seit 2010 die „Charta zur Betreuung schwerstkranker und sterbender 

Menschen in Deutschland“. In Umsetzung dieser Charta wurden 2017 Handlungsempfehlun-

gen publiziert, die folgende zu überwindende Ausschließungen in HPC identifiziert (vgl. DGP 

et.al. 2017, S. 3): 

• „Menschen mit Migrationshintergrund und aus anderen Kulturkreisen 

• Menschen mit Demenz 

• Menschen mit geistiger Behinderung 

• Von Wohnungslosigkeit betroffene Menschen 

• Menschen in Vollzugseinrichtungen“ 

In all diesen Bereichen – mit Ausnahme vielleicht der Demenz – ist die Soziale Arbeit die 

kompetenteste und erfahrenste Profession und es ergeben sich daraus neue Potentiale, die 

allerdings nur in Ansätzen in den Handlungsempfehlungen erkannt werden: Der Begriff Sozi-

alarbeit kommt in dem 155 Seiten starken Dokument nur neunmal vor, davon sechsmal im 

Kapitel Wohnungslose. Allerdings sind dabei immer Sozialarbeiter*innen in Einrichtungen für 

Obdachlose gemeint, nicht im Palliativbereich. (vgl. DGP et.al. 2017, S. 70f) 

 

In den offiziellen österreichischen Dokumenten kommen die Exklusionsthemen noch nicht vor, 

aber in der Praxis gerät schon etwas in Bewegung: In Graz gibt es etwa das erste und einzige 

stationäre Hospiz für Wohnungslose in Österreich. Das Vinzidorf Hospiz ist eine Kooperation 

des VinziDorf mit den Elisabethinen, die auch ein „normales“ stationäres Hospiz betreiben. 

Das Vinzidorf Hospiz befindet sich neben dem VinziDorf, in dem alkoholabhängige obdachlose 

Männer in Baucontainern dauerhaft wohnen können und sozialarbeiterisch betreut werden und 

„steht allen obdachlosen Menschen offen, die eine Hospizversorgung brauchen. Sie sind un-

abhängig von Geschlecht und Vorgeschichte willkommen“. (Vinziwerke o.J.) 
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Im Wiener Allgemeinen Krankenhaus gibt es seit Juli 2024 eine Öffnung der „Ambulanz für 

Palliativmedizin und symptomorientierte Therapie“ für Menschen ohne Versicherung im Rah-

men des Projektes „PALL4ALL – Palliativmedizin für alle, die sie brauchen!“ „PALL4ALL steht 

für das Angebot an palliativmedizinischer Betreuung sowie Palliative Care unabhängig von 

Herkunft, Religion, Geschlecht, Versicherungsstatus, sozialem Status und persönlicher Bio-

grafie der Patient:innen.“ (Hospiz Österreich 2024) Das noch junge Projekt hat über die Inter-

views für eine noch nicht veröffentlichte Masterarbeit eine Vernetzung mit Betreuungseinrich-

tungen für marginalisierte Personen (und wohl auch mit den dort beschäftigten 

Sozialarbeiter*innen) initiiert. (Hospiz Österreich 2024)  

 

Der Fachtag 2025 von Hospiz Österreich stand unter dem Titel „Ermöglichen – Befähigen – 

Ermutigen“ und macht Diversität und Ausschließungsproblematiken in HPC zum Thema:  

„Die Welt, in der wir leben, ist bunt. Auch wenn sie für die Menschen, die wir begleiten, 
dunkel erscheint. Doch sind wir gut genug gerüstet für diese bunte-dunkle Welt und 
werden wir angesichts der demografischen Veränderungen und der limitierten Res-
sourcen unseren eigenen Ansprüchen gerecht? Sind unsere Ansprüche noch ausrei-
chend?“ (Hospiz Österreich 2025b) 
 

Auch der Interprofessionelle Palliativkongress der OPG im April 2026 steht unter dem Motto 

„Vielfalt verankern in der Palliative Care“. Das Organisationsteam, das mit Bettina Pußwald 

auch eine Sozialarbeiterin umfasst, konkretisiert in der Einladung:  

„Das Thema ‚Vielfalt verankern‘ bedeutet für uns mehr als nur die Berücksichtigung 
verschiedener kultureller oder ethnischer Hintergründe. Es geht um die Anerkennung 
und das Verständnis der einzigartigen Lebenswege jedes Einzelnen und die Gewähr-
leistung einer Versorgung, die diese Vielfalt als Stärke begreift und fördert.“ (OPG 
2025) 

 

Sozialarbeiter*innen lassen sich als Vortragende im Programm (noch) nicht erkennen, aber 

die Beschäftigung mit Ausschlussproblematiken ist offenbar auch in der österreichischen HPC 

angekommen. Die Palliativsozialarbeit sollte hier verstärkt ihre Zuständigkeit wahrnehmen und 

sichtbar machen. In ihren von der OPG definierten Aufgaben heißt es schließlich, die „Verfes-

tigung biopsychosozialer Notlagen sowie Ausgrenzung zu vermeiden, gilt als oberste Prä-

misse.“ (OPG 2018, S. 19) 

 

5.2. Suizidprävention 

„Soziale Arbeit hat sich mit dem Thema des assistierten Suizids kaum auseinandergesetzt, 

galt es doch bislang in allen Tätigkeitsbereichen der Sozialen Arbeit jegliche Form des Suizids 

zu verhindern.“ (Pußwald et al 2022, S. 129) Diese Prämisse gilt nicht nur für die Soziale Ar-

beit, sondern auch für alle anderen Berufsgruppen, die Ansprechpartnerinnen für 
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suizidgefährdete Personen sein können. Die Suizidprävention bezeichnet Mitglieder dieser 

Berufsgruppen als „Gatekeeper“ und versucht, sie durch Schulungen, Einbindung in die Aus-

bildungscurricula, Handreichungen, Broschüren, Wegweiser usw. umfassend auf den Umgang 

mit Suizidalität vorzubereiten.12 

 

Suizid ist allerdings nicht auf derselben Ebene zu betrachten wie assistierter Suizid. Ersterer 

soll in jedem Fall verhindert werden, bis hin zur Zwangseinweisung in die Psychiatrie auf Basis 

des Unterbringungsgesetzes. Aufgabe der Suizidprävention ist es, „Menschen Hilfe zu leisten, 

ihr Leid und ihre Krankheit zu überwinden und sich dem Leben wieder zuwenden zu können“. 

(Kapitany 2022, S. 188) Menschen, die AS in Österreich in Anspruch nehmen können, haben 

die Möglichkeiten der Überwindung nicht mehr, da sie lebensbeendend erkrankt sind und ihre 

„Krankheit einen für die betroffene Person nicht anders abwendbaren Leidenszustand mit sich 

bringt.“ (StVfG § 6, Abs 3) Es gilt also herauszufinden, ob es eine andere Möglichkeit als AS 

gibt, um den Leidenszustand der Person abzuwenden. Das ist Suizidprävention im Zusam-

menhang mit AS. Und selbst wenn Leid und Krankheit nicht überwunden werden können und 

ein AS angestrebt wird, ist ein „sich dem Leben wieder zuwenden“ für die verbleibende Zeit 

möglich und jedenfalls unterstützenswert. Für den oben genannten Schriftsteller Wolfgang 

Herrndorf bestand diese Zuwendung zum Leben im Schreiben, in „Arbeit und Struktur“ und sie 

gelang ihm nur im Wissen um die Möglichkeit zum Suizid: „Die mittlerweile gelöste Frage der 

Exitstrategie hat eine so durchschlagend beruhigende Wirkung auf mich, dass ich mich frage, 

warum das nicht die Krankenkasse zahlt. Globuli ja, Bazooka nein. Schwachköpfe.“ (Herrndorf 

2013, S. 79) 

 

Die Suche nach Alternativen zum AS darf aber nicht zum „Ausreden“ eines selbstbestimmten 

AS-Wunsches einer entscheidungsfähigen Person führen. Menschen, die einen Suizidwunsch 

im Sinne des StVfG entwickeln, müssen „ausreichend qualifizierte Beratung und Unterstützung 

für ihr Anliegen erhalten“. (vgl. Kapitany 2022, S. 189) Auch Kapitany schlägt dazu einmal 

mehr staatlich zertifizierte, kostenlose und multidisziplinäre Stellen vor. (vgl. ebda) Handlungs-

leitend in der allgemeinen Suizidprävention durch Fachkräfte sind „die drei D’s der Suizidprä-

vention: Daran denken. Danach fragen. Darüber sprechen“. (vgl. ÖGS o. j.) Das „Danach fra-

gen“, also bei einer Vermutung keine Scheu zu haben und direkt nachzufragen, ob 

Suizidgedanken oder Lebensmüdigkeit ein Thema sind, wird auch im palliativen Setting 

 
12 In Österreich gibt es seit 2012 bei der Gesundheit Austria GmbH (GÖG) das nationale Suizidpräventionspro-

gramm SUPRA (Suizid Prävention Austria), das auch den jährlichen Suizidbericht herausgibt. Im „Gatekeeper-

projekt“ sind Sozialarbeiter*innen als Zielgruppe der Schulungen explizit erwähnt, ansonsten wohl unter „psy-

chosoziale Fachkräfte“ subsumiert. 



Fachhochschule Salzburg, Soziale Arbeit  Soziale Arbeit im Kontext von Sterben, Tod und Trauer 

51 

 

empfohlen.(vgl. OPG 2025b) Für viele Menschen ist es schwierig, von sich aus darüber zu 

sprechen, aus Scham, aus Angst vor einer negativen Reaktion oder einem Abtun in der Art 

von „sowas dürfen Sie nicht denken, das wird schon wieder“. Das verständnis- und respekt-

volle Eingehen auf einen Sterbewunsch kann diesen auch wieder relativieren. Suizidgedanken 

bis hin zur Erstellung von Sterbeverfügungen haben oft etwas Entlastendes für die Betroffe-

nen, es gibt ihnen ein Gefühl der Selbstermächtigung zurück und das Erleben von Ausgelie-

fertheit nimmt ab. (vgl. Kapitany 2022, S. 185 und OPG 2025b, S. 6)  

„Was ich brauche, ist eine Exitstrategie. […] Ob ich die Disziplin habe, es am Ende 
auch zu tun, ist noch eine ganz andere Frage. Aber es geht, wie gesagt, um Psychohy-
giene. Ich muss wissen, dass ich Herr im eigenen Haus bin. Weiter nichts.“ (Herrndorf 
2013, S. 50) „Ich habe mich damit abgefunden, dass ich mich erschieße. Ich könnte 
mich nicht damit abfinden, vom Tumor zerlegt zu werden, aber ich kann mich damit 
abfinden, mich zu erschießen. Das ist der ganze Trick. Schon seit Tagen keine Beun-
ruhigung mehr.“ (Herrndorf 2013, S. 86) 

 

Das Wissen um einen Ausweg, falls man es nicht mehr aushält, macht den Suizid unter Um-

ständen überflüssig. Das bestätigen auch die relativ hohen Zahlen von nicht durchgeführten 

AS nach Erstellung einer Sterbeverfügung. In diesem Sinne kann eine gut begleitete und be-

ratene Erstellung einer Sterbeverfügung ein Beitrag zur Suizidprävention sein. Der Schweizer 

Verein „Exit“, der Freitodbegleitungen anbietet, gibt als Tätigkeitsbereich dementsprechend 

auch Suizidprävention an (vgl. Exit o. J.). Katharina Trost ergänzt: „Die Möglichkeit, den eige-

nen Suizid auf legalem Weg durchzuführen und dabei unterstützt zu werden, verhindert Sui-

zidformen, die für das Individuum und deren Umfeld weitaus grausamer und traumatisierender 

sind.“ (Trost 2014, S. 44) Auch der österreichische Verfassungsgerichtshof argumentiert in 

seinem Erkenntnis zur Aufhebung des absoluten Verbotes der Suizidbeihilfe damit, dass dem 

Betroffenen „ein längeres Leben ermöglicht wird und er sich nicht gezwungen sieht, sein Leben 

vorzeitig in einer menschenunwürdigen Form zu beenden“. (Erkenntnis VfGH vom 11.12.2020, 

Randziffer 81) Das bestätigt auch das Beispiel einer Interviewpartnerin: 

„Noch bevor er die Sterbeverfügung gemacht hatte, hat er gemeint, er macht das auf 
seine Art und Weise, er will sich einfach suizidieren, hat das zu Hause im Badezimmer 
probiert, die Gattin hat ihn dann vorgefunden, in einer Blutlacke. Er war dann lange in 
der geschlossenen Psychiatrie. Bis er denen verständlich machen konnte, dass er ori-
entiert ist, kein psychiatrischer Patient, dass es seine klare, bewusste Entscheidung 
ist...  
ES: Das war noch bevor er das Sterbeverfügungsgesetz in Kraft getreten ist? 
MS: Nein, er hat sich gedacht, das ist alles viel zu kompliziert mit den zwei unterschied-
lichen Ärzten, mit dem ganzen Gutachten, mit der Wartezeit, bis er das Präparat kriegt. 
Er hat sich gedacht, er macht das einfach auf seinem Weg. Der ist leider misslungen 
und dann hat er seiner Gattin versprochen, das tut er nicht mehr, aber sein Ziel war 
trotzdem, dass er einfach versterben darf, noch bei Sinnen und selbstbestimmt. (MS, 
Z. 93 – 104) 
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Der österreichische Suizidbericht 2025 zeigt einen leichten Anstieg der Gesamtzahl der Sui-

zide inklusive AS, der mit einem Rückgang der Zahl der Suizide ohne AS korreliert. (Siehe 

Abbildung 1, S. 19) Auch ÖGHL-Präsidentin Christina Kaneider sagt in einem Interview auf die 

Frage, ob es auch Menschen gebe, die es sich nach einer Beratung zum AS bewusst anders 

überlegen, sie erlebe das häufig, denn „ergebnisoffene Beratung und professionelle Beglei-

tung wirkt suizidpräventiv“. (Newsflix 2025) 

 

In Medienberichten zum Thema assistierter Suizid wird gemäß den Richtlinien zur Suizidbe-

richterstattung der Österreichischen Suizidprävention auf die Telefonseelsorge und andere 

Hotlines verwiesen, oder auf die Website der Suizidprävention verlinkt.13 Allerdings finden sich 

dort keine Informationen zum AS oder zum Sterbeverfügungsgesetz, es geht nur um allge-

meine Suizidprävention. Dieser Hinweis auf Rat und Hilfe bei Suizidberichterstattung wird ge-

mäß dem „Ehrenkodex der österreichischen Presse“ von seriösen Medien gemacht, um nicht 

zur Nachahmung zu verleiten und den sogenannten „Werther-Effekt“ zu verhindern. Aber ist 

diese Form der Suizidprävention für den assistierten Suizid adäquat? Eine Nachahmung im 

Affekt ist nicht möglich, da das Prozedere zu lange dauert und das StVfG den Zugang zum AS 

ohnehin auf eine sehr kleine Gruppe einschränkt. Der „Leitfaden zur Berichterstattung über 

Suizid“ des Kriseninterventionszentrums Wien gibt dennoch dieselben Empfehlungen wie für 

nicht assistierten Suizid. Sinnvoll erscheint die Ergänzung, dass der AS nicht vereinfachend 

als verständlicher Schritt oder geeignete Lösung dargestellt und auf die Problematik des sozi-

alen Drucks hingewiesen werden solle. (vgl. Kriseninterventionszentrum 2025, S. 30) Aller-

dings finden sich auch diese Hinweise nicht auf der Website der Suizidprävention. 

 

Im „D-A-CH-Forum Suizidprävention und assistierter Suizid“, haben sich Expert*innen aus 

Deutschland, Österreich und der Schweiz für eine „interdisziplinäre Kooperation über die Gren-

zen hinweg“ zusammengeschlossen. In allen drei Ländern ist der assistierte Suizid mit unter-

schiedlichen Voraussetzungen legal. Die im März 2024 veröffentlichte „Münchner Erklärung“ 

des Forums fordert unter anderem: „Eine absolut gesetzte und nicht hinterfragte Autonomie-

vorstellung des Individuums darf das Prinzip der Suizidprävention, des Schutzes des mensch-

lichen Lebens und der Fürsorge nicht außer Kraft setzen.“ (D-A-CH-Forum 2024, Punkt 2). In 

der Erklärung werden hehre Ziele wie eine „lebenszugewandte, friedliche und lebensfreundli-

che Gesellschaft“ sowie „eine Stärkung der Solidarität, Sorge und Fürsorge“ gefordert. (D-A-

CH-Forum 2024, Punkt 7) Fraglos ist eine solche anzustreben, aber selbst die Umsetzung des 

formulierten Ideals, von dem zeitgenössische Gesellschaften weit entfernt sind, kann einen 

existenziellen Leidenszustand und einen Wunsch nach AS nicht in allen Fällen verhindern.  

 
13 https://www.gesundheit.gv.at/leben/suizidpraevention  

https://www.gesundheit.gv.at/leben/suizidpraevention
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Bemerkenswert ist der folgende Satz aus der Münchner Erklärung: „Es ist unsere Aufgabe, 

einem Mitmenschen, der sein Leben als unwürdig empfindet, seine unveräußerliche Würde 

erfahrbar zu machen.“ (ebd.) Mit der Problematik des empfundenen Würdeverlustes von 

schwer Kranken und Sterbenden hat sich der kanadische Palliativpsychiater Harvey Chochi-

nov intensiv beschäftigt.  

 

5.2.1. Würde erfahrbar machen: Harvey Chochinov 

Der Würdebegriff wird sowohl von Gegner*innen als auch Befürworter*innen des assistierten 

Suizids ins Treffen geführt. Für die einen ist das selbstbestimmte Sterben durch AS würdevoll, 

für die anderen das natürliche Sterben: „Was schon kränkend ist, was man jetzt medial immer 

wieder hört, dieser würdevolle Tod. Man will würdevoll sterben und dann ist das der assistierte 

Suizid. Damit hadere ich persönlich sehr…so quasi assistierter Suizid ist würdevoll, versterben 

in einem Hospiz oder auch zu Hause mit Begleitung ist nicht würdevoll? Fragezeichen! “ (MS, 

Z. 381 – 386) 

 

Sterbewünsche entstehen häufig aus dem Gefühl von Würdeverlust, einer Komponente des 

existenziellen Leids. (Siehe Abbildung 6 und vgl. Vissers et al 2024, S. 6f; Zeilinger et al 2025, 

S. 7, Unseld et al 2024, S. 1) Harvey Chochinovs Untersuchungen zur Würde gingen von einer 

Studie aus, in der Würdeverlust von niederländischen Mediziner*innen als häufigster Grund 

für die Inanspruchnahme von Sterbehilfe genannt wurde. (vgl. Chochinov 2017, S. 22) Wie in 

einer verletzlichen Situation mit Patient*innen umgegangen wird, kann ihr persönliches Wür-

degefühl beeinflussen. Chochinov hat mit seinem Team in zahlreichen Studien erhoben, wie 

genau dieses Würdegefühl gestärkt oder verletzt wird und ein „Würdemodell bei unheilbarer 

Erkrankung“ entwickelt.  
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Abbildung 5. Würdemodell bei unheilbarer Erkrankung (Chochinov 2017, S. 28) 

 

Auf Basis dieses Modells entwickelte Chochinov mehrere Instrumente zur Würdebewahrung 

in der medizinischen Versorgung (Dignity in Care). Analog zum ABCD der Notfallmedizin 

spricht er vom „ABCD of Dignity in Care“: 

- Attitude (Einstellung) 

- Behaviour (Verhalten) 

- Compassion (Mitgefühl) 

- Dialogue (Gespräch) (vgl. Mühlegger & Wimmer 2022, S. 67f) 

 

Es geht darum, den ganzen Menschen und seine Lebensumstände und nicht nur seine Er-

krankung wahrzunehmen. Die Grundfrage für die behandelnden Personen sollte die so ge-

nannte „Patient Dignity Question“ sein, die unterschiedlich ins Deutsche übersetzt wurde: 

„What do I need to know about you as a person to give you the best care possible?“ (vgl. 

Mühlegger & Wimmer 2022, S. 68) 

 

Die Würdezentrierte Therapie oder Würdetherapie (Dignity Therapy) stellt das Kernelement 

von Chochinovs Methoden zur Würdebewahrung dar. Es ist eine therapeutische Kurzinterven-

tion für Menschen am Lebensende, durch die „Sinnhaftigkeit und Würdeempfinden gezielt ge-

stärkt und Belastungen im psychosozialen Bereich gemindert werden sollen“. (Mühlegger & 

Wimmer 2022, S. 71) Die Würdetherapie weist Parallelen zu Elementen des 
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Lebensrückblickes, der Logotherapie nach Viktor E. Frankl und der Existenziellen Psychothe-

rapie auf. (vgl. Straub 2024, S. 33) In einem ca. einstündigen Interview werden wichtige Ereig-

nisse und Themen aus der Biographie erfragt, Gedanken und Wünsche für nahestehende 

Menschen sowie andere Dinge, die für den Menschen in dieser Situation wichtig sind und 

festgehalten werden sollen. „Mittels einfacher würdestärkender Fragen14 wird die Wertschät-

zung für das eigene Leben erhöht, die Sinnfindung unterstützt und die Bedeutung des eigenen 

Lebens erkannt oder verstärkt.“ (Straub 2024, S. 33) Aus dem aufgezeichneten Interview wird 

ein so genanntes „Generatives Dokument“ erstellt, das An- oder Zugehörigen gewidmet wer-

den kann. In einem zweiten Treffen wird der Entwurf dieses Dokumentes der Person vorgele-

sen und es können noch Änderungen gemacht werden. Bei einem dritten Termin wird das 

gestaltete Dokument überreicht. Der/die Patient*in übergibt das Dokument dann selbst an die 

Empfänger*innen oder hinterlässt es ihnen.  

 

Trotz der Bezeichnung als „Therapie“ handelt es sich bei der Dignity Therapy nicht um eine 

Psychotherapie im engeren Sinn, die eine entsprechende Profession voraussetzen würde. 

Chochinov betont zwar die hohen Kompetenzen, die notwendig sind um eine Würdetherapie 

durchzuführen, aber: „Das soll nicht bedeuten, dass man Psychiater, Psychologe oder ausge-

bildeter Psychotherapeut sein muss, um die Würdezentrierte Therapie anzubieten. Ich habe 

Sozialarbeiter und Palliativfachpflegekräfte zu sehr kompetenten Therapeutinnen und Thera-

peuten für Würdezentrierte Therapie ausgebildet.“ (Chochinov 2017, S. 230, Hervorhebung 

ES) Auf Basis dessen kann die Durchführung der Würdezentrierten Therapie als eine potenti-

elle Rolle der Sozialen Arbeit im Kontext von Sterben, Tod und Trauer betrachtet werden. 

 

Die Wirksamkeit der Intervention für Betroffene und ihre Angehörigen ist mittlerweile in meh-

reren Studien belegt. Einen guten Überblick bietet Züger 2024, S. 21ff, die eine umfassende 

ethnografische Studie zum Prozess der Würdetherapie veröffentlicht hat. 

 

Dennoch kann auch die Erfahrung der Würde einen Sterbewunsch nicht in allen Fällen ab-

wenden, wie auch eine allumfassende Palliativversorgung das nicht immer kann. Die individu-

elle Leidenserfahrung kann trotz aller Bemühungen ein subjektiv unerträgliches Maß errei-

chen. (vgl. Trost 2012., S. 63) Die Erfahrung von Würde macht aber jedenfalls das Sterben 

 
14 Beispielsweise: „Wann haben Sie sich besonders lebendig gefühlt? Was sind die wichtigsten Aufgabenberei-

che, die Sie in Ihrem Leben eingenommen haben (Rollen in der Familie, im Beruf, im Sozialleben etc.)? Was sind 

Ihre Hoffnungen und Wünsche für die Menschen, die Ihnen am Herzen liegen? Was haben Sie über das Leben 

gelernt, das Sie gern an andere weitergeben möchten?“ (vgl. Chochinov 2017, S. 103) 
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weniger leidvoll – sei es nun in der selbstbestimmten Form von assistiertem Suizid oder als 

„natürlicher Tod“. 

 

5.3. (Nicht) sterben (wollen) als persönliche Krisensituation und sozia-

les Problem 

Der demographische Wandel hin zu einer sogenannten „Überalterung“ der Bevölkerung, die 

sich aus der Kombination von steigender Lebenserwartung und sinkender Geburtenrate ergibt, 

stellt für die Gesellschaft und ihre Strukturen in vielfacher Hinsicht eine Herausforderung dar. 

Das betrifft beispielsweise das Pensionssystem, in dem immer weniger Einzahlende immer 

mehr Beziehenden gegenüberstehen. Dass wir immer älter werden, heißt aber nicht unbe-

dingt, dass wir auch bis zum Tod physisch, psychisch und sozial gesund bleiben. Die Medizin 

wird immer leistungsfähiger (und teurer) und kann so den Tod immer länger hinauszögern, die 

Pflege und Betreuung alter und kranker Menschen kann aber schon gegenwärtig nicht mehr 

im notwendigen, geschweige denn im erwünschten Ausmaß gewährleistet werden: Pflege-

heime sind oft überfüllt, Mobile Hilfsdienste unterbesetzt, es herrscht großer Mangel an Pfle-

gekräften, Angehörige sind berufstätig und auch wenn nicht, mit einer Pflegesituation oft über-

fordert, Care-Arbeit ist nach wie vor eine Frauendomäne, so genannte 24-Stunden-

Pfleger*innen aus dem Ausland oft die einzige (fragwürdige) Möglichkeit. Vor diesem Hinter-

grund erscheint das selbstgewählte Ausscheiden aus der Solidargemeinschaft mittels assis-

tiertem Suizid eine für viele adäquate Lösung und könnte gar zu einer staatlichen Exitstrategie 

aus der Pflegekrise mutieren. (vgl. Pußwald et al 2022, S. 136) 

 

Aus dieser Perspektive kann der Suizid von einer individuellen, frei gewählten Option zu einer 

moralischen Verpflichtung werden. Einen Suizid abzulehnen, wäre unter diesem Druck zu be-

gründen und ein Nicht-sterben-Wollen trotz Leid und Abhängigkeit zu rechtfertigen. Wahr-

scheinlich wäre es für sozial „Starke“ auch dann noch möglich, sich gegen einen Suizid zu 

entscheiden. Wer schlechter mit Kapitalien aller Art ausgestattet ist, wird gegen einen solchen 

gesellschaftlichen Druck kaum ankommen.  

 

Autonomie und Leistungsfähigkeit sind in unserer Gesellschaft idealisiert, der Verlust dersel-

ben durch Alter, Krankheit oder Behinderung wird als narzisstische Kränkung wahrgenommen. 

Vulnerabilität und Abhängigkeit sind negativ konnotiert, man will niemandem zur Last fallen. 

„Auch ohne Äußerungen oder Andeutungen in diese Richtung und auch tatsächlich 
ohne Vorhandensein dieser Einstellungen bei den Angehörigen kann unter den gege-
benen gesellschaftlichen Bedingungen die Empfindung des Zur-Last-Fallens für die 
betroffene Person zu Überlegungen in Richtung der Selbstabschaffung führen.“ (Puß-
wald et al 2022, S. 137) 
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Die individuelle, familiäre und gesellschaftliche (ökonomische) Belastung durch Alter, Krank-

heit usw. ist ein Faktum, die Möglichkeit des AS ein einfaches Mittel, diese Probleme zu „lö-

sen“. Auf die Spitze getriebene Vorstellungen von Individualismus und instrumenteller Vernunft 

legen solche Schlüsse nahe und die Geschichte hat uns gelehrt, dass sie schlimmstenfalls 

auch gegen den Willen Betroffener umgesetzt werden können – Stichwort Euthanasie. Patrick 

Schuchter spricht der Gesellschaft des 21. Jahrhunderts die Fähigkeit ab, mit der rechtlichen 

Möglichkeit des AS „klug“ umzugehen:  

„Der assistierte Suizid mag formaljuristisch schlüssig und auf individueller Ebene ver-
ständlich und legitim sein, als Gesellschaft sind wir, bei Weitem, nicht klug genug und 
reif dafür. Die rechtliche Legitimierung und kulturelle Akzeptanz des assistierten Sui-
zids tragen dazu bei, nicht nur wesentliche Fragen des Gesundheits- und Sozialsys-
tems, sondern der Gesellschaft insgesamt zu überspringen und die spezifischen Ge-
fährdungen moderner Gesellschaften zu verschärfen, anstatt sie auszubalancieren.“ 
(Schuchter 2022, S. 86f) 

 

Auch Katharina Trost sieht die Gefahr einer Stigmatisierung und Diskriminierung von Men-

schen, die der gesellschaftlich geforderten Leistungsfähigkeit nicht mehr genügen können. 

Aus sozialarbeiterischer Sicht fordert sie hier „eine solidarische Haltung der Fürsorge“, erkennt 

aber auch an, dass individuelle und gesellschaftliche Vorstellungen von Lebensqualität und 

Menschenwürde eine Entscheidung zum AS bewirken können, „insbesondere, wenn fürsorge-

rische Bemühungen langfristig erfolglos bleiben“. Ein offenes sozialarbeiterisches Gespräch, 

das die Erfahrungen und die Lebenswelt des Suizidwilligen einbezieht und so Manipulations-

versuche oder ökonomischen Druck erkennbar macht, kann ihrer Meinung nach zur Folge ha-

ben, dass „der Suizidwunsch auch als Befreiung von traditionellen Idealen der ‚Heiligkeit des 

Lebens’ einer christlichen Sozialisation gesehen werden [kann], und nicht nur als Resultat ei-

nes entmündigenden moralischen Drucks der soziokulturellen Wertegemeinschaft.“ (Trost 

2012, S.64) Das bestätigt eindrücklich Wolfgang Herrndorf in „Arbeit und Struktur“: „Von einer 

Freundin gehört, dass ihr in der Ausbildung im Hospiz beigebracht wurde, das Fenster im 

Zimmer der Verstorbenen zu öffnen, damit die Seele rauskann. Das hat mir gerade noch ge-

fehlt, zu verrecken in einem Haus, das von offensichtlich Irren geleitet wird.“ (Herrndorf 2013, 

S. 406) 

 

Es gibt zweifellos Menschen mit AS-Wunsch, die jede Form von „Fürsorge“ ablehnen, in ihrer 

Entscheidung völlig klar sind und auf ihrer Autonomie bestehen. Aber selbst diese brauchen 

organisatorische Unterstützung und Prozessbegleitung unter Anerkennung ihrer Entschei-

dung, um ihre restliche Kraft auf wichtigere Dinge zu konzentrieren. 
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Eine individuelle „Krisensituation“ und eine „als sogenanntes ‚soziales Problem‘ markierte Le-

benssituation“ liegen mit dem Wunsch nach und der gesetzlichen Möglichkeit zum assistierten 

Suizid gemäß den bisherigen Ausführungen also definitiv vor. Der Identifikationsrahmen der 

Sozialen Arbeit in Österreich sieht beides als Auftrag der Sozialen Arbeit.(vgl. obds 2023, S. 4 

und 8) Auch für den hier gegebenen Kontext der sozialen Dimension von Gesundheit basie-

rend auf dem biopsychosozialen Menschenbild sieht sich die Soziale Arbeit explizit zuständig. 

(obds 2023, S. 4 und 8) Die zusätzliche Expertise der klinischen Sozialarbeit liegt in der „psy-

chosozialen Beratung, Behandlung und Prävention bei schweren Belastungen, Krisen und 

psychischen, sozio- und psychosomatischen sowie chronischen Erkrankungen“ (Pauls 2013, 

zitiert nach obds 2025, S. 2) 

 

5.4. Berufsethische Grundlagen: Selbstbestimmung versus Fürsorge in 

der Suizidhilfe 

In all ihren Aufgaben ist die Soziale Arbeit mit ethischen Fragestellungen konfrontiert und des-

halb den Umgang mit solchen gewohnt. Sozialarbeiter*innen entwickeln in Ausbildung und 

Praxis eine selbstreflektierte Haltung und die nötigen Kompetenzen, um auf Basis berufsethi-

scher Grundlagen und eigener Abwägung, im Austausch mit Adressat*innen und Fachkräften 

(Fallbesprechungen, Inter- und Supervision) ethisch fundierte Entscheidungen zu treffen.  

 

Häufig widersprechen in solchen Abwägungen die Zugänge einer Gerechtigkeitsethik (Selbst-

bestimmung) denjenigen der Care-Ethik (Fürsorge). Ruth Großmaß hält es für verkürzt, dabei 

„für die staatlich-gesellschaftliche Seite Gerechtigkeitskonzeptionen und für die Arbeit mit der 

Klientel Positionen der Care-Ethik als Reflexionsinstrumente“ heranzuziehen (Großmaß 2006, 

S. 322). Es bedarf immer beider Aspekte in der Abwägung und es ist dennoch unmöglich, „das 

Dilemma zwischen Gleichheit und Differenz, zwischen Gerechtigkeit und Fürsorge […] in einer 

harmonisierenden Konzeption auf[zu]lösen. Es lässt sich nur für konkrete Handlungssituatio-

nen in eine sachangemessene Balance verwandeln.“ (vgl. Großmaß 2008, S. 11) 

 

So kann ein Wunsch nach (assistiertem) Suizid im Sinne eines sogenannten Bilanzsuizids 

eine wohlabgewogene, freie Entscheidung und Ausdruck von Autonomie sein, oder aber ein 

Hilferuf aus einer Situation der Verzweiflung heraus, was jeweils völlig unterschiedliche Reak-

tionsweisen erfordert. Tendenziell argumentieren Befürworter des AS eher gerechtig-

keitsethisch, sehen also die selbstbestimmte Entscheidung im Vordergrund und wollen das 

Recht auf AS möglichst wenig einschränken. Skeptiker und Gegnerinnen bringen eher care-

ethische Erwägungen ein und nehmen einen Hilferuf des Sterbewilligen an, welcher durch 

entsprechend gute Fürsorge (=HPC) verschwindet. Das kann bis hin zu einem 
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Versagensempfinden gehen, wenn Patient*innen in HPC sich trotzdem für einen AS entschei-

den: „Versagen in dem Sinne, dass wir unsere Palliative-Care nicht so vermitteln konnten, 

dass das nicht passiert. Weil das wäre die Idee: Wir sind so gut, dass der Wunsch gar nicht 

mehr da ist. Das wäre das Ziel von Palliative-Care.“ (MS, Z. 378 – 380) 

 

Was tatsächlich hinter dem Sterbewunsch steht, lässt sich nur im Einzelfall und nur durch 

sorgfältige Sozialanamnese und psychosoziale Diagnostik herausfinden, ohne die Betroffenen 

dabei in ihrer Autonomie in Frage zu stellen. Dafür sind Fachkräfte der Sozialen Arbeit am 

besten geeignet und ausgebildet. Gewiss haben auch andere Berufsgruppen berufsethische 

Kompetenzen und Grundlagen, gerade im medizinischen Kontext. Die ethische Abwägung 

zwischen Selbstbestimmung und Fürsorge im Einzelfall ist auch in der Medizin und Pflege 

mittlerweile selbstverständlich (jedenfalls in der Theorie, alltägliche Patient*innenerfahrungen 

sehen oft anders aus). Allerdings scheint der Zugang im Gesundheitswesen doch eher von 

Diagnose, Heilung, Prognose geprägt, also vom biologischen Aspekt. Der psychische und 

noch viel mehr der soziale Aspekt von Gesundheit des biopsychosozialen Gesundheitsmodells 

kommt vielfach zu kurz. Auch das Modell der Salutogenese nach Antonovsky ist im klinischen 

Alltag kaum angekommen. Die Soziale Arbeit orientiert sich dezidiert „am Modell der Saluto-

genese der WHO“. (AG Sozialpädagogik et al 2025, S. 8) Am ehesten finden sich Zugänge, 

die auch soziale Komponenten mit einbeziehen, im palliativen Setting, also in dem Bereich, in 

welchem von Anfang an auch sozialarbeiterische Zugänge eine Rolle gespielt haben.15 Natur-

gemäß ist im Gesundheitsbereich eine starke Tendenz zu care-ethischen Betrachtungsweisen 

vorhanden, welche durch Einbezug des sozialarbeiterischen Zugangs mit seiner individuellen 

und strukturellen Dimension ideal erweitert wird. Genau das kann auch im Zusammenhang mit 

AS die „ethische Aufgabe“ der Sozialen Arbeit sein: Die Herstellung einer im konkreten Ein-

zelfall angemessenen Balance zwischen Selbstbestimmung und Fürsorge im interdisziplinä-

ren Austausch. 

 

Katharina Trost stellt in ihrer Masterarbeit „Suizidbeihilfe aus Sicht der Sozialen Arbeit“ die 

Gerechtigkeitsethik nach Staub-Bernasconi der Care-Ethik nach Conradi gegenüber. In star-

ker Anlehnung an Dagmar Fenners Einführung in die angewandte Ethik (2010) führt sie dann 

die Prinzipien Gerechtigkeit/Selbstbestimmung und Fürsorge/Care im „partnerschaftlich-de-

liberativen Modell“ der Einzelfallbewertung auf Basis eines „kriteriologischen Objektivismus“ 

zusammen. (Trost 2014, S. 36ff) 

 

 
15 Neuerdings ist „das Soziale“ auch in der Primärversorgung ein Thema, Stichwort Social Prescribing und 

Linkworker. 
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Als „kriteriologischen Objektivismus“ bezeichnet Fenner eine Sichtweise auf Wert und Würde 

des Menschen, die weder von einem „absoluten Objektivismus“ (Leben als „heiliger“ Wert an 

sich, Unantastbarkeit, Pflicht zu leben), noch von „radikalem oder einfachem Subjektivismus“ 

(rein individuelle Definition des guten Lebens, Selbstbestimmung ohne soziale Bezüge) be-

stimmt ist. Ein „aufgeklärter oder reflektierter Subjektivismus“ verlangt eine auf allgemeine Er-

fahrung oder gesicherte Informationen gestützte Grundlage subjektiver Werte und Ziele, sowie 

eine Auseinandersetzung mit eigenen Ansprüchen, Lebenszielen und Werten unter Einbezug 

des Umfelds. Der kriteriologische Objektivismus fügt dem noch die kulturelle Prägung hinzu, 

die für eine Bewertung des eigenen Lebens hohe Relevanz hat. Er versucht, die sozialen, 

institutionellen und materiellen Bedingungen zu erkennen und zu definieren, unter denen Men-

schen ihre „innere Würde“ überhaupt erst realisieren können. (vgl. Trost 2012, S. 37, in Anleh-

nung an Dagmar Fenner)  

 

Was jemand als unerträgliches Leid oder unwürdiges Leben empfindet, ist eben nicht nur rein 

subjektiv und selbstbestimmt, sondern immer auch geprägt vom sozialen Umfeld und der kul-

turellen Praxis, da die eigene Identität nicht zuletzt auf Anerkennung durch andere basiert und 

eine solche ein gewisses Maß an gesellschaftlich geteilten Werten erfordert. (vgl. Trost 2012, 

S. 37) 

 

Die Lebensweltorientierung der Sozialen Arbeit (vgl. Thiersch 2020) ist diesem kriteriologi-

schen Objektivismus sehr ähnlich, wird aber bei Trost interessanterweise nie erwähnt (vgl. 

Thiersch 2020) Es ist die subjektive Raum-, Zeit- und Beziehungserfahrung, die den Alltag und 

das Handeln aller Menschen prägt, auch am Lebensende. Die Lebenswelt als Schnittpunkt 

von Individuum und Gesellschaft bestimmt auch den Lebenswunsch oder eine Suizidentschei-

dung und sollte bei einer Beratung/Begleitung nicht außer Acht gelassen werden. Um etwas 

über die Lebenswelt der Adressat*innen herauszufinden, müssen wir mit ihnen in Beziehung 

treten und unsere „Person als Werkzeug“ (vgl. Spiegel 2018) einsetzen. Das setzt eine pro-

fessionelle selbstreflektierte Haltung voraus, die sich an Werten und beruflichen Ethikstan-

dards orientieren muss. 

 

Auch die „Globale Erklärung zu den ethischen Grundsätzen der Sozialen Arbeit“ grenzt sich 

von einem einfachen Subjektivismus ab und vertritt einen kriteriologischen Objektivismus im 

Sinne Fenners:  

„Weg von der Verortung der Menschenwürde im Rahmen individueller Autonomie und 
hin zu einer Anerkennung der Intersubjektivität und Wechselbeziehung von Menschen-
würde und Menschenrechten. Weit davon entfernt, autonome und unabhängige Wesen 
zu sein, wie sie von der liberalen Theorie konstruiert werden, sind wir alle als Menschen 
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in Gesellschaften eingebettet und von deren soziopolitischen, wirtschaftlichen und kul-
turellen Strukturen und Konventionen abhängig.“ (obds & ogsa 2024, S. 5) 

 

Dass Selbstbestimmung abgesehen davon auch noch andere Voraussetzungen hat, macht 

Punkt 4.6 der Globalen Erklärung klar:  

„Sozialarbeiter*innen/Sozialpädagog*innen erkennen an, dass die Handlungsfähigkeit 
des Einzelnen mit strukturellen Bedingungen zusammenhängt und dass das Ideal der 
Selbstbestimmung Ressourcen wie eine gute Ausbildung, eine menschenwürdige Be-
schäftigung, Zugang zu medizinischer Versorgung, eine sichere und stabile Unterkunft, 
Sicherheit und Geborgenheit, angemessene sanitäre Einrichtungen, sauberes Wasser, 
eine umweltfreundliche Umgebung und Zugang zu Informationen erfordert.“ (obds & 
ogsa 2024, S. 10) 

 

Solche Überlegungen sollten in der Beratung und Begleitung von Sterbewilligen unbedingt 

mitbedacht werden. Sie sind auch die Voraussetzung für das oben genannte „partnerschaft-

lich-deliberative Modell“ der Beratung. Es handelt sich dabei ursprünglich um ein Beziehungs-

modell zwischen Patient*in und Ärzt*in, das Trost auf den sozialarbeiterischen Kontext umlegt. 

Im Gegensatz zum auf dem Prinzip Fürsorge beruhenden „paternalistischen Modell“ und dem 

das Prinzip Selbstbestimmung absolut setzenden „Vertragsmodell“ werden hier die beiden 

Prinzipien ausbalanciert und Kriterien für das Wohl und die Würde der Adressat*innen mit 

diesen gemeinsam entwickelt um eine ganzheitliche Problemdefinition zu erreichen. Autono-

mieförderung wird hier als Aufgabe der Fürsorge betrachtet, eine partnerschaftliche Abwägung 

und Entscheidung mit geteilter Verantwortung wird gesucht, ohne die Selbstbestimmung der 

hilfesuchenden Person zu schwächen. (vgl. Trost 2012, S. 39) Auch dazu gibt es eine pas-

sende Formulierung in der Globalen Erklärung unter dem Punkt Teilhabe: 

„5.1. Sozialarbeiter*innen/Sozialpädagog*innen arbeiten darauf hin, das Selbstwertge-
fühl und die Fähigkeiten der Menschen zu stärken, sie in die Lage zu versetzen, an der 
Gesellschaft vollumfänglich teilzuhaben, und ihre umfassende Einbeziehung und Teil-
habe an Entscheidungen und Handlungen, die ihr Leben betreffen, zu fördern.“ (obds 
& ogsa 2024, S. 11) 

 

Nicht jede*r entscheidungsfähige Sterbewillige ist allein in der Lage, sich mit allen Vorausset-

zungen, Alternativen und Folgen seiner Entscheidung auseinanderzusetzen. Dazu benötigen 

die meisten die Unterstützung von kompetenten Fachkräften, die aber nicht ihre Selbstbestim-

mung einschränken dürfen, sondern sie überhaupt erst möglich machen. Das ist eine Grund-

kompetenz und Verantwortung der Sozialen Arbeit. Die Handlungsgrundsätze der Sozialen 

Arbeit in Österreich verpflichten Fachkräfte, „so wenig wie möglich in das Leben der Adres-

sat*innen einzugreifen und das größtmögliche Maß an Autonomie“ zu erhalten bzw. anzustre-

ben. (vgl. obds & ogsa 2024, S. 15) 
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Nach Punkt 7.1 und 7.2. der Globalen Ethikstandards behandeln Sozialarbeiter*innen Men-

schen als ganze Person (biologische, psychologische, soziale und spirituelle Dimension) und 

„arbeiten mit Mitgliedern interdisziplinärer Teams zusammen, um ganzheitliche, positive Er-

gebnisse zu erzielen“. (obds & ogsa 2024) 

 

Es muss in einem interdisziplinären Team die Aufgabe der Sozialen Arbeit sein, im Interesse 

und als Anwältin der Adressat*innen den Ausgleich, die „sachangemessene Balance“ zwi-

schen den verschiedenen Positionen und ethischen Prinzipien zu finden. Auf der Mikroebene 

des Einzelfalls, aber auch auf der Mesoebene der Organisation und nicht zuletzt auf der ge-

sellschaftlichen Makroebene. 

 

5.5. Die potentielle Rolle von Sozialer Arbeit bei assistiertem Suizid 

Aus den bisherigen Ausführungen lässt sich eine prinzipielle Zuständigkeit und Eignung der 

Sozialen Arbeit für die Themen Sterben, Tod und Trauer jedenfalls ableiten. Studien zur Rolle 

der Sozialen Arbeit konkret bei AS bzw. im Rahmen des Sterbeverfügungsgesetzes gibt es in 

Österreich bis jetzt nicht. Rolle, Aufgaben und Zuständigkeiten ergeben sich teilweise aus je-

nen der Handlungsfelder Palliativsozialarbeit, Klinische Sozialarbeit und Soziale Altenarbeit – 

je nachdem, wo der Kontakt zum Sterbewilligen erfolgt. Außerdem ist eine Verbindung zum 

Handlungsfeld Kinder, Jugend und Familie durch die Ansiedlung der „Beratung am Lebens-

ende“ bei den Familienberatungsstellen des BKA gegeben.16  

 

Ein Fallbeispiel aus dem Expert*inneninterview mit einer Sozialarbeiterin in der Hospizbewe-

gung Salzburg stellt die Rolle der Sozialen Arbeit sehr anschaulich dar und wird deshalb hier 

in seiner Gesamtheit wiedergegeben:  

 

„Es ist mittlerweile zwei Jahre her, da habe ich eine Mail von einer jungen Frau bekom-
men, die hat nur kurz reingeschrieben: „Ich brauche Hilfe. Meine Mutter hat sich dafür 
entschieden, den assistierten Suizid in Anspruch zu nehmen. Ich bin 21 Jahre alt und 
ich habe aber das Gefühl, das hat jetzt schon etwas mit Trauer zu tun.“ Die junge Frau 
hat das dezidiert angesprochen, sie hat gesagt, ich trauere und ich hätte gerne Unter-
stützung. Natürlich habe ich sie zu einem Erstgespräch eingeladen und im Juni unge-
fähr hat die Begleitung angefangen. Und es war dann ganz klar definiert, ich begleite 
sie, diese junge Frau.  
Die Mutter hatte sich dazu entschieden, aber da war das Prozedere, die ganzen recht-
lichen Schritte schon im Laufen. Und in dieser Zeit habe ich sie schon begleitet und da 
ist es immer darum gegangen, was tut sich in ihr auf? Was verliert sie, um was trauert 

 
16 Bemerkenswerterweise schlagen Vissers et al in ihrer Studie zu den Unterstützungsbedürfnissen von Sterbe-

willigen und ihren Angehörigen Familienkonferenzen vor als „promising approach[…] to facilitating social in-

teraction between patients and relatives” (Vissers et al 2024, S. 8) 
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sie schon? Überhaupt um die Entscheidung zum Beispiel, um diesen Rollenverlust 
auch. Rollenverlust in dem Sinn, sie hat sich gar nicht mehr als Tochter gefühlt. Man 
muss auch dazu sagen, diese junge Frau war in keinem Arbeitsverhältnis, auch nicht 
in der Schule. Die war wirklich daheim und hat sich um ihre Mutter gekümmert, die ab 
dem Hals abwärts gelähmt war mittlerweile. Und die hat wirklich die Pflege der Mutter 
übernommen.  
Was für sie ganz wichtig war, wir haben ein Familiengespräch geführt – was auch so 
ein Auftrag der Sozialen Arbeit sein könnte, weil das hätte bei uns sonst niemand ge-
macht. Ihr Wunsch war, sie hat zwei Geschwister, einen älteren Bruder und eine ältere 
Schwester, die aber in einem anderen Bundesland lebt. Und jedes der Kinder hat ein 
anderes Verständnis, jeder steht auf einem anderen Platz in seinem Prozess. Und es 
war ihr großer Wunsch, dass ich so ein Gespräch moderiere und begleite. Und dazu 
ist es dann auch gekommen und das war ein ganz wichtiger, zentraler Schritt in der 
Begleitung. 
 
Gegenstand waren da eigentlich die Themen, die die junge Frau gehabt hat. Die habe 
nicht ich aufgeworfen, sondern wir haben das vorbereitet: Was ist ihr wichtig? Was will 
sie eigentlich erreichen in diesem Gespräch? Und es ist dann rausgekommen, die 
große Schwester wollte sich überhaupt nicht mit dem auseinandersetzen. Der Bruder, 
der war immer wieder auch ambivalent, aber er hat das nachvollziehen können, die 
Entscheidung der Mutter. Und die Jüngste hat das Gefühl gehabt, alles hängt an ihr 
und dem einen ist es wurscht und die andere will ohnehin nichts hören davon.  
 
Und dann ist es in dem Gespräch um das Thema gegangen, wie beerdigen wir unsere 
Mutter? Weil die Mutter gesagt hat, mir ist das wurscht, ich rede mit euch gar nicht 
drüber, was ich will, ihr tut es dann einfach. Dann sitzt dieses jüngste Kind da mit dem 
ganzen Haufen und hat auch nichts gespürt von den älteren Geschwistern, obwohl da 
viel da war. Also es ist dann schon rausgekommen, sie muss um Hilfe bitten, auch 
anfragen und es war dann schon der Wille da der Geschwister. Aber dadurch, dass die 
große Schwester überhaupt kein Verständnis gehabt hat, war auch die Beziehung zur 
Mutter nicht unbedingt gut. Und die Jüngste ist da auch immer in einem Loyalitätskon-
flikt gestanden…. Aber in dem Familiengespräch ist da auch ganz viel in Bewegung 
gekommen und sie sind ins Gespräch gekommen. 
 
Wir haben uns rundherum auch um Vernetzung gekümmert, gibt es Möglichkeiten, Hil-
fen für zu Hause. Wiederum das Sozialarbeiterische, das auch so wichtig ist.  
Die Tochter war dann auch die assistierende Person bei der Durchführung und ihr 
Wunsch war, dass ich am Tag des assistierten Suizids zu ihr komme, quasi wenn es 
vorbei ist, wenn der assistierte Suizid durchgeführt worden ist. Weil sie schon wusste, 
dass wir als Hospizmitarbeiterinnen bei der Durchführung direkt nicht dabei sein kön-
nen. Das habe ich natürlich zuerst auch im Team besprochen. Für mich war es klar, 
dass ich mir das vorstellen kann und wir haben uns dann darauf geeinigt dass es okay 
ist. Sobald ich die Info kriege, die Mutter ist tot, betrete ich die Wohnung und bin dann 
für die Angehörigen da. Das ist eine ganz sozialarbeiterische Tätigkeit, das hat ganz 
viel mit Krisenintervention zu tun. Und ich habe mich nur darum hinausgesehen, weil 
ich einfach die Ausbildung habe. 
 
Die Mutter war nicht mehr im Stande, sich das Präparat selbst oral zuzuführen, deshalb 
war es intravenös. Ihr Hausarzt war dort und hat die Leitung gelegt. Er war aber nicht 
bei der Durchführung dabei, hat nur die Leitung gelegt und ist dann gegangen und ich 
habe vor der Tür auf den Anruf gewartet und bin dann reingegangen. Also es waren 
nur ein paar Minuten sozusagen, wo die Familie allein war, also die drei Kinder und 
eine Cousine war dann auch noch dabei als Unterstützung für sie. Das hatten wir auch 
im Vorfeld noch besprochen, auch wiederum sozialarbeiterisch, die Ressourcenorien-
tierung. Wer könnte noch für sie da sein? Da ist die Cousine aus Linz angereist. 
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Die Mutter war vom Hals abwärts gelähmt, sie hat sich nicht bewegen können um die 
Infusion zu öffnen. Es war juristisch abgeklärt im Vorfeld, dass die Tochter diesen 
Schlauch der Mutter zum Mund führen darf. Und es war auch wichtig, dass das per 
Video aufgenommen wird um zu beweisen dass nicht die Tochter an diesem Radl 
dreht, sondern dass die Mutter das mit den Zähnen macht.  
 
Der Ablauf war sehr gut geplant. Das ist alles klar ausgemacht gewesen, auch mit der 
Polizei schon im Vorfeld. Die haben das schon gewusst, da findet ein assistierter Suizid 
statt. Das war auch in unseren Vorgesprächen ganz, ganz wichtig, dass sie abgesichert 
ist in allem. Als ich dann dazukam, riefen wir die Polizei an, die sind dann gekommen, 
die haben den Tatort dann quasi abgesichert. Eigentlich hätten wir alle aus der Woh-
nung müssen. Und das war dann auch noch, wo ich mir denke, das war mein Auftrag, 
auch in Kommunikation mit der Polizei zu kommen und zu sagen, reicht es nicht, wenn 
wir nur das Zimmer absperren und wir noch im Wohnzimmer bleiben können, alle An-
gehörigen. Also es waren dann diese vier jungen Menschen und ich noch in der Woh-
nung und dann hat die Polizei kommissioniert und irgendwann ist dann der Spren-
gelarzt gekommen für die Totenbeschau.  
 
Der Suizid war im September und ich habe die Tochter noch bis November betreut, 
dann hat sie sich nicht mehr gemeldet. Sie hatte in meiner Wahrnehmung keinen er-
schwerten Trauerverlauf, vielleicht aufgrund der Begleitung, weil schon ganz viel im 
Vorfeld abgelaufen und passiert ist, was Trauerprozessbearbeitung betrifft. Im Akut-
zeitraum kann man einiges abfangen, gerade posttraumatische Belastungsstörungen. 
 
Im Nachgang wäre da noch Soziale Arbeit sehr nötig gewesen für die Tochter. Ausbil-
dung, wie geht es weiter? Wohnung allein, Mietverträge, also alles Mögliche. Sie hat 
das alles abgehandelt, was die Mama betrifft, aber für sich selber hat sie im Grunde 
keinen Plan gehabt. Ich habe ihr auch Möglichkeiten der Unterstützung noch weiterge-
ben, im Sinne von Vernetzung. Damit sie weiß, wo sie sich hinwenden kann.“  
(SE, Z.56 – 204, hier gekürzt und ohne Zwischenfragen wiedergegeben) 

 

Schon nach dem VfGH-Erkenntnis 2020 und kurz vor Inkrafttreten des StVfG 2022 verfassten 

drei Mitglieder der Arbeitsgruppe Palliativsozialarbeit in der OPG eine „Standortbestimmung 

zum assistierten Suizid für die Soziale Arbeit“. Sie betrachten Suizidberatung als Lebensbera-

tung und damit auch als Aufgabe der Sozialen Arbeit, in deren Verantwortung es liegt, sich 

hier aktiv einzubringen. (Pußwald et al 2022, S. 132f) 

 

Sie erarbeiteten sechs „Leitlinien für den assistierten Suizid unter Einbeziehung der Sozialen 

Arbeit“, welche aber für das StVfG 2022 noch nicht berücksichtigt werden konnten, sondern 

auch als Anregung für die Gesetzgebung gedacht waren (allerdings wurde der Artikel erst nach 

Beschluss des StVfG publiziert): 

1. Aufbau von Beratungs- und Betreuungsangeboten in spezialisierten Clearingstellen. 

2. Prozessbegleitung basierend auf einem biopsychosozialen Menschenbild. 

3. Durchführung von Erhebungen und Erstellung eines sozialökonomischen Berichts. 

4. Soziale Diagnose als Entscheidungshilfe und Instrument der Beurteilung. 

5. Ausbau von Suizidpräventionsstellen. 
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6. Einbeziehung der Sozialen Arbeit in eine außerklinische Ethikkommission. 

(vgl. Pußwald et al 2022, S. 133-136) 

 

Diese Leitlinien werden im Folgenden im Lichte der geschilderten Erfahrungen mit dem Ster-

beverfügungsgesetz und der erörterten Eignung der Sozialen Arbeit auf dem Gebiet des AS 

betrachtet. 

 

5.5.1. Aufbau von Beratungs- und Betreuungsangeboten in spezialisier-

ten Clearingstellen 

Spezialisierte Clearingstellen zum AS sollten sozialarbeiterisch besetzte kostenlose Anlauf-

stellen sein, die Suizidwillige und ihr Umfeld beraten, alle Informationen zu den Rahmenbe-

dingungen des AS und den Alternativen geben. (Pußwald et al, S. 133) Staatlich finanzierte 

Beratung (außerhalb der im Gesetz vorgeschriebenen medizinischen und juristischen) findet 

derzeit nur in den Familienberatungsstellen des BKA statt, die teilweise auch Sozialarbeiter*in-

nen im Team haben, aber ihren Auftrag sehr unterschiedlich ausüben. Zumindest in Salzburg 

sind sie ausschließlich in kirchlichen Organisationen angesiedelt, was die „Ergebnisoffenheit“ 

der Beratung in Frage stellt. (siehe Kapitel 4.5) 

 

Gerade in der ersten Phase der Entscheidungsfindung ist professionelle Unterstützung für 

viele Betroffene wichtig. Der Sterbewunsch ist vielleicht noch kein konkreter Wunsch nach AS, 

sondern ein allgemeiner Hilferuf an das Umfeld. Der Umgang mit solchen Wünschen erfordert 

einen sehr sorgfältigen und professionellen Zugang und entsprechende Erfahrung. Die OPG 

empfiehlt folgende vier Schritte: 

• „Achtsames Wahrnehmen der Wünsche, genau zuhören, nicht relativieren. 

• Klären, ob der Sterbewunsch oder der Wunsch nach AS richtig verstanden wurde. 

• Näheres über das momentane Leid erfragen, um zu verstehen, welche Form der Un-
terstützung erforderlich ist. 

• Erfassen der Belastungen, die zum Sterbe- oder Suizidwunsch beigetragen haben.“ 
(OPG 2025b, S. 8) 

 

Fachkräfte im palliativen Setting, für welche diese Handreichung gedacht ist, verfügen auch 

außerhalb der Sozialen Arbeit über die nötige Haltung und Kompetenz, um adäquat mit Ster-

bewünschen umzugehen bzw. sind sie interprofessionell eingebettet. Die ärztliche Leiterin ei-

nes Palliativkonsiliardienstes formuliert es so:  

„Beim ersten Äußern dieses Wunsches könnte ich mir vorstellen, dass die soziale Ar-
beit einen wesentlichen Beitrag dazu leistet, wenn es um die Motivsuche geht. Ohne 
zu werten einfach zu schauen, was sind die Motive, dass es soweit kommt oder dass 
dieser Wunsch geäußert wird. Wir leben in einem Land, in dem Armut und Altersarmut 
ein zunehmendes Thema ist. Ob also finanzielle Gründe zum Beispiel dahinter sind, 
ob existenzielle Themen dahinter sind, ob es da nicht vielleicht eine Verknüpfung gibt. 



Fachhochschule Salzburg, Soziale Arbeit  Soziale Arbeit im Kontext von Sterben, Tod und Trauer 

66 

 

Dann können wir gemeinsam eine Lösung finden oder können wir gemeinsam 
schauen, was braucht es jetzt, was können wir da tun. Da fehlt uns oft auch das Wis-
sen, was diese Strukturen betrifft“ (BM, Z. 194 – 201) 

 

Allerdings wird ein Sterbewunsch häufig außerhalb von spezialisierten Einrichtungen der HPC 

geäußert und überfordert die Angesprochenen, unabhängig davon, ob sie privat oder im Rah-

men ihrer Profession damit konfrontiert werden. Neben den Sterbewilligen selbst haben auch 

die An- und Zugehörigen in dieser ersten Phase Bedarf an Unterstützung, um mit dem Wunsch 

oder der Entscheidung umgehen zu können. Für sie geht es darum “to 1) facilitate closure and 

accept the patient’s desire and 2) evaluate their potential role in alleviating the suffering.” (Vis-

sers et al 2024, S. 4) 

 

Eine Clearingstelle, wie von Pußwald et al vorgeschlagen, könnte eine ideale erste Anlaufstelle 

für alle Betroffenen sein. Auch Menschen innerhalb von HPC, die sich mit dem Thema nicht 

befassen können oder wollen, könnten Menschen mit diesbezüglichen Fragen an die Clea-

ringstelle verweisen. Die Clearingstelle selbst könnte auf Basis von sozialarbeiterischem 

Case-Management je nach Bedürfnissen der Betroffenen an andere Einrichtungen weiterver-

weisen und den Prozess bis nach der Durchführung begleiten. Wenn sich keine weiteren Be-

dürfnisse der Betroffenen ergeben, kann die Begleitung mit dem Clearing unter Umständen 

auch schon abgeschlossen sein. 

 

Interessant dazu die kritische Betrachtungsweise einer Expert*in (DGKP) im Interview:  

„Ich weiß nicht, ob es zielführend ist, noch mehr Clearingstellen, Anlaufstellen, Infor-
mationsstellen zu schaffen. Ob es nicht besser ist, zurück zum Ursprung zu kommen: 
Früher war es so, es hat einen Hausarzt gegeben und der Hausarzt hat den Menschen 
gekannt und nicht nur die Krankheit. Der hat gewusst, wie viele Kinder da im Hinter-
grund sind, was der Mensch arbeitet, was der jetzt für Packerl zum Tragen hat und er 
hat zusätzlich gewusst, wenn er krank war. Und heutzutage geht man in eine Haus-
arztpraxis und man hat eine Krankheit, eine Diagnose und geht mit der Krankheit wie-
der raus. Da ist Sozialarbeit vielleicht wirklich ein Punkt. Warum baut man nicht 
mehr Primärversorgungseinheiten auf, da hat man auch die Expertise dazu und 
auch die Zeit, den Menschen als Ganzes zu betrachten und dann von Grund auf 
zu schauen, was wichtig ist. Nicht den Menschen dann wieder an fünf verschiedene 
Einrichtungen zu verweisen, wo ich auch wieder nur ein Fünftel behandelt kriege oder 
beraten bekomme. […] ich brauche jemanden, der mich als ganzheitlichen Menschen 
sieht und nicht nur die Krankheit.“ (FA, Z. 227 – 244, Hervorhebung ES) 

 

5.5.2. Prozessbegleitung basierend auf einem biopsychosozialen Men-

schenbild 

Auch Pußwald et al schlagen vor, die Clearingstellen zu einer prozessbegleitenden Unterstüt-

zung auzubauen und auch eine Nachsorge für betroffene Angehörige anzubieten. (vgl. 2022, 

S. 133) Eine solche Begleitung durch alle Phasen des AS wäre für die Betroffenen von großem 
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Wert. (siehe Kapitel 4.2) Sie (zumindest auch) sozialarbeiterisch zu besetzen drängt sich auf, 

da alle Studien zu den Bedürfnissen von Sterbewilligen und ihren Angehörigen bestätigen, 

dass psychosoziale und existenzielle Themen relevanter sind als die rein medizinischen. 

(Siehe Abbildung 6 und vgl. Vissers et al 2024, S. 6f; Zeilinger et al 2025, S. 7, Unseld et al 

2024, S. 1)  

 

Abbildung 6: Unterstützungsbedürfnisse nach Vissers et al 2024, S. 6 

 

Dem biopsychosozialen Menschenbild folgend, versucht die Soziale Arbeit alle drei Ebenen 

des Lebens und Sterbens zu koordinieren und vor allem das soziale Sterben vor dem biologi-

schen Sterben zu verhindern. (vgl. Pußwald et al, S. 133) Zudem kann im Sinne des Case-

Managements bei weiteren Bedürfnissen der Betroffenen entsprechend weiterverwiesen oder 

hinzugezogen werden, naheliegenderweise in den oder aus dem Palliativbereich, wo großes 

interdisziplinäres Know-how vorhanden ist.17 

 

Dieses Erkennen von individuellen und strukturellen Bedarfen und Bedürfnissen, die Koordi-

nations-, Verweisungs- und Vernetzungskompetenzen der Sozialen Arbeit wird auch von den 

interviewten Expert*innen genannt: 

„[Der USP (=Unique Selling Point, Alleinstellungsmerkmal) der Sozialen Arbeit im Pal-
liativbereich ist] dieses wirkliche Vernetzen, habe ich den Eindruck. Das ist sehr wich-
tig, das Vermitteln, die Kommunikation, immer im Austausch sein, ein bisschen 

 
17 Vissers et al legen überhaupt eine Integration der MAID (medical assistance in dying) in die Palliativversor-

gung an (vgl. 2024, S. 8), was aber von HPC in Österreich und international auch für den AS nach wie vor abge-

lehnt wird. 
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reinspüren, was braucht es, und aber trotzdem ein bisschen außenstehend sein, nicht 
täglich die Körperpflege machen.“ (MS, Z.422 – 427) „[Im multiprofessionellen Team 
ist jeder] in seinem Gebiet der Experte und das macht die soziale Arbeit, dass die das 
koordiniert, steuert, schaut, aber eben nicht nur im Team, sondern auch mit den ande-
ren Zugehörigen, mit den Betroffenen.“ (MS, Z. 434 – 437) 
 
„Also im Palliativbereich ist Soziale Arbeit extrem wichtig, das ist ein ganz wichtiger 
Schlüssel, den man schon sehr früh braucht, wo es einfach um pragmatische Dinge 
geht: Welche Optionen gibt es, welche Entlassungsszenarien gibt es, bis hin auch zu 
den finanziellen Szenarien. Ich sehe die Sozialarbeit als sehr wertvolles Bindeglied 
zwischen intra- und extramural auch, wo uns dann die Tür nach außen hin geöffnet 
wird, was ganz wichtig ist, gerade in der Palliative Care. Soziale Arbeit kenne ich auch 
von der Geriatrie, da sehe ich es genauso, auch da geht es, wie in der Palliative Care, 
darum, die Menschen, die wir begleiten, zu stärken, sie auch in ihrer Autonomie zu 
unterstützen.“ (BM, Z. 156 – 161) 
 
„Da ging es um eine Familienzusammenführung, ein Angehöriger war in der Justizan-
stalt untergebracht und da ist es darum gegangen, dass er noch mal kommen kann, 
sowas machen zum Beispiel Sozialarbeiter, würde ich denken.“ (KH, Z. 144ff) 
 
„Was ich ansonsten sehr schätze an der Sozialarbeit ist, dass sie auch so ein breites 
Wissen haben über die Angebote und das ist in der Beratung immer sehr gut, weil in 
der Beratung eben diese Alternativen aufzuzeigen sind. Da ist es immer gut, das Sys-
tem zu kennen.“ (DS, Z. 156 – 159) 
 
„Natürlich dieser Blick in die Lebenswelt in Bezug auf Alltagsbewältigung. Das sind die 
verschiedensten Dinge, wenn es da irgendwo hakt, oder ob das finanzielle Themen 
sind... Ich glaube, Menschen brauchen einfach diesen sicheren Rahmen einmal, dass 
sie überhaupt so eine Entscheidung treffen können. […] Alltagsbewältigung, Integra-
tion: Schwer kranke, sterbende Menschen fühlen sich oft ausgeschlossen aus der Ge-
sellschaft. Ich glaube das ist auch die Soziale Arbeit, die hier wieder Teilhabe schaffen 
kann, die ideenreich ist, was es für Möglichkeiten gibt.“ (SE, Z. 257 – 267) 
 
„[Der USP der Sozialen Arbeit ist] der generalistische Blick. Dass man nicht nur das 
eine sieht, sondern den weiten Blick hat auf viele Bereiche. Und auch das Experten-
wissen, dass man jetzt nicht nur mit der medizinischen oder psychischen Situation zu 
tun hat, sondern es gibt ganz viele Themen. Ich nehme wahr, dass Patienten, bevor 
sie gehen können noch Dinge geregelt haben wollen. Und das sind oft Alltagsdinge 
oder Sachen mit einem rechtlichen Hintergrund, das reicht von ‚Ich will meine Lebens-
gefährtin noch heiraten, damit die in irgendeiner Form abgesichert ist. Ich bin alleiner-
ziehend, was passiert denn mit meinen Kindern? Wie ist das mit der Obsorge?‘ bis hin 
zu finanziellen Dingen, die noch geregelt werden sollen. Und das ist sozialarbeiterische 
Kompetenz.“ (AP, Z. 222 – 230) 
 
„Jetzt ganz aus dem Ärmel geschüttelt könnte die Sozialarbeit die Koordination dieser 
multiprofessionellen Begleitung übernehmen [welche die OPG zur Suizidbegleitung in 
einer Stellungnahme fordert].“ (AF, Z. 8f) (vgl. OPG 2025d) 

 

Im HPC- und Klinikbereich ist diese sozialarbeiterische Kompetenz und Begleitung mittlerweile 

meist verfügbar, auch für Sterbewillige und ihre An- und Zugehörigen. Außerhalb solcher Zu-

sammenhänge allerdings kaum bis gar nicht. Zudem lehnen HPC die Begleitung bei der Durch-

führung eines AS nach wie vor ab und die OPG fordert „Anlaufstellen für assistierten Suizid 
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die flächendeckend zur Verfügung stehen, die Koordination, Beratung und Begleitung über-

nehmen.“ (OPG 2025d, S. 5) Mangels solcher „neutraler“ Anlaufstellen würden von vielen 

Menschen, die AS in Anspruch nehmen wollen, Einrichtungen der HPC als Anlaufstellen ge-

nutzt, die sich aber weder für Koordination noch für konkrete Begleitung bei der Durchführung 

zuständig sehen. (vgl. OPG 2025d, S. 2f) Wo und wie solche Anlaufstellen eingerichtet wer-

den, bleibt hier offen. 

 

Eine Möglichkeit wäre die nicht staatlich finanzierte und als gemeinnütziger Verein organisierte 

ÖGHL. Aufgrund der langen „Gegnerschaft“ rund um die gesetzlichen Möglichkeiten der Ster-

behilfe erscheint eine Zusammenarbeit mit HPC hier noch schwierig. Die Forderung nach einer 

weiteren Liberalisierung der Sterbehilfe wurde aber mittlerweile aus den Zielen der ÖGHL ge-

strichen, aufgenommen wurde unter anderem „juristische, organisatorische, emotionale, psy-

chische, medizinische und menschliche Information, Beratung und/oder Unterstützung und die 

nicht-physische Hilfeleistung auf Grundlage des StVfG für Vereinsmitglieder, deren An-

gehörige und andere Hilfesuchende.“ (ÖGHL o. J.) Im Oktober 2025 bezeichnet sich die ÖGHL 

in einem Positionspapier selbst als „führende Expertenorganisation im Bereich der Suizidhilfe“ 

und fordert die Anerkennung und Förderung von gemeinnützigen Vereinen ihrer Art:  

„Organisationen wie die ÖGHL können hier als kompetente, transparente Anlaufstellen 
agieren, die medizinische, formaljuristische, ethische und psychosoziale Standards si-
chern und im Interesse aller Beteiligten, insbesondere von Angehörigen in Überforde-
rungssituationen, aufklärend und mit Handlungssicherheit im Krisenfall hilfestellend zur 
Seite stehen. Professionelle Beratung beim Thema Suizidhilfe wirkt zudem suizidprä-
ventiv. Geeignete Organisationen sollten gefördert werden, damit keine Zwei-Klassen-
Gesellschaft im Bereich professioneller Suizidassistenz droht.“ (ÖGHL 2025, S. 1) 
 

Welche Profession die „psychosozialen Standards“ sichert, ist an dieser Stelle nicht näher 

ausgeführt. Allerdings werden Sozialarbeiter*innen in diesem Positionspapier explizit genannt, 

wenn es um „Angehörige relevanter Gesundheitsberufe, die in der Suizidhilfe tätig sind“ geht. 

(vgl. S. ÖGHL 2025, S. 2) 

 

Allerdings dürfte eine staatlich finanzierte oder geförderte AS-Prozessbegleitung politisch 

schwierig durchsetzbar sein, weil der Staat den AS zwar erlaubt und regelt, die tatsächliche 

Umsetzung aber in den privaten Bereich verlagert hat. „Es gibt immer diese Hürde, sowas zu 

finanzieren, einen Suizid zu finanzieren, da gibt's politisch ganz starke Widerstände.“ (KH, Z. 

284ff) Auch in der Schweiz beteiligt sich der Staat finanziell nicht an der Suizidhilfe , allerdings 

sind dortige Sterbehilfevereine wesentlich größer und können sich über Mitgliedsbeiträge und 

Spenden selbst finanzieren. Zumindest der älteste Verein Exit bietet die professionelle Frei-

todbegleitung für Mitglieder mit Schweizer Staatsbürgerschaft kostenlos an (andere können 
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bei Exit nicht Mitglied werden, im Gegensatz zu Dignitas und anderen Organisationen). (vgl. 

Exit o. J.)  

 

Die ÖGHL baut jedenfalls ihr Angebot in Richtung Prozessbegleitung auf, derzeit noch ehren-

amtlich auf Basis von „Mitglieder helfen Mitgliedern“. Der Verein bietet interne Fortbildungen 

für seine Mitglieder an und bildet sie für die Suizidassistenz aus (der in der Schweiz übliche 

Begriff Freitodbegleitung wird von der ÖGHL nicht mehr verwendet). Diese Ausbildung ist 

Ende 2025 im Aufbau, es wird derzeit noch keine Begleitung bei der konkreten Durchführung 

eines AS von der ÖGHL angeboten (nur „nicht-physische Hilfeleistung“, siehe oben und vgl. 

DS, Z. 109f). ÖGHL-Präsidentin Christina Kaneider bietet ärztliche Suizidbegleitung privat als 

Wahlärztin an, ihre Tätigkeit für die ÖGHL ist ehrenamtlich, wie auch die nicht-physische Hil-

feleistung durch ÖGHL-Mitglieder (Stand November 2025). Es dominiert hier der medizinisch-

pflegerische Zugang: „Wir haben ja die Suizidassistentinnen, also die tatsächlich diese Bera-

tungen und diese Informationen machen, die sind schon eher aus dem medizinisch-pflegeri-

schen Bereich oder sind in irgendeiner Form aus dem System. ES: Sind da auch Sozialarbei-

ter*innen involviert? DS: Ja, wir haben eine Sozialarbeiterin.“ (DS, Z.114 – 121)  

 

ÖGHL-Präsidentin Kaneider gibt die Kosten für einen auch ärztlich begleiteten AS mit in 

Summe zwischen 3000 und 5000 Euro an (vgl. Newsflix 2025). Woraus sich diese Summe 

genau zusammensetzt, ist nicht klar. Die Kostenangaben variieren stark, die Psychologin der 

städtischen Seniorenheime in Salzburg, die schon einige AS begleitet hat, sieht sie deutlich 

geringer: „Bei uns kostet es im Schnitt 300 pro Arztgespräch, also zwei Arztgespräche, 600 

Euro. Der Notar war dann noch mal 300 Euro oder 400 Euro. Und wenn das die Patientenan-

waltschaft macht, dann ist das ja auch kostenlos. Also es sind rund 1000 Euro gewesen. Für 

Leute, die kein Geld haben, ist das viel.“ (KH, Z. 93ff) 

 

Eine im Pflegeheim lebende Person, der nur ein Taschengeld von ihrer Pension und dem 

Pflegegeld ausbezahlt wird, kann auch diese Summe nur schwer aufbringen, geschweige 

denn zusätzliche Kosten für eine Begleitung.  

„Beim Sterbeverfügungsgesetz, da geht es ja auch ums Geld. Das ist ja das 
Schlimme, nicht einmal das kann sich jeder leisten. Dass ich den assistierten Suizi-
den wähle, kann ich mir das leisten? Da gibt es ja keine vorgeschriebene Honorar-
höhe… ich verlange 5.000 Euro, du sagst, na, ich mache es um 200 Euro. Also das 
ist ja alles furchtbar, da kann ich viel Geschäft machen, solche Dinge gehören gere-
gelt, dass man sagt, das ist ganz klar, diese Honorarnote für diese Leistung, gibt es ja 
sonst auch.“ (MS, Z. 345 – 350) 

Es ist aus sozialarbeiterischer Sicht eine staatliche Finanzierung einer solchen AS-Prozess-

begleitung anzustreben, um eine soziale Ungleichheit bzw. Einschränkung des Zugangs zu 

dieser Dienstleistung zu verhindern. Zudem könnte durch damit verbundene 
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Qualitätssicherung auch der Vorrang von Palliativversorgung und Suizidprävention vor AS si-

chergestellt und Missbrauch verhindert werden. 

 

Zu den professionellen Kompetenzen der Sozialen Arbeit zählt das 

„Initiieren, Gestalten, Begleiten und Evaluieren von komplexen Hilfe-, Unterstützungs-, Bil-
dungs-, Veränderungs- und Entwicklungsprozessen sowie die Koordinierung im Sinn eines 
Case-Managements, unter Berücksichtigung geltender Rechtsnormen und unter besonde-
rer Berücksichtigung der Europäischen Menschenrechtskonvention, der UN-Konvention 
über Menschen mit Behinderungen sowie der UN-Konvention zum Schutz der Kinder-
rechte.“ (AG Sozialpädagogik et al 2025, S. 9)  

 

5.5.3. Durchführung von Erhebungen und Erstellung eines sozialökono-

mischen Berichts 

Die aufklärenden Ärzt*innen könnten Sozialarbeiter*innen mit Erhebungen der Umstände der 

sterbewilligen Person beauftragen, welche für die Einschätzung ihres freien Willens maßge-

bend sind. Die Lebens- und Familienverhältnisse, die soziale und ökonomische Lage, die 

(nicht) vorhandene Unterstützung durch Angehörige bis hin zur Feststellung, welche „lebens-

bejahenden Maßnahmen“ bereits versucht wurden, sollen nach Vorstellung von Pußwald et al 

in einen solchen sozialökonomischen Bericht einfließen. Dieser Bericht soll Einfluss auf die 

Entscheidung über die Zulässigkeit der Person zum AS haben. (vgl. S. 134)  

 

In der derzeitigen Gesetzgebung ist ein solcher Bericht nicht vorgesehen, die Entscheidung 

über die Zulässigkeit zum AS liegt allein bei Ärzt*innen und Notar*innen, basierend auf physi-

schen und psychischen Zuständen. Eine Sozialanamnese gibt es in dem Prozess nicht. Sollte 

ein sozialökonomischer Bericht im Sinne Pußwalds verpflichtend sein, priorisiert ein solches 

Vorgehen das Prinzip Fürsorge gegenüber demjenigen der Selbstbestimmung. Andererseits 

könnte auf diese Weise ein eventueller Missbrauch im Vorfeld erkannt und unter Umständen 

sogar eine Mordanklage nach AS verhindert werden, wie sie im August 2025 erhoben wurde. 

(vgl. ORF 2025)  

Dass es für aufklärende Mediziner*innen und Jurist*innen, die die sterbewillige Person erst-

mals sehen, zumindest schwierig ist, deren freien und unbeeinflussten Willen zweifelsfrei fest-

zustellen, wurde bereits in Kapitel 4.3 erörtert.  

 

Eine durchgehende professionelle (zumindest auch) sozialarbeiterische Prozessbegleitung je 

nach den Bedürfnissen der Betroffenen wäre auch für diese Zwecke deutlich geeigneter als 

ein Bericht für die ärztliche Entscheidungsfindung; eine solche Begleitung hätte zudem weni-

ger Fürsorge-, Kontroll- und Entmündigungscharakter als die Erstellung eines sozialökonomi-

schen Berichts für Zulässigkeitsentscheidende.  
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5.5.4. Soziale Diagnose als Entscheidungshilfe und Instrument der Beur-

teilung 

Ein Sterbewunsch beruht immer auf einer vielschichtigen Grundlage, so wie jede Krise und 

jedes soziale Problem. Wer hier gut beraten und begleiten will, kommt um Methoden der Le-

benslagen- und Sozialdiagnostik kaum herum. Sie ermöglichen in einem strukturierten Vorge-

hen Ressourcen, Zusammenhänge und Bedürfnisse zu erkennen und gemeinsam mit den Be-

troffenen Lösungs- oder Erleichterungswege zu finden. Alle von Vissers et al identifizierten 

„support needs“ sind in einer sozialarbeiterischen Arbeitsweise enthalten. (siehe Abbildung 6)  

 

Sozialdiagnostik kann nicht nur als Entscheidungshilfe und Instrument der Beurteilung Anwen-

dung finden, wie von Pußwald et al in dieser Leitlinie formuliert (vgl. S. 134), sondern kann 

Betroffenen und Betreuenden helfen, die konkreten Bedürfnisse im Einzelfall rascher heraus-

zufinden und gegebenenfalls zu erfüllen. Denn viele Fragen und Nöte sind nicht von Anfang 

an klar und offen vorhanden, sie müssen erst eruiert und erfragt und gemeinsam geordnet 

werden, wozu Erfahrung im Beziehungsaufbau und Gesprächsführung hilfreich sind (vgl. Sta-

delmann 2024, S. 92), aber eben auch die Kompetenzen und Methoden der Lebenslagen- und 

Sozialdiagnostik. Als sozialarbeiterische Kompetenz steht diese im Qualifikationsrahmen der 

Sozialen Arbeit in Österreich an erster Stelle: „Initiieren und Durchführen von partizipativen 

Problem- und Ressourcenanalysen hoher Komplexität durch den Einsatz geeigneter Hand-

lungskonzepte/Methoden bzw. Techniken (bspw. Sozialanamnese, Sozialdiagnostik, Kasuis-

tik, Fallverstehen etc.).“ (AG Sozialpädagogik et al 2025, S. 9)  

 

Ein besonders geeignetes Instrument der Sozialanamnese im Zusammenhang mit dem Le-

bensende ist die Biografiearbeit. Das Erzählen vom gelebten Leben kann nicht nur das Wür-

deempfinden stärken und den Abschied erleichtern, sondern auch Ressourcen und Coping-

strategien, Beziehungsmuster, Erfahrungen von Scheitern und Verlusten, offene Wünsche und 

vieles mehr sichtbar, zugänglich und damit gegebenenfalls bearbeitbar machen. (vgl. Stadel-

mann 2024, S. 93) Vor allem die Würdezentrierte Therapie nach Chochinov kann in diesem 

Sinne viel bewirken. (Siehe Kapitel 5.2.1) 

 

Mit den Mitteln der Sozialen Diagnostik kann ein Raum geschaffen werden, welcher der ster-

benden Person ermöglicht, 

„einen für ihn bzw. für sie stimmigen Prozess des Abschiednehmens anzugehen. Durch 
das Formulieren von Zielen, das Umlenken der Sinnlosigkeit in einen Prozess des in-
dividuellen «Angehens» und damit auch des individuellen Bewältigens des Sterbens, 
kann ein Vorgehen geschaffen werden, das den sterbenden Menschen und seine An-
gehörigen in eine aktive Rolle versetzt. Das Sterben wird so zu einem individuellen und 
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bewusst gestaltbaren Prozess.“ (Stadelmann 2024, S. 93 in Anlehnung an Müller 2017, 
S. 209) 

 

5.5.5. Ausbau von Suizidpräventionsstellen 

Pußwald et al gehen davon aus, dass Suizidpräventionsstellen mit der Frage nach assistiertem 

Suizid konfrontiert werden und fordern deshalb deren Ausbau. Sie befürchten eine Stigmati-

sierung von Menschen, die assistierten Suizid in Anspruch nehmen wollen und sehen Soziale 

Arbeit in der Verantwortung, dagegen zu halten und dafür zu sorgen, dass Menschen mit ei-

nem Suizidwunsch auf Verständnis und Hilfe zählen können. (vgl. 2022, S. 135) Wie genau 

sie diese Aufgabe in der Suizidprävention verorten, wird nicht ausgeführt. Die Suizidprävention 

weist jedenfalls auf ihrer Beratungswebsite bis Ende 2025 in keiner Weise auf assistierten 

Suizid oder Beratung dazu hin, nicht einmal die Existenz und legale Möglichkeit eines solchen 

wird erwähnt. (vgl. SUPRA o.J.)  

 

Suizidprävention im Kontext von AS kann jedenfalls nicht die Verhinderung eines Suizids um 

jeden Preis zum Ziel haben. Vielmehr besteht sie im empathischen Erkunden und Verstehen 

der Gründe für den Wunsch und ein Aufzeigen von Alternativen, die die aktuelle Lebenssitua-

tion verbessern und den Leidensdruck verringern. Bleibt sie für die Betroffenen dennoch die 

einzige Möglichkeit, besteht sie auch im Akzeptieren dieser Entscheidung und in der Beglei-

tung bis zur Durchführung. (Siehe dazu Kapitel 5.2.) 

 

In diesem Sinne kann die Suizidprävention in Zusammenhang mit AS sinnvollerweise nur in 

eine ganzheitliche Prozessbegleitung integriert werden. 

 

5.5.6. Einbeziehung der Sozialen Arbeit in eine außerklinische Ethikkom-

mission 

Nach Vorstellung der Autor*innen wäre eine interdisziplinär besetzte Kommission mit der Ent-

scheidung über die Zulässigkeit einer Person zum AS zu betrauen gewesen. Diese sollte auch 

Sozialarbeiter*innen umfassen, welche sozioökonomischen oder psychosozialen Druck aus-

schließen und damit Missbrauch verhindern sollten. (vgl. Pußwald et al 2022, S. 135)  

 

Der Gesetzgeber hat die Entscheidung einzig Ärzt*innen und Jurist*innen übertragen, die bei 

Zweifel an der Entscheidungsfähigkeit eventuell Psychiatrie/Psychologie beiziehen können. 

Eine Hinzuziehung von Sozialer Arbeit zumindest bei Zweifel am freien Willen und Vermutung 

von sozialem Druck wäre empfehlenswert, wenn schon keine interdisziplinäre Entscheidung 
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getroffen wird. Zudem wären Qualitätskontrolle und Evaluation sowie Inter- und Supervision 

für die aufklärenden Ärzt*innen und errichtenden Jurist*innen wichtig. (Siehe dazu Kapitel 4.3.) 

 

5.5.7. Advocacy für Menschen am Lebensende. Meso- und Makroebene  

Außerhalb der sechs Leitlinien fordern Pußwald et al: „Die Sozialpolitik soll sich nicht durch 

selbstbestimmtes Aussteigen aus unzulänglichen Versorgungsstrukturen schadlos halten kön-

nen.“ (2022, S. 138) Damit sind sie auf der Makroebene angelangt, dem gesellschaftlichen 

und sozialpolitischen Kontext von Alter, Krankheit, Sterben und AS. Hier sollte sich die Soziale 

Arbeit im Sinne ihres menschenrechtlichen und professionsethischen Auftrages vermehrt in 

den Diskurs einmischen. Die Stellungnahme des Menschenrechtsbeirates der Volksanwalt-

schaft kann hier als Vorbild dienen.  

 

6. Fazit und Ausblick 

Wenn „soziale Arbeit […] Menschen und Strukturen in Veränderungsprozesse ein[bindet], um 

den Herausforderungen des Lebens aktiv zu begegnen und das Wohlbefinden zu fördern“ 

(Globale Definition der Sozialen Arbeit, obds 2023a, S. 1), dann muss das auch für die Her-

ausforderungen des Sterbens und das Wohlbefinden dabei gelten und die Soziale Arbeit sollte 

mangelhafte Strukturen entsprechend zu verändern versuchen.  

 

Die vorliegende Arbeit zeigt, dass die Soziale Arbeit im Kontext des assistierten Suizids eine 

eigenständige und derzeit nicht ausgeschöpfte Rolle einnehmen kann und sollte. Sie bewegt 

sich dabei im Spannungsfeld von Selbstbestimmung und Fürsorge und übernimmt Aufgaben, 

die weder Medizin noch Recht noch Seelsorge in dieser Form leisten können. 

 

Ausgehend von der Analyse der bisherigen Erfahrungen mit dem Sterbeverfügungsgesetz, 

der Praxis in Hospiz- und Palliative Care sowie der Situation in Salzburg wird deutlich, dass 

die Soziale Arbeit als Profession prädestiniert ist, den assistierten Suizid auch als soziales und 

nicht nur als medizinisch-rechtliches Geschehen zu begreifen. Ihre berufsethische Ausrichtung 

am biopsychosozialen Menschenbild, an Menschenrechten, Teilhabe und Autonomie macht 

sie zu einer Schlüsselakteurin, wenn es darum geht, Sterbewünsche zu verstehen, einzuord-

nen und verantwortungsvoll zu begleiten.  

 

Die Forschungsfrage nach der Rolle, die Soziale Arbeit im Rahmen des assistierten Suizids 

einnehmen kann, wird im Ergebnis so beantwortet, dass Soziale Arbeit sowohl auf der Mikro-

ebene (Beratung und Begleitung Einzelner und ihrer Angehörigen), auf der Mesoebene 
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(Gestaltung von Organisationen und regionalen Strukturen) als auch auf der Makroebene (Ad-

vocacy und sozialpolitische Mitgestaltung) zentrale Funktionen übernehmen kann. Soziale Ar-

beit ist notwendig, wenn assistierter Suizid unter Bedingungen von Gerechtigkeit, Schutz vor 

Missbrauch und realer Selbstbestimmung gestaltet werden soll.  

 

Versorgungsdefizite in der HPC, in der Grundversorgung, in Pflegeheimen, der mobilen Pflege 

und bei marginalisierten Gruppen führen dazu, dass Sterbewünsche auch Ausdruck sozialer 

und struktureller Mängel sind. In dieser Situation besteht die Gefahr, dass assistierter Suizid 

zu einer scheinbar rationalen Lösung für Menschen wird, die sich als Last erleben oder denen 

kaum Alternativen angeboten werden. Die Soziale Arbeit hat hier die Aufgabe, genau diese 

Zusammenhänge offenzulegen, Teilhabechancen zu verbessern und dem Narrativ entgegen-

zutreten, dass der „gute Tod“ nur über einen rechtzeitig organisierten Suizid erreichbar sei. 

 

Auf der Mikroebene kommt der Sozialen Arbeit die Rolle einer prozessorientierten, ergebnis-

offenen und zugleich suizidpräventiven Begleiterin für sterbewillige Menschen und ihre Ange-

hörigen zu. Die Arbeit zeigt, dass Sterbewünsche immer mehrschichtig sind und sich nur über 

sorgfältige, dialogische Sozialanamnese erschließen lassen: biografische Brüche, materielle 

Unsicherheiten, konflikthafte oder mangelnde Beziehungen, Überforderung und nicht erkannte 

Versorgungsmöglichkeiten greifen ineinander. Methoden der Lebensweltorientierung, Sozial-

diagnostik, Biografiearbeit und würdezentrierte Zugänge nach Chochinov (z.B. Dignity 

Therapy) ermöglichen es, Ressourcen sichtbar zu machen, Sinn und Würdeempfinden zu stär-

ken und dadurch die Voraussetzung für einen „freien Willen“ im Sinne einer reflektierten Hand-

lungsoption zu schaffen. 

 

Gleichzeitig kann Suizidprävention im Kontext des assistierten Suizids nicht bedeuten, Suizid 

in jedem Fall zu verhindern. Vielmehr geht es darum, Alternativen zu erschließen, Leidenszu-

stände zu lindern und eventuellen Missbrauch oder Druck zu erkennen. Wenn trotz allem ein 

informierter, tragfähiger Entschluss zum assistierten Suizid bleibt, gilt es, diesen zu respektie-

ren und fachlich zu begleiten. Die professionelle Haltung der Sozialen Arbeit, die Selbstbe-

stimmung und Fürsorge nicht gegeneinander ausspielt, sondern in eine reflektierte Balance 

bringt (partnerschaftlich-deliberatives Modell), erweist sich hier als zentrales ethisches Orien-

tierungsangebot. Für Angehörige wiederum kann die Soziale Arbeit einen sicheren Raum 

schaffen, um Ambivalenzen, Schuldgefühle und Überforderung zu bearbeiten und sie in ihrer 

eigenen Entscheidungs- und Abschiedsfähigkeit zu stärken. 

 

Die empirischen Einblicke in Salzburg verdeutlichen, dass die vorhandenen Strukturen – von 

kirchlich geprägten Hospiz- und Palliativeinrichtungen über Krankenhäuser bis hin zu 
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Familienberatungsstellen – heterogene und teilweise restriktive Umgangsweisen mit assistier-

tem Suizid aufweisen. Informationsdefizite, zurückhaltende oder ablehnende Organisations-

haltungen, fehlende Vernetzung und die faktische Unsichtbarkeit von Beratungsangeboten am 

Lebensende führen dazu, dass der Zugang zu qualitätsgesicherter, ergebnisoffener Beratung 

stark vom Zufall abhängt. Hier setzt das schon von Pußwald et al (2022) formulierte Konzept 

spezialisierter Clearingstellen an, die als neutrale, sozialarbeiterisch geprägte erste Anlaufstel-

len für Sterbewillige, Angehörige und Fachkräfte fungieren könnten. Soziale Arbeit kann diese 

Clearing- und Koordinationsfunktion fachlich abdecken: durch Case- und Care-Management, 

Vernetzung zwischen Medizin, Psychologie, Recht und Sterbehilfeorganisationen wie der 

ÖGHL sowie durch die Moderation ethischer Aushandlungsprozesse. Auf organisationaler 

Ebene kann sie interne Leitlinien, Fortbildungen und ethische Reflexionsformate mitentwi-

ckeln, um einen professionellen Umgang mit Sterbewünschen in Einrichtungen zu etablieren, 

die aktuell oft von kirchlicher Ethik oder juristischer Risikoabwägung geprägt sind. Auf der 

Makroebene schließlich ergibt sich ein klares sozialpolitisches Mandat: Soziale Arbeit kann 

auf eine öffentliche Finanzierung von professioneller Prozessbegleitung drängen, auf transpa-

rente, sozial gerechte Regelungen (z.B. zu Kosten der Suizidhilfe) hinwirken und gegen eine 

Zwei-Klassen-Struktur im Zugang zu assistiertem Suizid und zu Begleitung am Lebensende 

eintreten. 

 

Eine konsequent menschenrechtsorientierte Soziale Arbeit darf weder paternalistisch Suizid-

wünsche abwerten noch eine absolut gesetzte Autonomie feiern, die reale Abhängigkeitsver-

hältnisse ausblendet. Ihre Rolle liegt vielmehr darin, Bedingungen zu schaffen, unter denen 

Menschen am Lebensende informierte, nicht aus Not erzwungene Entscheidungen treffen 

können – sei es für das Weiterleben mit oder ohne palliative Unterstützung, sei es für einen 

assistierten Suizid.  

 

Insgesamt kann die Soziale Arbeit im Rahmen des assistierten Suizids eine doppelte Rolle 

einnehmen: als verlässliche Begleiterin im individuellen Entscheidungs- und Abschiedspro-

zess und als kritische gesellschaftliche Akteurin, die verhindert, dass der assistierte Suizid zur 

„Lösung“ sozialpolitischer Versäumnisse wird. 

 

Im Oktober 2025 haben sowohl OPG und Hospiz Österreich als auch die ÖGHL neue Stel-

lungnahmen zum Sterbeverfügungsgesetz herausgegeben. (vgl. OPG 2025d und ÖGHL 

2025) Auch sie stellen übereinstimmend fest, dass die derzeitige Beratung und Begleitung von 

Menschen im Zusammenhang mit dem Sterbeverfügungsgesetz unzureichend sind. Gefordert 

wird auf Basis dessen unter anderem: „Professionelle psychosoziale Beratung und Unterstüt-

zung der Betroffenen und deren An- und Zugehörigen, auch in der Trauerbegleitung über den 
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Tod hinaus.“ (OPG 2025d, S. 4) Außerhalb von HPC fordert die OPG neutrale „Anlaufstellen 

für assistierten Suizid, die flächendeckend zur Verfügung stehen, die Koordination, Beratung 

und Begleitung übernehmen“. (OPG 2025d, S. 5) Professionelle psychosoziale Beratung und 

Begleitung sind wie die interdisziplinäre Koordination solcher Prozesse Kernkompetenzen So-

zialer Arbeit: Hier beantworten also gewissermaßen OPG und Hospiz Österreich die gegen-

ständliche Forschungsfrage nach der Rolle der Sozialen Arbeit.  

 

Weiters fordert die Stellungnahme eine „Etablierung interprofessioneller Kernteams zum Um-

gang mit Sterbewünschen in Organisationen, die als zentrale Anlaufstellen fundierte Einschät-

zungen und Entscheidungen im interdisziplinären Diskurs ermöglichen.“ (ebda) Angelika 

Feichtner, Herausgeberin und Autorin mehrerer Bücher, Artikel und Handreichungen zum 

Thema AS sowie Mitautorin der hier zitierten Stellungnahme schlägt in einem Kurzinterview 

am Rande des Kongresses „Jedermanns Tod“ im Oktober 2025 für die Soziale Arbeit die Rolle 

der Koordination dieser Teams vor. (vgl. AF, Z. 8f)  

 

Der Ausblick ins Jahr 2026 bietet mit der anstehende Novellierung des StVfG bis Juni 2026 

eine Möglichkeit, die Situation für alle Beteiligten zu verbessern. Im VfGH Erkenntnis vom 

12.12.2024 wurde die Befristung der Sterbeverfügung auf ein Jahr aufgehoben (§ 10 Abs 2). 

Hier hat der VfGH dem Gesetzgeber eine Frist für diese Änderung bis Juni 2026 eingeräumt. 

Es besteht in den Fachorganisationen der Wunsch nach weiteren Novellierungen, welche eine 

bessere Beratung und Begleitung vorsehen sollen.  

 

Auch erste Ergebnisse des am Institut für Ethik und Recht in der Medizin laufenden multiper-

spektivischen Evaluationsprojektes sowie der Studie zu den ASCIRS-Daten der Medizinischen 

Universität Wien werden im ersten Halbjahr 2026 erwartet und sollten eine Basis für die No-

vellierung schaffen. Ob dabei auch die Rolle der Sozialen Arbeit Berücksichtigung findet, bleibt 

abzuwarten.       
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